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Streikformen verändert 

Die Arbeitskämpfe in 
Deutschland werden zuneh¬ 
mend spektakulärer und 
öffentlichkeitswirksamer 
geführt. 
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Außer Kontrolle 

Interaktive Kommu¬ 
nikationsausstellung 
über systematische 
Überwachung in 
Deutschland in Berlin 
eröffnet. 
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Verdrängt - vergessen 

Vor 100 Jahren starb der Litera¬ 
turnobelpreisträger Paul Heyse. 
Die Bourgeoisie, deren Chronist 
er war, will sich seiner nicht er¬ 
innern. 
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Die EU auf Konfliktkurs 


Thema der Woche 


Konferenz der 
DKP zu Mieten 
und Wohnen 

„Die Konferenz war sehr gut und sie 
wurde rundum von den Teilnehmen¬ 
den hoch gelobt, 50 engagierte und 
kluge Teilnehmerinnen - ein schöner 
Erfolg“, war ein erstes Statement von 
Wolfgang Richter zum Verlauf der 
wohnungs- und mietenpolitischen 
Konferenz der DKP am vergangenen 
Samstag. 

Eine umfangreiche Darstellung der 
Konferenz finden sie in der kommen¬ 
den Ausgabe, einen ersten Bericht in 
dieser UZ auf 
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D ie EU-Oberen halten mit al¬ 
ler Macht an ihrer Absicht fest, 
die Ukraine im geopolitischen 
Machtspiel gegen Russland (und Chi¬ 
na) enger an die EU zu binden. Das ist 
das Hauptergebnis des jüngsten „EU- 
Gipfels“ am 20./21. März in Brüssel. 
Die führenden EU-Kreise, insbeson¬ 
dere die deutschen Repräsentanten 
der „Großen Koalition“, Merkel und 
Steinmeier, reden zwar immer wieder 
auch von „Deeskalation“ und von ih¬ 
rer Bereitschaft zum Dialog mit Russ¬ 
land. Aber offenkundig sind sie nicht 
bereit, auf ihre eigenen Ziele einer 
Ausweitung des EU- und NATO-Ein- 
flussbereichs in Osteuropa zu verzich¬ 
ten. Dadurch bleibt der Weg zu einer 
tatsächlichen Deeskalation und ein¬ 
vernehmlichen Regelung des Konflikts 
per Diplomatie blockiert. 

Die in Brüssel beschlossene „zwei¬ 
te Stufe“ der Strafmaßnahmen gegen 
Russland hatte zwar eher begrenz¬ 
ten und symbolischen Charakter. Be¬ 
schlossen wurde die Ausweitung der 
Einreiseverbote und Kontensper¬ 
rungen gegen führende Vertreter des 
Putin-Regimes von bisher 21 auf nun 
33 Personen sowie die Aufkündigung 
des nächsten EU-Russland-Gipfels 
und einiger weiterer geplanter Ver¬ 
handlungsrunden. Außerdem hat 
Kanzlerin Merkel in schöner Gefolg¬ 
schaftstreue zu den USA das einstwei¬ 
lige Ende der G8-Gipfeltreffen ver¬ 
kündet, weshalb jetzt wieder die „G7“ 
Anfang dieser Woche mit Obama, aber 
ohne Russland tagten. 

Dass sich die EU-Chefs entgegen den 
Forderungen einiger Scharfmacher 
nicht auf einen schärferen Provoka¬ 
tionskurs einließen, dürfte vor allem 
auf die Realität der bestehenden po¬ 
litischen und militärischen Kräftever¬ 
hältnisse und auf die starken ökono¬ 
mischen Verflechtungen beider Seiten 
zurückzuführen sein. Stimmen aus der 
„Wirtschaft“ hatten deutlich davor 
gewarnt, dass schärfere ökonomische 
Sanktionen nicht nur Russland treffen, 
sondern auch einen „Schnitt ins eigene 
Fleisch“, das heißt in das eigene profi¬ 
table Geschäft mit Russland bedeuten 
würden. 

Dennoch kann von „weiser Zurück¬ 
haltung“ der EU (spiegel-online) kei¬ 
ne Rede sein. Die EU-Kommission er¬ 
hielt in dem Beschluss dieses EU-Gip- 
fels zur Ukraine gleich an zwei Stellen 
den Auftrag, weitere „restriktive Maß¬ 


nahmen wirtschaftlicher, handelsbezo¬ 
gener und finanzieller Art“, die „eine 
Vielzahl von Wirtschaftsbereichen 
betreffen“, schnellstmöglich vorzube¬ 
reiten. Positive Äußerungen im Sinne 
eines echten Gesprächsangebots an 
Russland unter Respektierung russi¬ 
scher Sicherheits- und Wirtschaftsinte¬ 
ressen sind in dem EU-Text an keiner 
Stelle zu finden. 

Das ist nicht die Sprache der Dees¬ 
kalation und der einvernehmlichen 
Regelung des Konflikts, sondern der 
Aufbau eines umfassenden weiteren 
Drohszenariums für künftige Zuspit¬ 
zungen, mit dem die Spannungen nicht 
gemindert, sondern das Klima der 
Konfrontation verschärft wird. 
Vielleicht in seinen weiteren Auswir¬ 
kungen am schlimmsten könnte je¬ 
doch der gleichzeitig gefasste EU-Be- 
schluss sein, den „politischen Teil“ des 
geplanten Assoziierungsabkommens 
der EU mit der Ukraine unverzüglich 
in Kraft zu setzen, der am zweiten Tag 


des Brüsseler Treffens bereits mit der 
entsprechenden U nterzeichnungszere- 
monie zusammen mit den Repräsen¬ 
tanten der Kiewer Putschregierung in 
Brüssel vollzogen wurde. 

In den hiesigen Massenmedien war 
dazu lediglich zu erfahren, dass die 
Ukraine damit zur „Anerkennung 
der Menschenrechte“ und des Prin¬ 
zips der „freien Marktwirtschaft“, also 
zur grundsätzlichen Bejahung einer 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung, 
verpflichtet werde. Ein Blick auf die 
tatsächlichen Bestimmungen dieses 
Abkommens zeigt jedoch, dass dies 
höchstens die halbe Wahrheit und de 
facto eine Verschleierung des eigentli¬ 
chen Inhalts ist. 

In Wahrheit sieht dieses Assoziie¬ 
rungsabkommen nicht nur die wirt¬ 
schaftliche, sondern auch ein starke 
politische Einbindung der Ukraine in 
die EU-Strukturen einschließlich ihrer 
Militärstrukturen vor. Gerade in dem 
jetzt in Kraft gesetzten „Politischen 


Teil“ wird als Instrument dafür die um¬ 
fassende Entwicklung eines ständigen 
„Dialogs über alle Bereiche von ge¬ 
genseitigem Interesse“ zwischen EU- 
Spitzen und ukrainischer Regierung 
festgeschrieben. Als Ziel dieses Dia¬ 
logs wurde dabei laut Vertragstext aus¬ 
drücklich eine „zunehmende Konver¬ 
genz“, also Übereinstimmung zwischen 
EU und Ukraine, in allen „politischen 
und Sicherheitsfragen“ einschließlich 
Fragen der „internationalen Sicherheit 
und des Krisenmanagements“(!) fest¬ 
geschrieben. Georg Polikeit 

Beschluss des EU-Gipfels zur Ukraine: 
http://www.consilium.europa.eu/ue- 
docs/cms_data/docs/pressdata/de/ 
ec/141 723.pdf 

Assoziierungsabkommen der EU mit 
der Ukraine: http://www.eeas.euro- 
pa.eu/ukraine/assoagreement/asso- 
agreement-2013_en.htm - Title II 

Weiter auf Seite 6 


„Der verdi-Streik ist jung und weiblich“ 

Machtvolle Aktionen im öffentlichen Dienst 


Nach Redaktionsschluss dieser Aus¬ 
gabe der UZ fanden zahlreiche Warn¬ 
streiks und Aktionen der Kollegin¬ 
nen im öffentlichen Dienst statt. Für 
den 25. März riefen die Gewerkschaf¬ 
ten des öffentlichen Dienstes (ver.di, 
GEW, GdP, dbb) die Beschäftigten in 
Niedersachsen und Bremen zu einer 
zentralen Streikversammlung in Han¬ 
nover auf. 

Die Arbeitgeber“ hatten auch in der 
zweiten Runde der Tarifverhandlun¬ 
gen für die im öffentlichen Dienst bei 
Bund und Kommunen Beschäftigen 
kein Angebot vorgelegt. Bereits in der 
ersten bundesweiten Streikwoche hat¬ 
ten sich gut 110 000 Beschäftigte an 


den Aktionen von ver.di beteiligt und 
die Arbeit niedergelegt. 

Vielerorts wurde das Bild wurde ge¬ 
prägt von Frauen und Jugendlichen. 
Heiner Birner, Geschäftsführer von 
ver.di München, führte auf dem Mün¬ 
chener Stachus am 19. März vor 4 000 
Kolleginnen aus: „Der ver.di-Streik ist 
jung und weiblich.“ Doch waren neben 
jungen und weiblichen Streikenden na¬ 
türlich auch ältere Kolleginnen zahl¬ 
reich vertreten. Auch in zahlreichen 
anderen Städten beteiligten sich je¬ 
weils Tausende an den Demonstratio¬ 
nen. Beteiligt waren alle Bereiche des 
öffentlichen Dienstes, darunter Be¬ 
schäftigte von Kitas, Krankenhäusern, 


Verwaltungen, der Müllabfuhr, Stadt¬ 
reinigung, den Arbeitsagenturen und 
Jobcentern sowie die Kolleginnen von 
Bussen und Bahnen. 

„Der heutige Warnstreik stand un¬ 
ter dem Motto ,Wer uns nicht ernst 
nimmt, kriegt uns ernsthaft zu spüren 4 
und war ein starkes Auftaktsignal für 
Hamburg“, sagt Wolfgang Abel, ver.di- 
Landesleiter vor 1 500 Kolleginnen in 
Hamburg. 

Abel weiter: „Die Arbeitgeber sollen 
aber wissen, dass wir steigerungsfähig 
sind, wenn es kein vernünftiges Ange¬ 
bot von ihrer Seite gibt. Unsere Forde¬ 
rung als maßlos zu bezeichnen, ist we¬ 
nig wertschätzend und überhaupt nicht 


respektvoll gegenüber der hervorra¬ 
genden Arbeit, die die Beschäftigten in 
den öffentlichen Betrieben jeden Tag 
für unser Gemeinwohl leisten. “ 

Die Gewerkschaften fordern eine 
Grunderhöhung der Entgelte um 
100 Euro plus 3,5 Prozent, eine Er¬ 
höhung der Ausbildungsvergütungen 
um 100 Euro monatlich und die unbe¬ 
fristete Übernahme der Auszubilden¬ 
den. Außerdem verhandeln sie mit den 
Arbeitgebern“ über einen einheitli¬ 
chen Urlaubsanspruch von 30 Tagen 
für alle und den Ausschluss sachgrund- 
loser Befristungen. Die dritte und letzte 
Verhandlungsrunde findet am 31. März 
und 1. April in Potsdam statt. WSK 


chen+++aktenzeichen+++akt 

enzeichen+++aktenzeichen++ 

Einberufung 

Sehr geehrter Herr Soldat, 

wie Sie vielleicht wissen, finden im Jahr 

2014 die wichtigen Jubiläumstage des 

Kriegsbeginns der beiden Weltkriege 

statt. 

Wir freuen uns daher, Ihnen mitteilen 
zu können, dass wir diese Jahrestage 
gebührend und eindrucksvoll feiern 
wollen. Deutschland hat nämlich aus 
diesen beiden Kriegen viel gelernt. 
Darum rufen wir Sie hiermit auf, hel¬ 
denhaft und kampfeslustig Ihrer Waf¬ 
fenpflicht bei den nächsten anstehen¬ 
den Auslands eins ätzen der Bundes¬ 
wehr nachzukommen. 

Mit kameradschaftlichem Gruß! 

Das Bundesverteidigungsministerium 

Lehren 

Wahr ist, dass als Konsequenz aus den 
NSU-Morden künftig die Behörden 
enger Zusammenarbeiten sollen. 
Unwahr ist, dass die Zusammenarbeit 
mehr beinhaltet als das gemeinsame 
Schreddern der Akten. 

Überzeugende 

Korruptionsbekämpfung 

Die neue Bundesregierung will end¬ 
lich mit wirkungsvollen Maßnahmen 
die Gefahr der Bestechung von Abge¬ 
ordneten bekämpfen: Sie schenkt sich 
und allen Bundestagsabgeordneten 
jetzt einfach so hohe Diätenerhöhun¬ 
gen, dass sich Bestechung einfach nicht 
mehr lohnt. 

Herr Wiesmüller 
Selbstanzeige 

Genau genommen müsste die Selbst¬ 
anzeige für Steuerbetrüger schon lan¬ 
ge auf andere Betrugsarten ausgeweitet 
werden. - Die Frage ist nur, ob zum 
Beispiel diejenigen, die sich ihre Diä¬ 
ten zurzeit wieder einmal kräftig erhö¬ 
hen, so viel Unrechtsbewusstsein hät¬ 
ten, dass sie sich selbst anzeigen wür¬ 
den. 


Werner Lutz 
Deutscher Einheit(z) - Textdienst 



Spenden für unser Fest 


DKP Parteivorstand, 
Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 60g 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Supernanny 
Andrea Nahles 


Charite flüchtet in die Friedenspflicht 

Den Druck erhöhen - Solidarischer Warnstreik am 17. März 



Das SPD-Wahlversprechen der Ein¬ 
führung eines flächendeckenden, 
branchenübergreifenden Mindest¬ 
lohns von 8,50 Euro/Std. entpuppt 
sich jetzt als das, wonach es von An¬ 
fang an roch: ein ansprechend ver¬ 
packter Wahlspeck, tauglich, um nach 
der Wahl auch noch vor die Nase der 
eigenen Mitglieder gehalten zu wer¬ 
den. Um an den Speck zu kommen, 
schluckten diese die GroKo-Kröte, 
nicht ahnend, dass danach der Köder 
neuverpackt und umetikettiert wird. 
In einem Rechtsstaat sind falsche 
Versprechen unter Strafe gestellt. So 



ist z.B. im Gesetz gegen den unlau¬ 
teren Wettbewerb die Rede von irre¬ 
führenden geschäftlichen Handlun¬ 
gen, zu denen auch die Irreführung 
durch Anlocken gehört. Wer bei¬ 
spielsweise ein „leckeres Mittages¬ 
sen“ bei einer Kaffeefahrt verspricht 
und stattdessen nur eine Konserven¬ 
dose mit Heringen ausgibt, kann da¬ 
für strafrechtlich belangt werden. 
Und laut Bundesgerichtshof liegt 
ein Betrug vor, wenn ein zuvor zuge¬ 
sicherter Gegenwert nicht erbracht 
wird. 

Doch wer glaubt im Ernst, dass Bun- 
desarbeitsministerin Andrea Nahles 
in Kürze mit einer Klage rechnen 
müsste? Aber ist das kein Betrug, 
wenn jetzt der gesetzliche Mindest¬ 
lohn erst ab 2017 für alle Branchen 
und nicht ohne Ausnahmen gilt? Die 
späte Gültigkeit führt unter anderem 
dazu, dass ausgerechnet die, die ge¬ 
werkschaftlich organisiert sind, den 
Mindestlohn von 8,50 Euro erst ab 


Bundesweit wurde am 21. März im 
Rahmen des Tags für gleiche Bezah¬ 
lung „Equal Pay Day“ aufgezeigt, dass 
Frauen trotz grundgesetzlich verbrief¬ 
ter Rechte immer noch benachteiligt 
werden, nämlich unterbezahlt und zu 
lebenslangen Minijobs verdammt. Ak- 
tivistinnnen des Frauenzentrum Voer¬ 
de (siehe Foto ) organisierten einen In- 
forstand auf dem Rathausplatz waren 
dabei und erklärten: 

„Wie schon 2012, so lagen auch in 2013 
die deutschen Frauenlöhne um 22 Pro¬ 
zent niedriger als die der Männer. Be¬ 
sonders Minijobs und Teilzeitarbeit 
verbunden mit mangelnden Plätzen für 
Kinderbetreuung führen Frauen oft in 
die Sackgasse. An die 60 Prozent der 
Minijobberinnen bekommen nie eine 
Vollzeitanstellung. Und obwohl heu¬ 


2017 bekommen, weil Tarifverträ¬ 
ge, in denen ein Lohn unterhalb der 
Grenze von 8,50 Euro vereinbart 
wurde, bis 2017 weitergelten werden. 
Konkret bedeutet das, dass die unge¬ 
lernte Verkäuferin im Fleischerhand¬ 
werk in Sachsen-Anhalt 5,53 Euro 
erhält. Ihr Lohn, wie z.B. auch der 
Tariflohn im Gaststättengewerbe im 
Saarland von 7,38 Euro, gilt weiter. 
Vom Mindestlohn von 8,50 Euro sol¬ 
len Jugendliche bis zum 18. Lebens¬ 
jahr - also bis zum Ende der Schul¬ 
pflicht - ausgenommen werden. 
Nahles 4 Begründung: „Wir müssen 
verhindern, dass junge Menschen 
lieber einen besser bezahlten Aus- 
hilfsjob annehmen statt eine Ausbil¬ 
dung anzufangen.“ Weiter sagte Nah¬ 
les. „Jede und jeder Jugendliche muss 
eine Ausbildung machen.“ 

Die Bundesministerin schiebt damit 
den jungen Menschen die Schuld in 
die Schuhe, dass sie sich von einem 
Aushilfsjob zum nächsten hangeln 
müssen. Tatsächlich aber fehlen ge¬ 
nügend Ausbildungsplätze mit einer 
Ausbildungsvergütung, von der sich 
auch auskömmlich leben ließe. Die 
Jugendlichen stecken sicher nicht 
freiwillig in unbezahlten Praktika 
und Warteschleifen. Reiner Hoff- 
mann, DGB-Vorstandsmitglied, hat 
Recht, wenn er sagt, prekäre Ar¬ 
beitsverträge für Jugendliche sei¬ 
en ein „eigentümliches Verständ¬ 
nis von Generationengerechtigkeit“ 
und: „Die Altersgrenze wird dazu 
führen, dass einfache Hilfstätigkei¬ 
ten wie das Auffüllen der Regale im 
Supermarkt künftig nur noch von 
unter 18-Jährigen gemacht werden 
und alle anderen Beschäftigten ver¬ 
drängt werden.“ Dagegen hilft aber 
gerade nicht die Aufweichung des 
Mindestlohns, sondern eine Ausbil¬ 
dungspflicht für Betriebe und Unter¬ 
nehmen und eine angemessene Ver¬ 
gütung der Auszubildenden. Deshalb 
fordert die Sozialistische Deutsche 
Arbeiterjugend (SDAJ) schon län¬ 
ger eine Mindestvergütung von 1 
200 Euro im Monat für Azubis, damit 
ihnen ein elternunabhängiges, selbst¬ 
ständiges und selbstbestimmtes Le¬ 
ben möglich ist. 


te sogar weit mehr als 50 Prozent aller 
Hochschulabsolventen Frauen sind, mit 
den meist besseren Abschlüssen, wer¬ 
den sie im Berufsleben schnell ausge¬ 
bremst. Denn sie können ja schwanger 
werden oder haben sogar bereits Kin¬ 
der; das gilt als Haupthindernis bei Ein¬ 
stellungen und Beförderungen. Männer 
werden eben nicht vor die Alternative 
gestellt: Kinder oder Karriere. 

In den europäischen Nachbarländern 
sind berufstätige Mütter anerkannt und 
werden in keiner anderen Sprache als 
Rabenmütter bezeichnet. Und auch un¬ 
sere Gesellschaft kann es sich nicht län¬ 
ger leisten, dass gut ausgebildete Frauen 
aus familiären Gründen dauerhaft aus 
dem Arbeitsleben ausscheiden oder 
nicht ihrer Ausbildung entsprechend 
eingesetzt werden.“ karla-la 


N ie zuvor war die Bereitschaft der 
Charite-Belegschaft so groß, für 
die Verbesserung ihrer Arbeits¬ 
bedingungen zu streiken. Der sponta¬ 
ne Rücklauf bei der Streikleitung war 
überwältigend: Über 300 Betten und 
mehr als 20 komplette Stationen bzw. 
Bereiche sollten geschlossen werden. 
Auch aus der Ärzteschaft wurde solida¬ 
rische Unterstützung bekundet. 

In den Tarifverhandlungen hatte der 
Charite-Vorstand keinerlei Bereitschaft 
gezeigt, ernsthaft auf die Forderungen 
der Beschäftigten einzugehen: 

★ Mindestbesetzung, gesundheitsför¬ 
dernde Maßnahmen und Ausbildungs¬ 
qualität. 

★ Eine Pflegekraft soll nicht mehr als 
zwei Schwerstkranke auf der Intensiv 
versorgen und nicht mehr als fünf Pati¬ 
entinnen auf Normalstationen. 

★ Kein Nachtdienst soll mehr allein ver¬ 
richtet werden. 

Diese Forderungen sind wahrlich nicht 
überzogen, sondern sollen eine ver¬ 
antwortbare Krankenversorgung si¬ 
chern und sind die Voraussetzung, dass 
das Pflegepersonal nicht selbst krank 
wird. Der ver.di-Tarifkommission blieb 
also nur der Warnstreikaufruf für den 
17. März, um zu signalisieren: Es reicht! 
An der Charite fehlen rund 300 Voll- 
zeit-Pflegekräfte, beschäftigt sind dort 
z.Z. 4 200 Pflegerinnen und Pfleger. Na¬ 
türlich bedeutet mehr Personal für die 
Klinik eine Erhöhung der Personalaus¬ 
gaben, also Geld, das von den Kranken¬ 
kassen kommen müsste, die aber durch 
das DRG-System (System diagnosebe¬ 
zogener Fallgruppen/Fallpauschalen) 
gedeckelt sind. Tatsächlich hat die Ein¬ 
führung des DRG-Systems zu einem 
massiven Personalabbau, zu beispiel¬ 
loser Arbeitsverdichtung geführt. Das 
Gesundheitssystem, als gesellschaftliche 
Aufgabe der Daseinsvorsorge, ist dem 
Profitstreben der Krankenhauskonzer¬ 
ne, ihrem verschärften Konkurrenz¬ 
kampf geopfert worden. Die Entwick¬ 
lung an der Berliner Charite, Europas 
größtem Universitätskrankenhaus, ist 
hier leider beispielhaft. 

Trend zur 

Zwei-Klassen-Medizin 

Gesundheitsversorgung ist ein Men¬ 
schenrecht. Aber in der Bundesrepublik 
zeichnet sich bereits heute eine Zwei- 
Klassen-Medizin ab. Dieser Trend muss 
gestoppt werden, sonst wird es bald 
selbstverständlich, dass Schwerkranke - 
aber weniger zahlungskräftige - zuguns¬ 
ten reicher Leute wie FrauTimoschenko 
hinten anstehen müssen. 

So wundert es nicht, dass die Kliniklei¬ 
tung, die ja mit großer Regelmäßigkeit 
immer wieder für Negativschlagzeilen 
in der Öffentlichkeit sorgt - jüngstes 
Beispiel: 40 Millionen Euro Forschungs¬ 
gelder, die „falsch verbucht“ wurden - 
versucht, diese Tarifverhandlungen in 
der Öffentlichkeit als unzumutbare, weit 
überzogene und nicht gerechtfertigte 
Forderungen der Gewerkschaft ver.di 
darzustellen. Das Echo auf den Warn¬ 
streikaufruf der ver.di-Tarifkommissi¬ 


on hat sie also mächtig aufgeschreckt, 
so dass sie die Verhandlungen für ge¬ 
scheitert erklärten und die Schlichtung 
anriefen. 

Damit wurde die Gewerkschaft in eine 
vierwöchige Friedenspflicht geknebelt 
und somit zur Untätigkeit verurteilt. 
Gerade in dieser Situation zeigt sich der 
enorme Wert des „Bündnisses Berline¬ 
rinnen und Berliner für mehr Beschäf¬ 
tigte im Pflegebereich“. Nicht an die 
Friedenspflicht gefesselt, rief der breite 
Zusammenschluss aus Einzelpersonen 
am Montag zu einer Kundgebung und 
Demonstration auf. Neben ver.di -Kolle¬ 
ginnen, wie z.B. CFM-(ChariteFacility- 
Management) und Einzelhandels-Be¬ 
triebsräte, der GEW, Kolleg/Innen aus 
der Metallindustrie und zahlreiche 
politische Aktivisten, war die Abord¬ 
nung von Kolleginnen und Kollegen 
aus den Vivantes-Krankenhäusern, die 
am selben Tag morgens in sechs Berli¬ 
ner Vivantes-Kliniken einen eintägigen 
Warnstreik begonnen hatten, eine gro¬ 
ße Verstärkung. In ihren Streikwesten 
und „bewaffnet“ mit ver.di-Fahnen tru¬ 
gen sie erheblich zu der „Wer sich nicht 
wehrt, lebt verkehrt“-Stimmung bei. 

Mehr Lohn und Personal 

Am Donnerstag, den 13. März hat¬ 
ten die Tarifverhandlungen im öffent¬ 
lichen Dienst begonnen, zu dem auch 
die Vivantes-Beschäftigten gehören. 
Auch hier hatte der Kommunale Ar¬ 
beitgeber kein Angebot gemacht. (In 
den Aufsichtsratsgremien von Charite 
und Vivantes sitzen Vertreter des Ber¬ 
liner Senats.) Die Gewerkschaft ver.di 
hat deshalb ihren Forderungen mit ei¬ 
nem eintägigen Warnstreik am Montag 
Nachdruck verliehen. Bei den Forde¬ 
rungen geht es um 100 Euro pro Monat 
und darauf 3,5 Prozent mehr Gehalt und 
mehr Personal auf den Klinikstationen. 
In ihrem Gruß wort an die Charite-Be¬ 
schäftigten machten die Vivantes-Kol¬ 


leginnen deutlich, wie wichtig der ge¬ 
meinsame Kampf ist. 

Eine der zahlreichen Solidaritätser¬ 
klärungen kam vom Kreisvorstand 
des DGB in Berlin-Neukölln. Darin 
heißt es: „... Seit einiger Zeit beob¬ 
achten wir Euren Einsatz und Eure 
Beharrlichkeit, eine Personalmindest¬ 
besetzung durch einen Tarifvertrag zu 
regeln und haben es begrüßt, dass Ihr 
Verhandlungen durchsetzen konntet. 
Die Kolleginnen und Kollegen des 
DGB-Kreisverbands Neukölln halten 
es für konsequent, nach den monate¬ 
langen Verhandlungen nun ein Zei¬ 
chen zu setzen und den Druck zu er¬ 
höhen. Auch wenn der angekündigte 
Warnstreik durch die Flucht des Un¬ 
ternehmens in die Schlichtungsver¬ 
handlungen nicht mehr stattfindet, ist 
damit ein Signal gesetzt worden. 

Wir wenden uns mit Euch gegen die 
einseitige Ausrichtung eines öffentli¬ 
chen Betriebes des Gesundheitswe¬ 
sens an wirtschaftlichen Kennzahlen. 
Personalabbau führte zum Leistungs¬ 
druck und die Arbeitsbedingungen 
haben sich verschlechtert. Viele Kol¬ 
leginnen und Kollegen haben inzwi¬ 
schen selbst die Erfahrung machen 
müssen, was es bedeutet, krank und 
mit abgehetztem Personal konfron¬ 
tiert zu sein. 

Mit Erschrecken sehen wir, dass die 
Logik von privaten Unternehmen im¬ 
mer mehr im Gesundheitswesen eta¬ 
bliert werden soll. Mit der Einfüh¬ 
rung von Fallpauschalen wurde eine 
Abwärtsspirale in Gang gesetzt, für 
die die Beschäftigten die Zeche zah¬ 
len und wodurch Patienten nicht mehr 
angemessen versorgt werden können. 
Wir wünschen uns für Euren Kampf 
viel Erfolg!“ 

Das Bündnis plant weitere Aktivitä¬ 
ten. Aktuelle Informationen: http:// 
www.mehr-krankenhauspersonal.de/ 
Hermann Glaser-Baur, Karin Mack 


Situation an der Charite 

Budget: ca.i Mrd. Euro 

Bilanz 2012: +5,5 Mio. 

Beschäftigte: ca. 13.000, davon Pflegekräfte: ca. 3500 Vollzeitstellen 

Betten: ca. 3000 (größtes Krankenhaus Europas) 

Entwicklung der Pflegestellen: seit 2003 ca. 200 Pflegestellen abgebaut 

Die Charite ist ein Haus der Supramaximalversorgung. Das heißt, hier werden 
nach Krankenhausplan alle Fälle behandelt. Die Charite darf keine Patientinnen 
abweisen. An der Berliner Charite ist die bundesweite Entwicklung mit ihren 
Folgen direkt sichtbar. Seit 2003 wurden an der Charite 300 Stellen abgebaut. 
Zugleich hat sich die die Patientenfallzahl erhöht, die Schwere der Fälle hat 
zugenommen (gemessen im sog. Casemix-Index) und die Liegezeit wurde ver¬ 
kürzt. Seitdem hat sich die Anzahl der Überstunden, bzw. Mehrarbeit der Pfle¬ 
gekräfte auf 160.000 Stunden (= 80 Vollkräfte) im Jahr erhöht. Hinzu kommt 
der Einsatz von Leih-Pflegekräften, um den hauseigenen Personalmangel zu 
kompensieren. Ca. 90 Kolleginnen werden so durch Leiharbeitskräfte ersetzt, 
die z.T. keine Erfahrung auf den Stationen haben und erst in die Abläufe ein¬ 
gearbeitet werden müssen. 

Hinzu kommt die Dauerbelastung der Pflegekräfte durch den Personalmangel. 
Sie kommt in dem Anstieg von Überlastungsanzeigen zum Ausdruck, die der 
Personalrat (PR) seit einigen Jahren verzeichnet. Jeden Monat gehen über 30 
Überlastungsanzeigen beim PR der Charite ein. 

Nach Berechnungen von ver.di müssten mindestens 300 Pflegekräfte einge¬ 
stellt werden, um den realen Personalbedarf zu decken. Quelle: ver.di 


Wir wollen nicht 
bleiben, was wir sind! 
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Ermutigende wohnungs- und mietenpolitische 

Konferenz der DKP 

Privates Eigentum und Spekulationen mit Grund und Boden sind der Kern der Wohnungs- und 

Mietenproblematik im Kapitalismus 



N eben dem Eingang zum Frank¬ 
furter Gallushaus erinnert eine 
Bronzetafel an den Auschwitz¬ 
prozess. Im Gallushaus kamen ab April 
1964, vor genau 50 Jahren, unerhörte 
Verbrechen zur Sprache. 

Die DKP hatte hierher zur wohnungs- 
und mietenpolitischen Konferenz ge¬ 
laden. Die Wahl ist wohl zufällig auf 
diese historische Stätte gefallen. Aber 
beiläufig ist zu erfahren, dass das Gal¬ 
lusviertel nach Maßgaben des Master¬ 
plans aus dem Büro Albert Speer & 
Partner überplant wird. „Das einstige 
Arbeiterviertel, in dem der Ausländer¬ 
anteil heute noch bei knapp 42 Prozent 
liegt, soll damit eine weitere Aufwer¬ 
tung erfahren.“ Schöne Aussichten für 
Investoren. Für die Anwohner sind es 
Drohungen. 

Wolfgang Richter aus Dortmund hat 
die Konferenz umsichtig vorbereitet. 
Er begrüßt die 50 Teilnehmerinnen 
und kommt gleich auf die Hauptfra¬ 
gen zu sprechen: Selbst bürgerliche 
Beobachter können nicht übersehen, 
dass das private Eigentum und das 
Spekulieren mit Grund und Boden 
den Kern der Wohnungs- und Mie¬ 
tenproblematik im Kapitalismus aus¬ 
mache. Das große Eigentum zeige 
seine Systemfratze offen im Bereich 
Wohnen und Mieten. Immer irratio¬ 
naler taumeln riesige Finanzsummen 
auf der Suche nach Anlagemöglich¬ 
keiten rund um den Globus. Verelen¬ 
dung und Obdachlosigkeit wachsen 
neben unerhört anschwellendem Lu¬ 
xus. Aber unsere Kraft entspreche 
nicht den derzeitigen Anforderun¬ 
gen. Die Klasse sei in die Defensive 
geraten. Es gehe um die Veränderung 
der Kräfteverhältnisse, um das Rin¬ 
gen um Reformen, ohne von der Not¬ 
wendigkeit des revolutionären Bruchs 
zu lassen. 


Wolfgang Richter spricht von unse¬ 
rer Beteiligung an Aktionen gegen 
Zwangsräumungen und das Sperren 
von Energie und Wasser, an Bündnis¬ 
sen, wo wir als organisierte Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten ange¬ 
nommen und beteiligt werden. Dabei 
komme es auf unsere politische und 
fachliche Kompetenz an. Es geht um 
das Wiedergewinnen fachlicher Kennt¬ 
nisse und politischer Kompetenz für 
das Entwickeln des solidarischen und 
kollektiven Widerstands. 

Er kündigt drei Themenblöcke an: Je 
ein Kapitel marxistische Analyse, kom¬ 
munistische Grundsätze und politische 
Praxis. 

Die Miete setzt sich nach Engels an¬ 
teilig zusammen aus Grundrente, In¬ 
standhaltungskosten, Baukapital plus 
Profit sowie Kredite plus Zinsen. Klaus 
Stein aus Köln richtet die Aufmerk¬ 


samkeit auf die Grundrente, die sich 
als Zins verhülle. Das Stück Boden 
erscheine nur als Kapital, auf dessen 
Menge von der Grundrente zurück¬ 
geschlossen wird. Das heutige Steigen 
der Bodenpreise ist angesichts des kri¬ 
senbedingten Überflusses an „verleih¬ 
barem Geldkapital“ mit dem Begriff 
Tendenz bei Marx noch zurückhal¬ 
tend charakterisiert. Die Bodenspe¬ 
kulation durchbricht alle gesetzlichen 
Barrieren, wie sich an den Skandalen 
des Bau- und Liegenschaftsbetriebs 
des Landes NRW ablesen lässt. 

In der folgenden Diskussion wirbt 
Claus Schreer aus München mit der 
Forderung nach Mietstopp und Miet¬ 
preissenkung, erinnert aber auch an 
die alte Forderung nach Vergesell¬ 
schaftung von Grund und Boden. In 
den siebziger Jahren hätte sie schon 
sehr viel mehr Resonanz gehabt. 


Klaus Linder aus Berlin gibt viele An¬ 
regungen und warnt in seinem Refe¬ 
rat vor der falschen Bestimmung des 
Gegners, vor der Täuschung, dass Zu¬ 
zug (für Berliner: von Schwaben) der 
Grund für die Mietpreissteigerungen 
sei. Miete sei auch nicht Ausbeutung, 
das Verhältnis Mieter und Vermieter 
entspreche nicht dem von Arbeiter 
und Kapitalisten. Interessant der Hin¬ 
weis auf einen Mietstreik mit 300 000 
Teilnehmern, organisiert von der KPD 
im Jahre 1921. 

Siw Mammitzsch berichtet aus Mie¬ 
terinitiativen. Sie hätten sich in Essen 
an drei großen Wohnungsgesellschaf¬ 
ten entlang gebildet. Sie seien im Mie¬ 
terforum Ruhr zusammengeschlossen 
und die wiederum stelle eine Fraktion 
im Deutschen Mieterbund. Sie ver¬ 
weist auf die „Katernberger Mieterer¬ 
klärung“ und zeigt einen Film des wdr- 
Lokalfernsehens. Es wird anschaulich, 
wie Mieterinteressen wirksam vertre¬ 
ten werden können. 

Dagmar Henn aus München kritisiert 
in der Diskussion die Wortschöpfung 
„Mietfähigkeit“, die das Problem der 
Wohnungsnot individualisiere. 
Kontroverse Beiträge gibt es um die 
Frage der Rekommunalisierung. Die 
Berliner Wasserbetriebe hätten bei¬ 
spielsweise beim Rückkauf Mono¬ 
polprofite bedienen müssen. 

Peter Köster wirbt dafür, in den Ge¬ 
werkschaften Mieterfragen zum The¬ 
ma zu machen. 

Patrik Köbele hält das Schlusswort 
nach dieser ermutigenden Konfe¬ 
renz. Das Markenzeichen der DKP 
sei ihre Beteiligung am Kampf gegen 
Zwangsräumungen, ihr Eintreten für 
Mietstopp und Senkung der Mieten, 
für Sozialen Wohnungsbau in öffent¬ 
licher Hand, für Grund und Boden in 
Gemeineigentum. Klaus Stein 


Streikformen haben sich gewandelt 

BDA fordert Gleichstellung von Streik und Aussperrung 


Im internationalen Vergleich wird in 
Deutschland nach wie vor relativ we¬ 
nig gestreikt, doch in den vergangenen 
Jahren wurden die Arbeitskämpfe in 
Deutschland zunehmend „spektaku¬ 
lärer“ und öffentlichkeitswirksamer 
geführt. Auch haben sich die Streik¬ 
formen gewandelt. Dies illustriert und 
belegt die Jahresbilanz 2013 zur Strei¬ 
kentwicklung, die das Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) 
in der Hans-Böckler-Stiftung gerade 
erst veröffentlichte. Die gewerkschaft¬ 
lich geführten Klassenauseinanderset¬ 
zungen des vergangenen Jahres waren 
im Besonderen geprägt vom monate¬ 
langen Arbeitskampf im Einzelhandel, 
den umfangreichen Warnstreikwellen 
in der Metallindustrie und im Öffent¬ 
lichen Dienst. Dazu kamen auch noch 
einig spektakuläre Streiks im Dienst¬ 
leistungsbereich. 

Rund eine Million Beschäftigte be¬ 
teiligten sich an diesen Streiks und 
Warnstreiks, 2012 waren es etwas mehr 
(1,2 Millionen). Das gilt auch für den 
Streikumfang: 2013 fielen durch Ar¬ 
beitskämpfe 551 000 Arbeitstage aus 
(rund 80 000 Tage weniger als 2012). 
Die Kolleginnen des Einzelhandels 
führten dort von Mai bis Dezember 
2013 den längsten, umfassendsten und 
härtesten Arbeitskampf. Dies vor allem 
deshalb, weil in dieser Branche die Un¬ 
ternehmerseite einseitig die Mantelta¬ 
rifverträge flächendeckend in fast ganz 
Deutschland aufkündigten. Die Kolle¬ 
ginnen konterten diesen existenziellen 
Angriff zu tausenden mit Streikakti¬ 
onen in mehr als 950 Einzelhandels¬ 
betrieben, solange, bis schließlich die 
Manteltarifverträge wieder in Kraft Ge¬ 
setz und ein akzeptables Tarifergebnis 
erzielt wurde. 

Zu den größten Warnstreiks kam es 
wie auch schon 2012 im Verlauf der Ta¬ 


rifrunde in der Metall- und Elektroin¬ 
dustrie. Dabei legten mehr als 700 000 
Beschäftigte in mehreren Wellen kurz¬ 
fristig die Arbeit nieder. Rund 150 000 
an den verschiedenen Warnstreiks Be¬ 
teiligte zählten die Gewerkschaften der 
Tarif runde 2013. 

Vier von fünf Arbeits¬ 
kämpfen finden im 
Dienstleistungsbereich statt 

Im Öffentlichen Dienst der Länder wa¬ 
ren rund 150 000 Kolleginnen in Ak¬ 
tion. Neben den ver.di-Kolleglnnen 
waren daran auch Zehntausende von 
angestellten Lehrerinnen beteiligt. 
Besonders interessant ist der von der 
Studie registrierte Trend, dass inzwi¬ 
schen vier von fünf Arbeitskämpfen im 
Dienstleistungsbereich stattfinden, ver. 
di führte allein 169 der insgesamt 218 
tariflichen Arbeitskämpfe. 

Außerhalb des Dienstleistungsbereichs 
kam es besonders in der von der Ge¬ 
werkschaft Nahrung, Genuss, Gaststät¬ 
ten (NGG) organisierten Getränke- 
und Lebensmittelindustrie zu vielen 
kleineren, aber auch größeren Arbeits¬ 
niederlegungen. Die Konfliktdichte ge¬ 
rade in diesen Bereichen steht im en¬ 
gen Zusammenhang mit der Zerklüf¬ 
tung der Tariflandschaft, dem Ausstieg 
vieler Unternehmer aus derTarifpflicht 
und die Privatisierung von Post, Tele¬ 
kommunikation und im Gesundheits¬ 
wesen. Ob es einen direkten Zusam¬ 
menhang zwischen Streikaktivitäten 
der Gewerkschaften und ihrer Mitglie¬ 
derentwicklung gibt, beantwortet diese 
Studie nicht. Fakt aber ist: 2013 konnten 
fünf der acht Mitgliedsgewerkschaften 
des DGB ein Mitgliederplus am Ende 
des Jahres bilanzieren. Auch ver.di, für 
die es seit ihrer Gründung stets nur um 
die Höhe der Mitgliederverluste ging, 
verbuchte 2013 einen leichten Zuwachs. 


Die Industrie Gewerkschaft Bergbau, 
Chemie, Energie (IG BCE) und die 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft 
(EVG) verloren auch 2013 mehr Mit¬ 
glieder, als sie neue gewinnen konnten. 

Die Angst der Arbeitgeber" 

Mitgliederstarke, kämpferische Ge¬ 
werkschaften aber fürchten die Kapita¬ 
listen und ihre Verbände wie der Teufel 
das Weihwasser. Nachzulesen z.B. auf 
der aktuellen Homepage der Bundes¬ 
vereinigung der deutschen Arbeitge¬ 
berverbände (BDA): „Das deutsche 
Tarifvertragssystem leistet einen wich¬ 
tigen Beitrag dazu, dass die Zahl der 
durch Arbeitskämpfe ausgefallenen Ar¬ 
beitstage in Deutschland unterhalb des 
europäischen Durchschnitts liegt. (...) 
Das ist ein wichtiger Standortvorteil. 
Allerdings ist seit 2010 eine wachsen¬ 
de Zahl von Arbeitskämpfen zu beob¬ 
achten. Diese haben sich von 2011 auf 
2012 sogar verdoppelt. Arbeitskampf¬ 
mittel sind in erster Linie Streik und 
Aussperrung. Zwar ist umstritten, ob 
die Tarifautonomie als Ausfluss der 
durch das Grundgesetz geschützten 
Koalitionsfreiheit auch Arbeitskämpfe 
umfasst. Soweit man dies aber bejaht, 
gilt dies gleichermaßen für den Streik 
wie für die Aussperrung. (...) Die kla¬ 
ren Konturen, die die Rechtsprechung 
der Arbeitsgerichte anfänglich bei den 
Arbeitskampfmitteln gegeben hat, sind 
über die Jahre allerdings durch vielfach 
unverständliche Urteile, insbesondere 
des Bundesarbeitsgerichts, verwischt 
worden. Diese Tendenz hat sich in den 
letzten Jahren fortgesetzt: Teils überra¬ 
schend hat die Rechtsprechung soge¬ 
nannte Sozialplanstreiks oder Unter¬ 
stützungsstreiks zugelassen. Das BAG 
hat mit einer Entscheidung aus 2007 
seine Rechtsprechung zu sogenannten 
Unterstützungsstreiks geändert. Darin 


hat das BAG Unterstützungsstreiks für 
grundsätzlich zulässig erklärt. Zuvor 
galten solche Streiks grundsätzlich als 
unzulässig. Zu Recht hält das BAG aber 
daran fest, dass sogenannte Sympathie¬ 
streiks rechtswidrig sind. 
Arbeitskampfmaßnahmen, um etwa 
politische Forderungen durchzusetzen, 
sind unzulässig. (...) Flash-Mob-Ak¬ 
tionen sind schon per Definition kein 
Arbeitskampfmittel. Der Flash-Mob 
zielt auf Sabotage und Betriebsbeset¬ 
zung. (...) Die Rechtsprechung ist da¬ 
her gut beraten, ihre Fehlentscheidung 
vom 22. September 2009 zu überdenken 
und richtigzustellen. Es gibt keine Ar¬ 
beitskamp fmittelfreiheit ! 

Die Antwort des Arbeitgebers auf den 
Streik ist die Aussperrung. (...) Auch 
wenn Arbeitgeber zurückhaltend von 
der Aussperrung Gebrauch machen, 
können sie notwendig sein. Daher dür¬ 
fen an die Aussperrung nicht strengere 
Regeln als an den Streik gestellt wer¬ 
den. (...) So wie der Streik ein zulässi¬ 
ges Mittel des Arbeitskampfes ist, gilt 
dies auch für die Aussperrung. Die viel¬ 
fachen Beschränkungen, der sie in der 
Rechtsprechung unterworfen worden 
ist, dürfen dieses Mittel des Arbeits¬ 
kampfes nicht zum stumpfen Schwert 
werden lassen. Es ist nicht verständ¬ 
lich und auch nicht akzeptabel, wenn 
einerseits gänzlich neue, dem System 
des deutschen Arbeits- und Tarifrechts 
fremde und systemsprengende Maß¬ 
nahmen wie Flash-Mobs zugelassen 
werden, auf der anderen Seite aber das 
Mittel der Aussperrung eingeschränkt 
wird.“ 

Ja so sind Die! Aber wir sind wir und 
wir als Arbeiterinnen entscheiden, für 
was wir wann, wo, wie lang und wie 
streiken. So wie das unsere Altvorde¬ 
ren auch schon taten. Basta! 

Wilhelm Dörner 


IG BAU fordert deutliche 
Verbesserungen 

Ohne ein Angebot der Arbeitgeber 
trennten sich in der aktuellen Tarifrun¬ 
de des Bauhauptgewerbes die Indust¬ 
riegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 
(IG BAU) und die beiden Arbeitge¬ 
berverbände Hauptverband der Deut¬ 
schen Bauindustrie (HDB) und Zent¬ 
ralverband des Deutschen Baugewerbes 
(ZDB) ohne Ergebnis. Für die rund 760 
000 Beschäftigten am Bau fordert die 
IG BAU ein Plus von insgesamt sieben 
Prozent, eine deutliche Steigerung der 
Ausbildungsvergütungen in Ost und 
West sowie zusätzlich die Verbesserung 
der Bedingungen bei den Fahrtkosten 
und für Beschäftigte, die auswärts über¬ 
nachten müssen. Zudem müssen nach 
den Vorstellungen der Gewerkschaft die 
Kosten der Ausbildung von den Arbeit¬ 
gebern übernommen und endlich auch 
für Beschäftigte im Osten eine Betriebs¬ 
rentenregelung eingeführt werden. Die 
nächste Verhandlung findet am 27 März 
2014 statt. 

Keine Ausnahmen 
beim Mindestlohn 

DGB-Vorsitzender Michael Sommer 
erklärte vergangene Woche zum The¬ 
ma Mindestlohnpläne: „Die Gewerk¬ 
schaften bleiben bei ihrer Position „ 
der Mindestlohn muss für alle Arbeit¬ 
nehmerinnen und Arbeitnehmer gelten. 
Bei Arbeitsverhältnissen darf es keine 
Ausnahmen vom Mindestlohn geben. 
Die vorgesehenen Ausnahmen für jun¬ 
ge Menschen und Langzeitarbeitslose 
sind willkürlich und diskriminierend. 
Es ist nicht einzusehen, warum man 
erst volljährig werden muss, um den 
Mindestlohn zu bekommen. Und Lang¬ 
zeitarbeitslose brauchen Förderung und 
Unterstützung. Sie vom Mindestlohn 
auszunehmen, ist stigmatisierend und 
bedeutet, dass sie künftig als Lohndum¬ 
pingreserve ausgenutzt werden. Mit die¬ 
sen Ausnahmen wird dem Missbrauch 
Tür und Tor geöffnet.“ 

Starke Ergebnisse für die IG Metall 

Die Betriebsrats wählen laufen gut für 
die IG Metall. Einige Wahlergebnisse 
der Woche vom 17. bis 21. März 2014: 
Schüler Pressen GmbH, Werk Wein¬ 
garten: alle 13 Sitze an die IG Metall. 
Siemens AG, Köln: alle 13 Plätze für die 
IG Metall. Parker Hannifin GmbH & 
Co.KG, Köln: alle 5 Mandate für die 
IG Metall. SONA BLW Präzisions¬ 
schmiede GmbH, Remscheid: 100 Pro¬ 
zent IG Metall. Unify Management 
GmbH E2, München: acht von neun 
Plätzen für die IG Metall. August Rüg- 
geberg GmbH & Co.KG, Hermeskeil: 
sechs von sieben Sitzen an die IG Me¬ 
tall. Seil GmbH Zodiac Aerospace 
Group, Homberg: vier von fünf Man¬ 
daten für die IG Metall. Kamax Tools 
Equipment GmbH & Co.KG, Homberg: 
alle 5 Plätze für die IG Metall. Bude- 
rus Edelstahl GmbH, Wetzlar: alle 17 
Sitze an die IG Metall. Neils & Kraft 
GmbH & Co.KG, Wetzlar: 100 Prozent 
IG Metall. Robert Bosch GmbH, Nürn¬ 
berg: alle 19 Mandate für die IG Metall. 

Aufstocken trotz Mindeslohn 

Laut verschiedener Pressemeldungen 
wären hunderttausende Beschäftig¬ 
te trotz des von der GroKo geplanten 
Mindestlohns von 8,50 Euro pro Stunde 
weiterhin auf Hilfe durch Hartz IV an¬ 
gewiesen. 41 Prozent oder rund 740 000 
der alleinstehenden Hartz-IV-Empfän- 
ger bräuchten selbst bei einer Vollzeit¬ 
beschäftigung ergänzende Grundsiche¬ 
rungsleistungen, weil ihre Wohnkosten 
mehr als 345 Euro monatlich betragen. 
Nach Zahlen der Bundesagentur für 
Arbeit würden in Westdeutschland die 
8,50 Euro sogar bei 48,8 Prozent der 
alleinstehenden Hartz-IV-Empfänger 
nicht ausreichen, um ohne zusätzliche 
staatliche Unterstützung auszukommen. 

ACE gewinnt Mitglieder 

Das Interesse an dem mit rund 
580 000 Mitgliedern zweitgrößten deut¬ 
schen Verkehrsbundes Auto Club Euro¬ 
pa (ACE) wächst. Der in Stuttgart an¬ 
sässige gewerkschaftsnahe ACE gewinnt 
derzeit jede Woche mehr als 1 000 Mit¬ 
glieder neu hinzu, der Zuwachs ist da¬ 
mit etwa ein gutes Drittel höher als vor 
der im Januar eingetretenen Vertrau¬ 
enskrise, die den Autoclub-Marktführer 
ADAC in München erschüttert. 
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Solidarität gegen Rassis¬ 
mus und Repression 

An Schwerpunkten von rechter, aber 
auch von staatlicher Gewalt in Berlin 
fanden am 21. und 22. März Aktions¬ 
tage statt. 

„Fünf vor Zwölf“ hieß das Motto 
zum Internationalen Tag gegen Ras¬ 
sismus, der weltweit an den blutigen 
Polizeieinsatz in der südafrikanischen 
Kleinstadt Sharpeville 1960 erinnert. 
2013 hatte ReachOut - Berliner Be¬ 
ratungsstelle für Opfer rechter, rassis¬ 
tischer und antisemitischer Gewalt - 
185 Straftaten dokumentiert. An der 
jüngst wieder angegriffenen Flücht¬ 
lingsunterkunft in Hellersdorf und zur 
NPD-Blockade in Rudow stellten sich 
breite antirassistische und antifaschis¬ 
tische Bündnisse auf. 

Die Abschaffung der Flüchtlingslager, 
des Gutscheinsystems und der Resi¬ 
denzpflicht sowie der EU-Grenzüber¬ 
wachungssysteme Frontex und EU- 
ROSUR forderten Flüchtlinge vom 
Oranienplatz bei einem Demonstra¬ 
tionszug von Kreuzberg nach Moabit. 
1 800 Polizisten begleiteten 1 300 
friedliche Teilnehmer, um dann mit 
aggressiven Greiftrupps und mit zahl¬ 
losen gewaltsamen Übergriffen gegen 
„Vermummte“ vorzugehen, 48 wur¬ 
den in Gewahrsam genommen, teilte 
die Rote Hilfe mit. 

30 000 für die Energiewende 

Wirtschaftsminister Gabriel will die 
Energiewende ausbremsen. Die Mi¬ 
nisterpräsidentinnen der Länder sind 
dabei die einzigen, die Gabriel noch 
aufhalten können. Unter ihnen gibt 
es große Bedenken gegenüber Ga¬ 
briels Plänen. Damit sie Gabriel die 
Stirn bieten, wurde demonstriert. Die 
Zahlen: Hannover: 8 000, Düsseldorf: 
5 000, Kiel 5 000, Wiesbaden: 4 000, 
München: 5 000, Potsdam: 2 000. 

Aus München erreichten uns folgen¬ 
de Zeilen: Mit einem unübersehbaren 
Meer aus Fahnen, Transparenten und 
selbstgebastelten Demonstrationsele¬ 
menten kamen rund 5 000 Menschen 
zum Fröttmaninger Berg in München, 
in Sichtweite der Allianz-Arena. Auf 
dem Weg zum Berggipfel, war ein 
„Lehrpfad durch das energiepoliti¬ 
sche Labyrinth Seehofers“ aufgebaut, 
bei dem in zehn Stationen der Ana¬ 
chronismus der Energiepolitik der 
CSU auf s Korn genommen wurde. 
Die Kundgebungsrednerlnnen, da¬ 
runter die bayerische Bundestags¬ 
abgeordnete der Partei „Die Linke“, 
Eva Bulling-Schröter kritisierten 
die „Bocksprünge“ der bayerischen 
Staatsregierung gegen die erneuerba¬ 
ren Energien und das trickreiche Ab¬ 
würgen von Wind- und Sonnenstrom 
durch die große Koalition. 
Bayerische Spottgesänge von Mu¬ 
sikern aus der Well-Familie trugen 
ebenso zur guten Stimmung bei, 
wie die sommerlichen Ausflugstem¬ 
peraturen. Und - wieder mit da¬ 
bei: Der „DKP-Tod“ mit dem Schild 
„Atom+Kohle=Zukunft“ - das meist- 
fotografierte Demoelement bei Demo 
und Kundgebung. 

WL/UZ 


Mehr für Flüchtlinge tun 

„Die Zahl der Asylbewerber ist im 
vergangenen Jahr gestiegen, zugleich 
steigt der Anteil derer, die auch als 
schutzberechtigt anerkannt werden. 
Doch die Bundesrepublik kann und 
muss mehr tun, um umfassend Schutz 
zu gewähren und für menschenwürdi¬ 
ge Aufnahmebedingungen zu sorgen“, 
kommentiert Ulla Jelpke Veröffentli¬ 
chungen des UNHCR zur Zahl der 
Asylsuchenden in den Industrienati¬ 
onen. Die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion DIE LINKE weiter: 
„Gerade schutzsuchende Roma aus 
Serbien und Mazedonien haben trotz 
massiver und existenzbedrohlicher 
Diskriminierungen kaum Chancen 
auf eine Flüchtlingsanerkennung. 
Die restriktive Praxis des Bundes¬ 
amtes für Migration und Flüchtlinge 
muss endlich grundlegend geändert 
werden. Handstreichartig die Staaten 
des ehemaligen Jugoslawien und Al¬ 
banien zu sicheren Herkunftsstaaten 
zu erklären, ist hingegen genau der 
falsche Weg.“ 


_ Innenpolitik _ unsere zeit m 

Systematische Überwachung „Außer Kontrolle“ 

Gedanken zu einer interaktiven Kommunikationsausstellung in Berlin • Von Hilmar Franz 



Eine von 2 000 Seiten, die der Verfassungsschutz dem 
Rechtsanwalt Rolf Gössner vom Vorstand der Internationalen 
Liga für Menschenrechte herausgeben musste. Viele waren 
ähnlich geschwärzt. 


W er im Telekommunikations¬ 
verkehr dem Recht auf in¬ 
formationelle Selbstbestim¬ 
mung Geltung verschaffen will, muss 
auf vielgestaltige Eigeninitiative set¬ 
zen, empfiehlt der bekannte Buchau¬ 
tor Arno Klönne. Wer aber gegen il¬ 
legale Zugriffspraktiken Grundrechte 
durchsetzen will, hat einen epocha¬ 
len Konflikt vor sich, fügt der Politik¬ 
wissenschaftler hinzu und richtet den 
Blick auf die Megakontrolle von NSA 
und GCHQ, US-amerikanische bzw. 
britische Schnüffelorganisationen der 
NATO und damit Partnerdienste des 
BND. Wie groß fünf Milliarden Ter- 
abyte Speicherkapazität sind, hat uns 
Edward Snowden vorstellbar gemacht. 
So viel braucht es im NSA-Datenzen- 
trum in Utah, um den innerhalb eines 
Jahres komplett aufgezeichneten Te¬ 
lekommunikationsverkehr in einzel¬ 
nen oder mehreren Ländern aus poli¬ 
tischen, wirtschaftlichen und privaten 
Quellen vorzuhalten. Druckte man ihn 
vollständig für eine utopisch erschei¬ 
nende Auswertung aus, benötigte man 
einen Platz von 17 Millionen Quad¬ 
ratkilometern. Die Relevanz dieser 
„globalen Exploitation“ belegen US- 
amerikanische Studien: In keinem ein¬ 
zigen Fall sind dadurch terroristische 
Anschläge aufgeklärt oder verhindert 
worden. 

Im Berliner Museum für Kommunika¬ 
tion ist jetzt die Ausstellung der Mu¬ 
seumsstiftung Post und Telekommuni¬ 
kation angekommen, die seit vergan¬ 
genen Oktober in Frankfurt/Main zu 


Im Berliner Museum für 
Kommunikation ist jetzt die 
Ausstellung der Museumsstiftung 
Post und Telekommunikation 
angekommen, die seit 
vergangenen Oktober in 
Frankfurt/Main zu sehen war: 
„Außer Kontrolle? Leben in einer 
überwachten Welt“ 


sehen war: „Außer Kontrolle? Leben 
in einer überwachten Welt“ empfiehlt 
sich seit 21. 3. bis zum 24. 8. 2014 zum 
Besuch mit interaktivem Umgang, Füh¬ 
rungen, Workshops für Kinder, Jugend¬ 
liche, Lehrer, Eltern und überhaupt 
für Erwachsene, nicht zuletzt auch mit 
Vorträgen in Kooperation mit dem 
Berliner Zentrum für Literatur- und 
Kulturforschung. Etwa 200 Exponate 
veranschaulichen den Spannungsbo¬ 
gen zwischen historischen und hyper¬ 
modernen Spielarten des Beobachtens 
und des Beobachtetwerdens im öffent¬ 
lichen Raum wie in der „geschützten“ 
Privatsphäre. Die Übergänge zwischen 
den „Objekten“ und „Subjekten“ im 


Dienst regelbestimmender Institutio¬ 
nen sind nicht erst seit der Inquisiti¬ 
on fließend, besonders dann, wenn das 
System Individuen befehdet und aus- 
stösst. Solche Kampagnen bevorzugen 
stets einen willig einstimmenden Back¬ 
groundchor, doch mitunter erzeugen 
sie auch Solidarität. 

Der Verfassungsschutz ist 
ersatzlos abzuschaffen 

Einer, der fast vier Jahrzehnte unter 
andauernder Beobachtung und Re¬ 
gistrierung des „Bundesamtes für Ver¬ 
fassungsschutzes“ (BfV) stand, ist der 
Rechtsanwalt Rolf Gössner. Der Vor¬ 
stand der Internationalen Liga für 
Menschenrechte forderte 2006 das 
BfV und die für den Inlandsgeheim¬ 
dienst zuständige Bundesregierung 
auf, die Überwachung ihres Präsiden¬ 
ten unverzüglich einzustellen und ihm 
gegenüber sämtliche seit 1970 erfass¬ 
ten Daten offzulegen. Dem schlossen 
sich die „Neue Richtervereinigung“ 
und die Mitgliederversammlung der 
Liga an. Das erstinstanzliche Verfah¬ 
ren vor dem Verwaltungsgericht Köln 
dauerte fünf Jahre und fällte das noch 
nicht rechtskräftige Urteil, die gesam¬ 
te Überwachung von Rolf Gössner sei 
von Anfang an unverhältnismäßig und 
rechtswidrig gewesen. 


In der Berliner 
Ausstellung kann 
jeder in der zu¬ 
gänglich gemach¬ 
ten dünnen Per¬ 
sonenakte von 
Rolf Gössner 
„lesen“. Sie reicht 
bis einschließlich 
2007, als die Be¬ 
obachtung ein¬ 
gestellt wurde: 
„Die hier zum 
Kläger erfassten 
Daten werden ab 
sofort gesperrt. 
Von der Lö¬ 
schung der Da¬ 
ten wird - trotz 
ihrer Löschungs¬ 
reife - wegen 
der anhängigen 
Auskunftskla¬ 
geverfahren bis 
zum rechtskräf¬ 
tigen Abschluss 
der Verfahren 
abgesehen“, teil¬ 
te das BfV auch 
im Auftrag des 
Bundesinnen¬ 
ministeriums 
mit. Die meis¬ 
ten Passagen der 
wenigen nicht 
herausgenommenen Blätter sind ge¬ 
schwärzt „aus Gründen des Staats¬ 
wohls, des Quellenschutzes und der 
Ausforschungsgefahr“, denn die Ge¬ 
heimhaltung der Aktenteile 2000 bis 
2007 müsse weiter aufrechterhalten 
werden. 

Gleichwohl erarbeitete Rolf Göss¬ 
ner 2013 zusammen mit Johann-Alb- 
recht Haupt, Udo Kauß, Till Müller- 
Heidelberg und Thomas von Zabern 
ein gemeinsames Memorandum der 
Menschenrechts-Liga, des Bundesar¬ 
beitskreises Kritischer Juragruppen, 
der Humanistischen Union und von 
weiteren Bürgerrechtsvereinigun¬ 
gen: „Brauchen wir den Verfassungs¬ 
schutz? NEIN!“ Sie vertreten den 
Standpunkt, die Auseinandersetzung 
über radikale, bisweilen auch men¬ 
schenverachtende Meinungen und 
Haltungen müsse mit politischen, de¬ 
mokratischen Mitteln innerhalb der 
Gesellschaft geführt werden. 
Zusammen mit dem Hamburger Cha¬ 
os-Computerclub e.V. und mit dem 
Bielefelder Datenschutzverein digi- 
talcourage e.V. erstattete Rolf Göss¬ 
ner am 3. Februar 2014 beim Gene¬ 
ralbundesanwalt Strafanzeige gegen 
Geheimdienste und Bundesregie¬ 
rung - „wegen geheimdienstlicher 
Massenüberwachung und -ausfor- 


schung durch NSA & Co“. „Unse¬ 
re Initiative soll die Zivilgesellschaft 
eindringlich dazu ermuntern, sich die¬ 
sen bürgerfeindlichen Angriffen auf 
geltendes Recht mit aller Kraft zu wi¬ 
dersetzen, ehe es zu spät ist“, erklärt 
die Liga-Präsidentin Fanny-Michaela 
Reisin. 

Weitere EU-Angriffe 
mit Schwarz-Rot gegen 
die Bevölkerung? 

Am 8. April will der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) sein Urteil be¬ 
kanntgeben, ob die EU-Richtlinie 
über die umstrittene Massenüberwa¬ 
chung durch die Vorratsdatenspeiche¬ 
rung von Verbindungsdaten verhält¬ 
nismäßig und mit Grundrechten z.B. 
auf Privatleben und Meinungsfrei¬ 
heit vereinbar ist. In seinem Gutach¬ 
ten argumentierte der Generalanwalt 
Cruz Villalön, die Richtlinie greife zu 
tief in die Grundrechte ein und müs¬ 
se überarbeitet werden. Aber die Idee 
der Speicherung ohne Anlass lehnt er 
nicht grundsätzlich ab. Dagegen for¬ 
dert der kritische Arbeitskreis Vorrats¬ 
datenspeicherung in Berlin, die Richt¬ 
linie sei ungültig zu machen, falls sie 
in der gegenwärtigen Fassung gegen 
verbriefte Grundrechte verstößt. Ein 
Aufrechterhalten wider besseres Wis¬ 
sen schaffe einen „gefährlichen Präze¬ 
denzfall“ und höhle die Wirksamkeit 
der Grundrechte aus. Es gebe keinen 
EU-Mitgliedstaat, in dem die ver¬ 
dachtsunabhängige und wahllose Vor¬ 
ratsdatenspeicherung einen statistisch 
signifikanten Einfluss auf die Aufklä¬ 
rung von Straftaten gehabt habe. 
Heiko Maas (Justiz, SPD) und Tho¬ 
mas de Maizere (Innenressort, CDU) 
wollen indes als Minister der Großen 
Koalition „vorbereitend alles dafür ... 
tun, dass nach der Entscheidung des 
EuGH sehr zügig dem Bundeskabinett 
ein Gesetzentwurf (zur Umsetzung der 
EU-Richtlinie) zugeleitet wird“. Das 
vormalige Gesetz dazu aus dem Otto- 
(Schily-)Katalog hatte das Bundesver¬ 
fassungsgericht kassiert: Verdachtsun¬ 
abhängige Vorratsdatenspeicherung 
verdächtigt potentiell jeden Bürger 
und trägt faktisch zur Abschaffung der 
gebotenen Unschuldsvermutung bei. 
Der Abgeordnete der Linksfraktion 
im Bundestag, Andrej Hunko kritisiert, 
dass das BKA bereits eine automati¬ 
sche Bildersuche in Suchmaschinen 
und in Sozialen Netzwerken einsetzt, 
wie sie der britische Geheimdienst zur 
„Gefahrenvorhersage“ verwendet. Da 
verwundert es nicht, dass das Institut 
für Flugsysteme an der Universität der 
Bundeswehr München zur Abwehr 
schon an einem „mobilen fliegenden 
Sensorknoten“ arbeitet. 


Der Tod hat nachts die besten Chancen 

Bayer liefert das Giftgas - Rettungskammer hat Feierabend 


Die DKP Gerresheim wollte es gleich 
von drei „Verantwortungsträgern“ wis¬ 
sen: Welchen Schutz gibt es vor dem 
tödlichen Kohlenmonoxid (CO) aus 
der Pipeline der Firma Bayer, wenn 
die Rettung verheißende Überdruck¬ 
kammer Feierabend hat oder bereits 
belegt ist? Gefragt wurde die Bezirks¬ 
regierung Düsseldorf als Genehmi¬ 
gungsbehörde für die CO-Pipeline, 
Dipl.-Ing. Werner Breuer, Projektlei¬ 
ter für die Pipeline bei Bayer Materi- 
alScience, und NRW-Umweltminister 
Johannes Remmel. 

Hintergrund der Anfrage: In den ver¬ 
gangenen Monaten hat es mehrere 
Todesfälle gegeben, als deren Ursa¬ 
che Kohlenmonoxid verantwortlich 
gemacht wurde. 3 000 schwere Rauch¬ 
vergiftungen gibt es etwa pro Jahr. 
Mehr oder weniger einsatzbereit sind 
die Druckkammern für die hyperbare 
Sauerstofftherapie (HBO) in Düssel¬ 
dorf, Aachen, Wiesbaden, Berlin, Halle 
und Murnau. 

Die Unfälle sind deshalb besonders tü¬ 
ckisch, weil das tödlich wirkende Gas 
nicht zu riechen ist. Es wird mit dem 


Sauerstoff „normal“ eingeatmet, ohne 
dass es der Betroffene merkt. Rettung 
hat es jüngst nur gegeben, weil die Op¬ 
fer zufällig und gerade noch rechtzeitig 
gefunden wurden, so in dem Düssel¬ 
dorfer Hotel „München“. 41 Hotelgäs¬ 
te konnten von der Feuerwehr gebor¬ 
gen werden. Drei Frauen wurden für 
eine „Blutwäsche“ zur Überdruckkam¬ 
mer in die Uni-Klinik Düsseldorf ge¬ 
bracht. 

Die Frauen hatten doppeltes Glück, 
denn sie wurden tagsüber eingelie¬ 
fert. Nachts ist die Druckkammer 
nicht in Betrieb. Das gilt neben Düs¬ 
seldorf auch für die Kammer in Aa¬ 
chen. Begrenzt ist zudem die Zahl der 
Rettungsplätze pro Kammer. So wer¬ 
den immer wieder Notfälle abgewie¬ 
sen. Die „Alternative“: ein Transport 
des Patienten mit dem Hubschrauber 
nach Wiesbaden - wenn dort ein Platz 
frei ist. 

Die 67 Kilometer lange CO-Pipeline 
von Bayer, die der Konzern gerne 
schon vorzeitig in Betrieb genommen 
hätte, führt durch dichte Wohnbebau¬ 
ung. Bei einem Bruch der Pipeline wä¬ 


ren Hunderte von Anliegern vom Koh¬ 
lenmonoxid bedroht. Selbst wenn es 
der Feuerwehr gelänge, sich rechtzeitig 
den Unfallopfern zu nähern, was be¬ 
zweifelt wird, könnte sie anschließend 
nicht auf eine ausreichende Anzahl 
von HBO-Plätzen zugreifen. 

Das NRW-Gesundheitsministerium 


Bayer AG räumt ein, dass 
Kohlenmonoxid schon tödlich 
wirken könne, „in größeren 
Mengen eingeatmet“. 


und Bayer sehen darin kein Problem, 
obwohl, so räumt Bayer ein, Kohlen¬ 
monoxid schon tödlich wirken könne, 
„in größeren Mengen eingeatmet“. In 
Duisburg verläuft die Pipeline zehn 
Meter neben einer Schule mit Kinder¬ 
garten mit etwa 800 Kindern ... 

Die Feuerwehrvertreter hätten gerne 
mehr Rettungskammern, sehen dafür 
aber Finanzierungsschwierigkeiten. 
Bereits Mitte 2010 warnten mehr als 
100 Kinderärzte vor den Gefahren der 
CO-Pipeline. Im Zentrum ihrer Kritik 


stand nicht die Forderung nach mehr 
Druckkammern, sondern das Verlan¬ 
gen, die CO-Pipeline nicht in Betrieb 
zu nehmen. Sie richteten einen offenen 
Brief an die Regierung, an Landespoli¬ 
tik und an Bayer. Im Gegensatz zu den 
Bayer-Managern, die „größere Men¬ 
gen“ Kohlenmonoxid für tödlich hal¬ 
ten, sehen die Mediziner bereits kleins¬ 
te Mengen als hochgiftig an. „Kinder 
werden zu den ersten Opfern gehö¬ 
ren, wenn ein Unfall passiert. Und wir 
Kinder- und Jugendärzte werden ihnen 
nicht helfen können,“ so Dr. Gottfried 
Arnold, Sprecher der Initiative der 
Kinder- und Jugendärzte gegen die 
CO-Pipeline. 

Die Antworten der Verantwortungs¬ 
träger auf unsere Anfrage liegen noch 
nicht vor. Dessen ungeachtet vertritt 
die DKP die Auffassung, dass das 
zentrale Problem nicht die fehlenden 
Druckkammern sind, sondern die CO- 
Pipeline als Verursacher der Schäden 
an Herz und Gehirn, mit Persönlich¬ 
keitsveränderungen oder Todesfolge. 
Die UZ wird weiter berichten. 

Uwe Koopmann 
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Hundert Tage Große Koalition 

Und die SPD feiert sich schon wieder 



Thomas Oppermann, der orientierungslose Fraktionschef der SPD. Keiner repräsentiert die GroKo 
besser als er. 


100 Tage, kaum bemerkt von der 
Wählerschaft, ist die GroKo in der 
nächsten Woche im Amt. In den Me¬ 
dien wird eine ernüchternde Bilanz 
gezogen. „Trotz ihrer erdrückenden 
Mehrheit von 504 zu 127 Sitzen im 
Bundestag“, so analysiert die Wo¬ 
chenzeitung „Die Zeit“, „warten wir 
vergebens auf einen großen Wurf 
der Regierung.“ Das Wochenmaga¬ 
zin „Focus“urteilt: „lOOTage GroKo: 
Kein Plan, kein Projekt, keine Part¬ 
ner.“ Sie habe keine Probleme be¬ 
wältigt. „Sie hat selbst eine gewaltige 
Krise hervorgerufen. Die Affäre um 
den SPD-Politiker Sebastian Edathy 
und der daraus erfolgte Rücktritt von 
CSU-Minister Hans-Peter Friedrich 
haben die Fassade der freundlich 
lächelnden Koalitionäre zerstört.“ 
Und auch in der „Neuen Osnabrü- 
cker Zeitung“ lesen wir von einer 
bescheidenen Bilanz. „Fakt ist: Die 
erste große gemeinsame Aktion be¬ 
stand in der Aufrüstung der Diäten 
und üppiger Altersversorgung für die 
Abgeordneten. Sonst hat das Kabi¬ 
nett Merkel nicht viel Einigkeit zu 
bieten.“ 

Hinzufügen müssen wir, dass Deutsch¬ 
land eine Regierung hat, die in der 
Ukraine einen Putsch unterstützte 
und dass deutsche Regierungspar¬ 
teien zusammen mit den Grünen zu 
solidarischen Helfershelfern von Fa¬ 
schisten, Banditen und Antisemiten 
wurden. Der Publizist Jakob Augstein 
schrieb dieser Tage in Spiegel-Online 
zur Bedeutung der Krim-Abstim¬ 
mung: „Der Ost-West-Konflikt lebt 
wieder auf. Aber die Kalten Krieger 
sitzen nicht im Kreml. Sondern in Wa¬ 
shington, in Brüssel und in Berlin.“ Fa¬ 
zit: 100 Tage GroKo - die Kriegsge¬ 
fahren wachsen. 

Mit alledem will der Juniorpartner 
in der Großen Koalition öffentlich 
nichts zu 
tun ha¬ 
ben. SPD- 
Chef Ga¬ 
briel wird 
eine völlig andersartige 100-Tage-Bi- 
lanz vorlegen. Seine Generalsekre¬ 
tärin Yasmin Fahimi hat schon mal 
vorab die Medien mit den SPD-Bot- 
schaften gefüttert. Sie lauten: „Die 
SPD hat schon in den ersten Mona¬ 
ten dieses Jahres bewiesen, dass sie 
der Motor der Koalition ist.“ Und 
fügt hinzu: „Es hat wohl noch keine 
Bundesregierung gegeben, die mit 
einer solchen Geschwindigkeit ihre 
Reformprojekte angegangen ist.“ Bei 


diesem Getöse und 
der Wirklichkeit reibt 
sich mancher die Au¬ 
gen. „Wir sind so gut 
gestartet, das soll uns 
erst mal einer nach¬ 
machen.“ Bitte nicht, 
möchte man hinzufü¬ 
gen. 

Was hat diese Partei 
ihrer Wählerschaft 
vor den Wahlen nicht 
alles versprochen? In 
den ersten drei Mona¬ 
ten sollte ein flächen¬ 
deckender gesetzli¬ 
cher Mindestlohn von 
8,50 Euro eingeführt, 

Frauen und Männern 
die gleiche Bezahlung 
für gleiche Arbeit ga¬ 
rantiert, der Miss¬ 
brauch von Leihar¬ 
beit und Werkverträ¬ 
gen bekämpft sowie 
die Solidarrente von 
mindestens 850 Euro 
monatlich auf den 
Weg gebracht wer¬ 
den. Das Betreuungs¬ 
geld sollte abgeschafft 
und stattdessen mehr 
Kita-Plätze geschaf¬ 
fen sowie die doppel¬ 
te Staatsbürgerschaft 
ohne Optionszwang 
eingeführt werden. 

Eine Mietpreisbrem¬ 
se, Finanzmarktregulierung und die 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes 
von 42 auf 49 Prozent sowie ein schär¬ 
feres Vorgehen gegen Steuerhinter¬ 
ziehung wurde versprochen. Schon 
im Koalitionsvertrag ist nur wenig, 
aber immerhin einiges wegen der Ge¬ 
sichtswahrung, davon übriggeblieben. 
Die zentrale SPD-Botschaft nach so¬ 
fortiger 
Einfüh¬ 
rung ei¬ 
nes Min¬ 
destlohns 
wurde darin um Jahre gestreckt und 
soll erst 2017 volle Gültigkeit erhal¬ 
ten. Der Betrag 8,50 Euro wurde ein¬ 
gefroren und hat dann seinen heuti¬ 
gen Wert nicht mehr. Apropos vol¬ 
le Gültigkeit: Die Großkoalitionäre 
haben inzwischen ein ganzes Paket 
von Einschränkungen und Ausgren¬ 
zungen im Visier. Das kommt nicht 
nur aus dem Unternehmerlager, man 
sollte bei Frau Ministerin Nahles ge¬ 
nau hinhören, was sie so von sich gibt. 


Sogar eine Altersgrenze soll es jetzt 
geben. Zu Recht kündigte der Vorsit¬ 
zende der Partei „Die Linke“ an: „Wir 
werden jede Altersgrenze vor Gericht 
bringen, egal ob 18,21 oder 25.“ Lohn 
„müsse von Arbeit abhängig sein und 
nicht vom Alter.“ 

Von solchen Forderungen wie der Ab¬ 
schaffung des Betreuungsgeldes, von 
der Erhöhung des Spitzensteuersatzes 
oder von einer Reichensteuer reden 
die sozialdemokratischen Koalitionä¬ 
re schon gar nicht mehr. Diese SPD- 
Forderungen sollen möglichst schnell 
aus der Erinnerung gelöscht werden. 
Und was hat der ehemalige stellver¬ 
tretende SPD-Fraktionschef Opper¬ 
mann noch im Sommer letzten Jahres 
für drastische Worte gegen die Aus¬ 
schnüffelungen der NSA gefunden 
und richtige Forderungen an die Re¬ 
gierung gestellt. Seit Bildung der Gro¬ 
Ko schweigt der geschwätzige Herr 
Oppermann dazu. Es herrscht Still¬ 
schweigen über den Abhörskandal, 
für den die „amerikanischen Freunde“ 


verantwortlich sind - aber die NSA ar¬ 
beitet weiter. 

Hat die SPD also gegenwärtig Grund, 
sich an der Arbeit ihrer Ministerin¬ 
nen und Minister zu berauschen? 
Die Umfragewerte stagnieren seit 
Monaten. Sie liegen teilweise noch 
unter dem Wert, den die SPD bei 
den Bundestagswahlen im Herbst 
2013 erreichte. Nach einer Umfrage 
des Forsa-Instituts ist die SPD sogar 
von 26 Prozent auf 22 Prozent abge¬ 
sackt. Forsa-Chef Manfred Güllner 
führt das u. a. auf das Renommee des 
Parteichefs Gabriel zurück, den nicht 
viele als richtigen Mann im Amt des 
Wirtschaftsministers ansehen. Nun 
beruhen die sozialdemokratischen 
Hoffnungen - und wahrscheinlich Il¬ 
lusionen - ausgerechnet auf dem re¬ 
lativ unbekannten Spitzenkandidaten 
zu den EU-Wahlen, Martin Schulz, 
der ein herausragendes Wahlergeb¬ 
nis bringen soll. Wahrscheinlich en¬ 
det auch dieser Rausch am Abend 
des 25. Mai 2014. Rolf Priemer 


„700 Tage CroKo: Kein Plan, kein 
Projekt, keine Partner “ 


Krise der Demokratie hält an 

Einige Überlegungen zu den Kommunalwahlen in Bayern 


Der stärkste Trend bei diesen Wahlen 
ist der zum Nichtwählen. In München 
gingen 58 Prozent der Wahlberechtig¬ 
ten nicht zur Wahl, landesweit sieht es 
nicht viel besser aus. Stimmenergeb¬ 
nisse einzelner Wahlbezirke zeigen: 
Menschen mit niedrigem Einkommen 
oder mit Migrationshintergrund gehen 
weniger zur Wahl als solche aus den 
sogenannten gutbürgerlichen Milieus. 
Obwohl Umfragen belegen, dass fast 
drei Viertel der Menschen Kommu¬ 
nalpolitik für „wichtig“ oder „sehr 
wichtig“ halten, geht nicht einmal 
jede/r Zweite zur Wahl. Offensicht¬ 
lich wird, dass sich immer mehr Men¬ 
schen von Parteien und Wahlen nichts 
erwarten, was ihre Lebensumstände 
betrifft. 

Eine Wahlbeteiligung in einer Me¬ 
tropole wie München mit nur noch 42 
Prozent (2008:47,6 Prozent) zeigt, dass 
viele Menschen der Meinung sind, die 
Politik der etablierten Parteien werde 
auf einem Spielfeld ausgetragen, deren 
Regeln sie nicht mitbestimmen können. 
Offensichtlich wirkt die Erfahrung, 
dass die eigentlichen Entscheidungen 
nicht in Parlamenten sondern auf den 
Finanzmärkten, an den Börsen und den 
Vorstandsetagen transnationaler Kon¬ 


zerne gefällt werden, also in den Berei¬ 
chen, die nicht wählbar sind. 

Diese geringe Wahlbeteiligung - aus 
welchen Gründen auch immer - ist 
Ausdruck der Krise der Demokratie. 
Dazu passt auch der Trend, dass die 
etablierten Parteien bayernweit ihre 
Ergebnisse gerade halten können oder 
Stimmen verlieren. Eklatant: In Mün¬ 
chen verliert die SPD fast 61 700 Wäh¬ 
lende an die große Gruppe der Nicht¬ 
wähler. Bayern weit konnte sich die 
CSU knapp behaupten (von 40 Prozent 
bei den letz¬ 
ten Kommu¬ 
nalwahlen 
auf jetzt 39,6 
Prozent) die 
SPD dagegen rutscht von 22,6 Prozent 
auf 19,7 Prozent landesweit ab. 

Zu Ergebnissen der Partei „Die Linke“: 
In München kommt „Die Linke“ nur 
noch auf 2,4 Prozent (-1,5 Prozent) und 
erhält nur noch zwei Sitze (-1). In Mün¬ 
chen verliert „Die Linke“ 6 000 Stim¬ 
men, je zur Hälfte an Nichtwähler und 
an „Sonstige“. Ein wesentlicher Grund 
hierfür war die Kandidatur von Grup¬ 
pen und Parteien, die mit ihren Positi¬ 
onen auf das Wählerpotential der Lin¬ 
ken zielten: Die Wählergruppe Hut (1,1 


Prozent, ein Sitz), die sich vor allem aus 
Aktivisten der Münchner Mieterbewe¬ 
gung zusammensetzt oder die Piraten 
(1,2 Prozent, ein Sitz). 

Um so beachtlicher: In Wasserburg 
erreicht die Linke Liste Wasserburg 
„LLG“ aus dem Stand 4,2 Prozent 
und ein Stadtratsmandat. In Augsburg 
erreicht „Die Linke“ 3,2 Prozent und 
2 Sitze (trotz linker Konkurrenz der 
„Polit-WG“ mit 1,6 Prozent und einen 
Sitz). In Moosburg erreicht „Die Lin¬ 
ke“ mit über 1 000 Stimmen erstmals 
ein Stadt¬ 
ratsman¬ 
dat. Bei der 
Stadtrats¬ 
wahl in Frei¬ 
sing erreicht „Die Linke“ 4,22 Pro¬ 
zent und zwei Sitze, bei der Freisinger 
Kreistagswahl 2.5 Prozent und eben¬ 
falls zwei Sitze. 

In München, Wasserburg, Moosburg 
und Freising haben Mitglieder der DKP 
auf den Listen der Partei „Die Linke“ 
bzw. gemeinsamen Listen kandidiert, 
die Wahlkämpfe aktiv unterstützt und 
sind z.B. in München und Wasserburg 
in den Stadtrat gewählt worden. 
Lokale Gruppen bilden sich und errei¬ 
chen Stadtratsmandate: „Die Guten“ 


(Nürnberg), „Polit-WG“ (Augsburg), 
„Gruppe Hut“ (München)“ Für unser 
Dorf“ oder „Mit Herz und Verstand 
für den Bürger“ (Oberammergau). In 
München wurden die Ambitionen der 
rechten Kräfte außerhalb der CSU ent¬ 
täuscht. Dennoch erhielt die rechtsfolk- 
loristische Bayernpartei („Wir können 
es auch alleine“) mit 0,9 Prozent einen 
Sitz, die AfD („Eurokritiker ins Rat¬ 
haus“) kam auf immerhin 2,5 Prozent 
(2 Sitze) und die mit der rechtsradika¬ 
len Szene verhandelte BIA (Bürger¬ 
initiative Ausländerstopp) 0,7 Prozent 
und einen Sitz. 

Der Stadtrat der BIA machte von sich 
reden, als er nach der letzten Kom¬ 
munalwahl bei seinem Amtsantritt als 
Stadtrat den Hitlergruß zeigte. Ins¬ 
gesamt haben die „kleinen Parteien“ 
mit ein oder zwei Sitzen im Münchner 
Stadtrat doch ein erhebliches Gewicht 
mit 14 von 80 Sitzen. Sowohl „rot/grün“ 
als auch eine „schwarz/grüne“ Stadtko¬ 
alition hat in München keine Mehrheit 
und wird einige dieser Stimmen brau¬ 
chen. Das Werben darum hat schon be¬ 
gonnen und am 30. 3. ist die Stichwahl 
zwischen dem CSU- und dem SPD- 
OB-Kandidaten. 

Walter Listl 


DKP-Mitglied in den Münchner 
Stadtrat gewählt 


Erinnerungspolitik 
auf Sparflamme 

„Die Bundesregierung schiebt die Pro¬ 
jekte zur Erinnerung an NS-Verbrechen 
in Italien auf die lange Bank“, kritisiert 
die innenpolitische Sprecherin der Frak¬ 
tion „Die Linke“. Ulla Jelpke, die Regie¬ 
rungsantwort auf eine Kleine Anfrage. 
Jelpke weiter: 

„Trotz starker Nachfrage von Wissen¬ 
schaftlern, Opfergemeinden und zivilge- 
sellschaftlichen Trägern gibt es noch im¬ 
mer kein Konzept für die Förderung von 
Projekten, die an deutsche Besatzungs¬ 
verbrechen in Italien erinnern. Vor mehr 
als einem Jahr, im Dezember 2012, wur¬ 
de der Bericht der deutsch-italienischen 
Historikerkommission vorgestellt. De¬ 
ren Empfehlungen versprach die Bun¬ 
desregierung umzusetzen - aber passiert 
ist seither nichts. Die Bundesregierung 
sei ,zurzeit mit der italienischen Regie¬ 
rung im Gespräch, um einvernehmlich 
den Umfang, die Rahmenbedingungen 
und die Strukturen für ein Programm zur 
Förderung von Forschungs- und Erinne¬ 
rungsprojekten festzulegen 4 , heißt es in 
der Antwort. 

Geplant ist den Regierungsangaben zu¬ 
folge ein Zukunftsfonds, der Mittel in 
Höhe von einer Million Euro jährlich 
erhalten soll. Die rechtskräftig geworde¬ 
nen Urteile italienischer Gerichte hatten 
bei weit über 50 Millionen Euro gelegen, 
bevor sie auf Betreiben der Bundesre¬ 
gierung vom Internationalen Gerichts¬ 
hof kassiert worden waren. 

Was den Zukunftsfonds angeht, sind bis¬ 
lang weder die Förderrichtlinien noch 
die Anbindung an eine wissenschaftli¬ 
che Einrichtung festgelegt. Dabei he¬ 
gen schon jetzt drei Anträge für wissen¬ 
schaftliche Vorhaben und 27 Anträge 
von Gemeinden und Opferverbänden 
aus Italien vor. Extrem bedenklich ist 
zudem die Ankündigung der Bundesre¬ 
gierung, auch die geplante Gedenkstätte 
für die Italienischen Militärinternierten 
(IMI) in Berlin sowie das zu gründende 
IMI-Museum in Berlin mit Mitteln aus 
diesem Zukunftsfonds zu finanzieren. 
Die geplanten Kosten hegen bei mindes¬ 
tens zwei Millionen Euro - damit wäre 
der Fonds schon leer, bevor er überhaupt 
eingerichtet ist, und alle anderen Projek¬ 
te müssten sich hinten anstehen. 

Ich erinnere daran, dass die Historiker¬ 
kommission eingerichtet worden war, um 
die hartnäckige Weigerung der Bundes¬ 
regierung zu flankieren, den NS-Opfern 
Entschädigung zu gewähren. Quasi im 
Austausch für Entschädigung wurde we¬ 
nigstens aktive Erinnerungspolitik ver¬ 
sprochen. Die soll nun offenbar auf Spar¬ 
flamme vonstatten gehen. Der Skandal 
um verweigerte Entschädigung wird nun 
um den Skandal um verschleppte Erin- 
nerungspolitik ergänzt. Ich fordere die 
Bundesregierung auf, endlich Nägel mit 
Köpfen zu machen, und den Zukunfts¬ 
fonds massiv aufzustocken.“ 

„Europäische nationa¬ 
listische Kräfte“ 

Rund acht Wochen vor der Europawahl 
schreitet der Schulterschluss der ex¬ 
tremen Rechten weiter voran. Auf dem 
„Kongress“ der Jungen Nationaldemo¬ 
kraten im thüringischen Kirchheim ver¬ 
netzten sich Rechte aus halb Europa und 
tauschten sich über ihre Strategien aus. 
Vor den 160 Teilnehmern sprachen u.a. 
Vertreter der „Goldenen Morgenröte“ 
aus Griechenland, der tschechischen 
„Arbeiterjugend“, der „Partei der Schwe¬ 
den“ und Nick Grifhn, der Vorsitzende 
der „British National Party“ (BNP). Auf 
die ursprünglich angepriesenen Redner 
aus dem Umfeld der Swoboda-Partei und 
des „Rechten Sektors“ aus der Ukraine 
mussten die Besucher verzichten, ihnen 
war die Ausreise verweigert worden. 
Auch hochrangige Mitglieder der Bun- 
des-NPD sind nach Kirchheim gekom¬ 
men. Zu ihnen gehören Olaf Rose mit 
Platz zwei auf der Europaliste seiner 
Partei und der NPD-Bundesgeschäfts- 
führer Jens Pühse. Er ist auf den dritten 
Listenplatz gewählt worden. Bereits drei 
Wochen zuvor hatte er an einem Vernet¬ 
zungstreffen der extremen Rechten aus 
fünf europäischen Ländern in Rom teil¬ 
genommen. Anschließend schwärmte 
Pühse vom Fortschritt der „Gespräche 
zur Bündelung national-radikaler Kräf¬ 
te im Europaparlament“ und sprach von 
einer „schlagkräftigen Formation“. 

(blick nach rechts) 









6 Freitag, 28. März 2014 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Solidarität mit der KPU 

Kommunistinnen und Kommunisten 
der Ukraine sind ebenso wie deren Ein¬ 
richtungen Übergriffen durch faschis¬ 
tische Kräfte ausgesetzt. Die DKP hat 
sich mit ihrer Schwesterpartei solida¬ 
risch erklärt. Wer der Kommunistischen 
Partei der Ukraine materielle Hilfe leis¬ 
ten will, kann seinen Beitrag unter dem 
Stichwort „KPU“ auf das Soli-Konto 
der DKP bei derPostbank Köln, BLZ 
370100 50, Kto.-Nr. 253 525 502, leisten. 
Die eingehenden Beträge werden an die 
KPU weitergeleitet. 



ALBA 

TCP 


Treffen in der Botschaft 
Venezuelas 


Am 21. März gab es in der Botschaft 
der B olivarischen Republik Venezuela 
in Berlin ein Treffen von Vertretern der 
DKP mit Bernardo Alvarez Herrera, Ex- 
ekutivsekretär von ALBA-TCP, in des¬ 
sen Verlauf sich Bernardo Alvarez Her¬ 
rera für die bisher erwiesene Solidarität 
bedankte und bat, auch weiter alle Mög¬ 
lichkeiten zu nutzen, um über die reale 
Situation in Lateinamerika und Venezu¬ 
ela aufzuklären. Er verwies auf die Ent¬ 
wicklung von ALBA (Bolivarianische 
Allianz für die Völker unseres Ameri¬ 
ka) in den letzten 10 Jahren und die er¬ 
reichten Erfolge. Die nächsten Monate 
werden nicht nur für Venezuela, sondern 
auch für ALBA, sehr komplizierte Mo¬ 
nate werden. 

Teil nahmen am Gespräch von Seiten 
der DKP Nina Hager, stellvertretende 
Vorsitzende der DKP und Chefredak¬ 
teurin der UZ, sowie Mario F. Berrios 
Miranda, Mitglied des Parteivorstandes 
und Landesvorsitzender der DKP Bran¬ 
denburg. 

Eine ausführlichere Information folgt. 


Meinungsaustausch in Ecuador 

Zu einem Gespräch trafen sich die Mit¬ 
glieder des Exekutivvorstands der Kom¬ 
munistischen Partei Ecuadors (PCE) in 
Guayaquil mit dem Internationalen Se¬ 
kretär der DKP, Günter Pohl. Bei der 
Beratung erläuterte der PCE-General¬ 
sekretär, Winston Alarcon, inwieweit 
die Partei die Regierung von Präsident 
Rafael Correa unterstützt. Die Wahl¬ 
bündnisse sind dabei jeweils von den 
Gegebenheiten in den verschiedenen 
Provinzen abhängig. Die KP ging bei 
den Kommunalwahlen des letzten Mo¬ 
nats innerhalb des Bündnisses „Pueblo 
Unido“ (Vereintes Volk) in vier Provin¬ 
zen in den Wahlkampf, während sie in 
anderen Regionen Mitglieder auf Listen 
der Regierungspartei „Alianza PAIS“ 
platzieren konnte. Grundsätzlich wird 
die Regierung als fortschrittlich ange¬ 
sehen, allerdings ohne Illusionen über 
ihren reformistischen Charakter. Darin 
spiegeln sich auch die unterschiedlichen 
Meinungen in der Partei wider. 

Die im Februar erlittene deftige Nie¬ 
derlage der von Präsident Correa un¬ 
terstützten Kräfte in den großen Städ¬ 
ten des Landes erweitert den Spielraum 
der Opposition, die bis dato den klaren 
Siegen Correas uneinig gegenübersteht. 
Mit Sorge und Wachsamkeit betrachtet 
die PCE daher die Möglichkeit von Auf¬ 
ständen rechter Kräfte wie zurzeit in Ve¬ 
nezuela. 

Die PCE orientiert in der Klassenaus¬ 
einandersetzung auf den von ihr be¬ 
einflussten Gewerkschaftsdachverband 
CTE, deren Vorsitzenden sie stellt. Sie 
sieht ihren Einfluss auch in den Gremien 
der Gesundheitsangestellten sowie der 
Landarbeiter der Küstenregion wachsen. 
Eine große Aufgabe hat sich die PCE 
mit der Ausrichtung des diesjährigen 
Treffens der Kommunistischen und Ar¬ 
beiterparteien vorgenommen. Es wird 
im November in Guayaquil stattfinden. 
Die PCE hat bereits mit Bündniskräf¬ 
ten gesprochen um eine machtvolle De¬ 
monstration zum Abschluss des Treffens 
zu organisieren, das in den Rahmen der 
Gedenkfeiern eines Massakers vor gut 
90 Jahren gestellt wird. Die PCE kann 
für das Treffen mit der Unterstützung 
durch einige lateinamerikanische KPen 
rechnen. Die DKP hat die ihr mögliche 
Unterstützung zugesagt. 


Die EU auf Konfliktkurs 

Neuauflage der Troika für die Ukraine? • Fortsetzung von Seite i 


I n Artikel 7 des in Kraft gesetzten 
Assoziierungsabkommens EU- 
Ukraine wird ausdrücklich eine 
„schrittweise Konvergenz auf dem 
Gebiet der Außen- und Sicherheitspo¬ 
litik einschließlich der gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
(ESVP)“ festgehalten. Artikel 10 sieht 
dem entsprechend die „Erhöhung der 
Beteiligung der Ukraine an EU-ge- 
führten zivilen und militärischen Kri¬ 
senmanagementoperationen“ und an 
entsprechenden „Übungen und Trai¬ 
ningsaktivitäten“ der EU vor. 

Es geht also nicht nur um „politische 
Assoziierung“, sondern eindeutig auch 
um eine stärkere Einbindung der Uk¬ 
raine in die Militärpolitik der EU. Die 
NATO, mit der die EU-MilitärStruktu¬ 
ren vertraglich fest vernetzt sind, lässt 
grüßen! 

Darüber hinaus enthält der Brüsseler 
Text zur Ukraine aber auch nicht nur 
eine Absichtserklärung, sondern die 
„feste Zusage“, der politischen „Asso¬ 
ziierung“ so bald wie möglich die wirt¬ 
schaftliche folgen zu lassen. Das heißt 
die festere Einbindung und Unterwer¬ 
fung der Ukraine unter die Regeln des 
EU-Binnenmarkts und die damit ver¬ 
bundenen neoliberalen Vorgaben der 
EU -Wirtschaftspolitik. 

Allerdings mahnen die EU-Chefs hier 
in ihrem Ukraine-Text auch an, dass 
die ukrainische Regierung „zügig ein 
ehrgeiziges Strukturreformprogramm“ 
einleiten müsse. „Strukturreformen“ - 
das ist im EU-Vokabular das Synonym 
für die Kürzung von Sozialleistungen, 
die Privatisierung öffentlicher Dienste, 
die Deregulierung der Arbeitsverhält¬ 
nisse und Tarifvertragsbestimmungen, 
die Ausweitung des „Niedriglohnsek¬ 
tors“, die Steuerbefreiung für „Groß¬ 
investoren“ und andere sozialreaktio¬ 
näre Anpassungsmaßnahmen. Genau 
solche „Strukturreformen“ wurden 
im Namen des „Schuldenabbaus“ per 
EU-Diktat in den Staaten Südeuro¬ 
pas durchgesetzt. Im Gegenzug soll 
die Ukraine dringend benötigte „Fi¬ 
nanzhilfen“ in Milliardenhöhe aus 
EU-Töpfen und vom „Internationa¬ 
len Währungsfonds“ (IWF) bekom¬ 
men. Zur „Koordinierung“ der ent¬ 
sprechenden „Bemühungen“ für den 
„strukturellen Wandel in der Ukrai¬ 
ne“ sieht der EU-Text sogar die Ein¬ 
richtung einer extra dafür zuständigen 
„Anlaufstelle“ vor. Das dürfte auf eine 
Neuauflage der „Troika“ unter ande¬ 
rem Namen für die Ukraine hinaus¬ 
laufen. In der Zwischenzeit, bis dies 
endgültig in der EU beschlossen ist, 
sollen bereits jetzt, so schnell wie mög¬ 
lich, die Zölle auf ukrainische Exporte 
in die EU aufgehoben werden. Anzu¬ 
nehmen ist allerdings, dass dies auch 


mit der weiteren Öffnung des ukraini¬ 
schen Marktes für EU-Produkte und 
für EU-„Finanzinvestoren“ verknüpft 
sein wird. 

Die ukrainische Bevölkerung sollte 
die Anmahnung von „Strukturrefor¬ 
men“ in der Ukraine durch die EU 
als klaren Hinweis darauf begreifen, 
dass die EU auch in ihrem Fall kei¬ 
neswegs auf die Verteilung von wohl¬ 
tuenden Geschenken aus ist. Es geht 
neben den geopolitischen Zielen beim 
von der EU eingeforderten „struktu¬ 
rellen Wandel“ um die Anpassung der 
wirtschafts-, haushalts- und sozialpo¬ 
litischen Regelungen der Ukraine an 
die einschlägigen EU-Standards, um 
damit die Möglichkeiten des Profit- 
machens für EU-Großkonzerne und 
Banken zu verbessern. 

Es kennzeichnet das „spezielle Ver¬ 
hältnis“ der EU-Chefs zu den Normen 
des Völkerrechts, allen voran der deut¬ 
schen Regierung, dass sie einen Ver¬ 
trag mit so weitreichenden politischen 
und militärischen und in der Perspek¬ 
tive auch wirtschaftlichen Bindungen 
der Ukraine an die EU mit einer Re¬ 
gierung unterzeichnet haben, die sich 
selbst noch als „provisorische Über¬ 
gangsregierung“ zu bezeichnen ge¬ 
zwungen ist und keinerlei demokrati¬ 
sche Legitimität durch Wahlen besitzt. 
Das zeigt, dass es den EU-Oberen kei¬ 
neswegs generell um die Einhaltung 
von Völkerrechtsnormen, sondern um 
die selektive Ausnutzung des Völker¬ 


rechts für die Durchsetzung ihrer ei¬ 
genen geopolitischen Einfluss- und 
Machtinteressen in Osteuropa geht. 
Eine friedliche Regelung des ent¬ 
standenen Konflikts erfordert mit Si¬ 
cherheit einen anderen Kurs. Zu den 
Hauptforderungen dafür gehört, dass 
die EU als Voraussetzung einer mög¬ 
lichen diplomatischen Beilegung des 
Konflikts die legitimen Sicherheits¬ 
und Wirtschaftsinteressen Russlands 
anerkennen muss. Der seit Wochen 
geschürte antirussische Propaganda¬ 
krieg gehört eingestellt. Das schließt 
die Respektierung des unbestreitba¬ 
ren, demokratisch geäußerten Volks¬ 
willens der großen Mehrheit der Be¬ 
völkerung der Krim für den Anschluss 
der Halbinsel an Russland ein. Ferner 
müsste die EU in Kiew für die Erset¬ 
zung der derzeitigen, verfassungswid¬ 
rig an die Macht gelangten Regierung 
mit rechtsradikalen NPD-Freunden 
als Teilhabern durch eine echte Über¬ 
gangsregierung aktiv werden, in die 
alle relevanten politischen Kräfte der 
gesamten Ukraine einbezogen sind - 
aber unter Ausschluss aller rechtsex¬ 
tremistischen und profaschistischen 
Kreise. Statt der fortschreitenden 
Einbeziehung der Ukraine in den Ein¬ 
flussbereich der EU muss es der Uk¬ 
raine ermöglicht werden, tatsächlich 
eine Rolle als politische Brücke und 
als wirtschaftliches Bindeglied zwi¬ 
schen der EU und Russland zu über¬ 
nehmen. Georg Polikeit 



Die Westgrenze Russlands ist jetzt die Ostgrenze von EU und Nato 


Vordenkerin Timoschenko 

Mit alten Kalte-Kriegs-Rezepten gegen Russland 


Die führenden Politiker der EU-Staa- 
ten taten jetzt in Brüssel so, als seien 
sie es, die sich Sanktionen gegen Russ¬ 
land und gegen Putin ausgedacht hät¬ 
ten. Doch es war Frau Timoschenko, 
die bereits im Mai 2007 in einem Ar¬ 
tikel in der US-amerikanischen Zeit¬ 
schrift „Foreign Affairs“ unter dem 
Titel „Containing Russia“ (Russland 
eindämmen) Strafmaßnahmen gegen 
Putin ins Spiel gebracht hatte. 

Die Oligarchin Julia Timoschenko, be¬ 
kannt geworden vor allem im Jahre 
2004 als „Ikone der Orangenen Revo¬ 
lution“, war zu jenem Zeitpunkt Che¬ 
fin ihrer eigenen Partei „Block Julia Ti¬ 
moschenko“ und Oppositionsführerin 
im ukrainischen Parlament, nachdem 
sie von Januar bis September 2005 als 
Premierministerin der Ukraine agiert 
hatte. In ihrem Artikel bezieht sie sich 
gleich zu Beginn auf die USA-Poli¬ 
tik des „Containment“, der „Eindäm¬ 
mung“, mit der 61 Jahre zuvor die USA 
begonnen hatten, den politischen Ein¬ 
fluss der Sowjetunion zu begrenzen 
und zurückzudrängen. Viele glauben, 
so schreibt Timoschenko 2007, dass die 


Prinzipien der damaligen Politik des 
„Containment“ immer noch anwend¬ 
bar seien, „und sie sehen einen neuen 
Kalten Krieg, dieses Mal gegen Wladi¬ 
mir Putins aufstrebendes Russland, sich 
abzeichnen“. Nach dem Ende der So¬ 
wjetunion habe „der Westen den Feh¬ 
ler gemacht“ zu glauben, „es sei unnö¬ 
tig, dem Kreml irgendeine besondere 
diplomatische Berücksichtigung zu 
widmen“. Der Westen habe „zu wenig 
unternommen, um die Nachfolgestaa¬ 
ten der Sowjetunion - mit Ausnahme 
der baltischen Staaten Estland, Lett¬ 
land und Litauen - zu befähigen, eine 
brauchbare internationale Geltung zu 
erlangen“. 

Und weiter heißt es bei Frau Timo¬ 
schenko: „Da die Präsidentschafts¬ 
wahlen vom März 2008 näherkommen, 
muss der Westen darauf bestehen, dass 
eine Verfassungsänderung, die Putin 
die Möglichkeit geben würde noch ein¬ 
mal anzutreten, zum Ausschluss aus der 
Gruppe der G8 führen könnte.“ 

Zur Frage der Unabhängigkeit ein¬ 
zelner Gebiete schrieb sie: „Man darf 
Russland nicht erlauben, die Erlan¬ 


gung der Unabhängigkeit des Kosovo 
von Serbien als Vorwand zu benutzen, 
sezessionistische Bewegungen in Ab¬ 
chasien, Nagorni Karabach, Südosseti- 
en, Transnistrien und ganz besonders 
auf der Krim zu unterstützen.“ Was sich 
der Westen in Bezug auf das Kosovo 
und Serbien herausnahm, sollte also bei 
einem ähnlichen Vorgang auf der Krim 
unbedingt zu Strafmaßnahmen führen. 
Und letztlich verlangt Julia Timoschen¬ 
ko die Abschaffung des Gazprom-Mo- 
nopols über die Leitungsinfrastruktur, 
indem die Mitgliedschaft Russlands in 
der Welthandelsorganisation (WTO) 
an die Ratifizierung der Energiecharta 
der EU und an den Zugang zu den rus¬ 
sischen Erdgasleitungen für die Kon¬ 
kurrenten von Gazprom gekoppelt 
wird. Die Staats- und Regierungschefs 
und die Außenminister der EU-Staaten 
sollten also nicht vorgeben, sie seien die 
Erfinder der jetzigen und zukünftigen 
Sanktionen, mit denen Herrn Putin und 
den russischen Oligarchen das Gruseln 
beigebracht werden soll. Sie hatten 
schon vor sieben Jahren in Julia Timo¬ 
schenko ihre Vordenkerin. Aloyse Bisdorff 


Beunruhigend 
und gefährlich 

Kommunalwahlen in 
Frankreich 

Drei Haupttrends kennzeichnen den 
ersten Wahlgang der Kommunalwah¬ 
len in Frankreich am vergangenen 
Sonntag. 

Erstens eine geringere Wahlbeteili¬ 
gung und eine weitere Zunahme der 



FN-Vorsitzende Marine Le Pen 


Nichtwählerzahlen auf 38,7 Prozent 
gegenüber 33,5 Prozent bei der letz¬ 
ten Kommunalwahl 2008. 

Zweitens fast durchgängig erhebliche 
Stimmenverluste für die regierenden 
Sozialdemokraten der Parti Socialis- 
te (PS) unter Staatspräsident Hol¬ 
lande. Sie erreichte im Landesmaß¬ 
stab nur noch 25,69 Prozent (gegen¬ 
über 36,25 % 2008), und dürfte auch 
in mehreren Großstädten, darunter 
Marseille, ihre bisherige Mehrheit 
verlieren. 

Drittens ein alarmierender „Durch¬ 
bruch“ des rechtsextremistischen 
„Front National“ (FN), der sich jetzt 
rühmt, de facto nach der Anzahl ihrer 
Kommunalmandate zur drittstärks- 
ten Partei Frankreichs geworden zu 
sein. Ein Bürgermeisteramt hat die 
FN bereits im ersten Wahlgang in 
der nordfranzösischen Stadt Henin- 
Beaumont erreicht. In weiteren 16 
Städten über 10 000 Einwohnern ge¬ 
lang es ihr, mit ihren Listen den ers¬ 
ten Platz zu erobern und damit gute 
Aussichten für einen Erfolg im zwei¬ 
ten Wahlgang zu erreichen. Insge¬ 
samt kam sie in 229 Kommunen auf 
über 10 Prozent, sodass sie in diesen 
Kommunen ihre Kandidaturen für 
den zweiten Wahlgang aufrechter¬ 
halten kann. 

Die kommunistischen Bürgermeis¬ 
ter der PCF konnten ihre bisherigen 
Mehrheiten, zumeist als Kandidaten 
der „Linksfront“, im ersten Wahlgang 
in 94 Kommunen erhalten. 12 neue 
Kommunen wurden dazugewonnen. 
In 32 weiteren Kommunen sind die 
Listen der „Linksfront“ in aussichts¬ 
reicher Position für einen Sieg im 
zweiten Wahlgang. 
PCF-Nationalsekretär Pierre Lau¬ 
rent nannte die Ergebnisse des ersten 
Wahlgangs „beunruhigend und ge¬ 
fährlich“. Sie seien als Ausdruck der 
„Notwendigkeit einer Wende in der 
nationalen Politik und eines Bruchs 
mit der Politik des Sparzwangs“ zu 
verstehen. 

In der Tat ist der Stimmenrückgang 
für die PS und das parallele Anwach¬ 
sen der Nichtwählerzahlen in erster 
Linie auf die Enttäuschung und den 
Missmut vieler bisheriger Wählerin¬ 
nen und Wähler der Linken über 
den Kurs der Hollande-Regierung 
und ihre praktischen Ergebnisse zu¬ 
rückzuführen. Dies vor allem schuf 
einen günstigen Nährboden für das 
rapide Anwachsen der Stimmen für 
die rechtsextreme FN, die sich in de¬ 
magogischer Weise als „radikale Op¬ 
position zum bestehenden System“ 
darstellte. 

Pierre Laurent rief mit Blick auf den 
zweiten Wahlgang am kommenden 
Sonntag (30. März) dazu auf, in allen 
Städten Frankreichs „für die Samm¬ 
lung aller Kräfte der Linken und die 
Fusion der Listen der Linken zu ar¬ 
beiten, um die Rechte zu schlagen, 
die die erste Nutznießerin dieser Si¬ 
tuation zu werden droht, und um für 
die Wahl jedes weiteren Bürgermeis¬ 
ters der Front National den Weg zu 
versperren“. 

Pierre Poulain 
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Millionen auf den Straßen Madrids 


Eine Regierung verliert ihre Legitimität, wenn sie ihre Wähler verrät 


Die Nase voll 

Gewerkschaftsaktionstag 
in 140 Städten 



D er Protest war schon lange ge¬ 
plant, lange vor den Ereignissen 
in der Ukraine. Doch es kamen 
keine Außenminister aus anderen eu¬ 
ropäischen Ländern, um die Demons¬ 
tranten zu unterstützen. Es gab auch 
keine Berichte, die das Vorgehen der 
Polizei verurteilten. Ministerpräsident 
Rajoy folgt den Vorgaben der „Troika“ 
und das ist es, was zählt. 

Spanien hat seit 2011 mit der Bewe¬ 
gung 15M keine vergleichbare De¬ 
monstration mehr erlebt. Nach Anga¬ 
ben der Organisatoren marschierten 
mehr als zwei Millionen Menschen 
durch die Straßen von Madrid. Polizei 
und Regierung logen wie immer: Nicht 
mehr als 36 000 Demonstranten seien 
es gewesen. Dabei waren drei Haupt¬ 
verkehrsadern Madrids voll von Men¬ 
schen. Der Zug war 2,5 Kilometer lang. 
Das war der Höhepunkt einer Mobili¬ 
sierung, die seit Monaten von mehr als 
300 Gruppen vorbereitet wurde. Sie ka¬ 
men aus allen Teilen Spaniens. Es wird 
von mehr als 900 Bussen berichtet, die 
Demonstranten nach Madrid brachten. 
Viele waren aber auch schon seit An¬ 
fang März zu Fuß unterwegs, sie hatten 
in jeder Stadt auf dem Weg Kundge¬ 
bungen gegen die „Regierung der Troi¬ 
ka“ abgehalten, um für die Manifesta¬ 
tion zu werben. 

Die Organisatoren der Märsche wa¬ 
ren Gewerkschaften, soziale und poli¬ 
tische Gruppen, wie die Coordinadora 
25S, Frauen-, Rentner- und Lehreror¬ 
ganisationen, Kulturvereine. Der soge¬ 
nannte „Sozialgipfel“, eine Plattform 
von über 150 gewerkschaftlichen und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
unter ihnen die beiden größten spani¬ 
schen Gewerkschaften, die Arbeiter¬ 
kommissionen (CCOO) und die All¬ 
gemeine Arbeiterunion (UGT), hat¬ 
ten ihre Mitglieder zur Teilnahme an 
den Märschen aufgerufen, um gegen 
ein System zu kämpfen, das „uns mit 
der Kürzung der kommunalen Grund¬ 
leistungen für alle Bürger wie Gesund¬ 
heit, Bildung, Nahverkehr, Strom-, Gas- 
und Wasserversorgung, Kommunikati¬ 


on und soziale Dienste zurückführt ins 
19. Jahrhundert“. 

Der gemeinsame Nenner aller dieser 
Gruppen sind die Forderungen: „Kei¬ 
ne Rückzahlung der Schulden“, ein 
Grundeinkommen, die Aufrechterhal¬ 
tung der öffentlichen Dienste und der 
Rücktritt von Rajoy. „Wir stehen vor 
einer äußerst schwierigen Situation, 
einer extremen Situation sozialer Not, 
die eine kollektive und massive Reak¬ 
tion der Arbeiterklasse, der Bürger und 
Völker fordert“, war die Aufforderung, 
die funktionierte. 

Was treibt die Demonstranten auf die 
Straße? Die OECD hat gerade einen 
Bericht veröffentlicht, wie in Spanien 
zwischen 2007 und 2010 die Schere zwi¬ 
schen Arm und Reich auseinanderge¬ 
gangen ist. In dieser Zeitspanne sind 
die Einkommen der ärmsten 10 Pro¬ 


zent der Bevölkerung um 14 Prozent 
zurückgegangen, die der reichsten 10 
Prozent nur um ein Prozent. 

Auf der Kundgebung nach der De¬ 
monstration sprach neben anderen 
Diego Canamero, Vorsitzender der An- 
dalusischen Arbeiterunion. Er forderte, 
weiter zu kämpfen bis zum Rücktritt 
Rajoys, denn „eine Regierung verliert 
ihre Legitimität, wenn sie die Men¬ 
schen verrät, die sie gewählt haben“. 
„Niemand hat ihn gewählt, damit es 
Millionen Familien ohne Einkommen 
gibt, damit sich die Gefängnisse mit 
Protestierenden füllen, oder für das 
Verbot der Abtreibung!“ 

Zu Auseinandersetzungen kam es, als 
eine Gruppe Vermummter, unter ihnen 
offenbar Provokateure, am Rand der 
Kundgebung begann, Steine auf die Po¬ 
lizei zu werfen. Daraufhin ging die Poli¬ 


zei mit großer Brutalität unter Einsatz 
von Gummigeschossen und Tränengas 
gegen die Demonstranten vor. Etwa 100 
Menschen wurden verletzt, 24 wurden 
festgenommen. Eine der willkürlich In¬ 
haftierten ist Rachel Tenias, Mitglied 
des Präsidiums der Vereinigten Linken 
(IU) in Aragon. Ein Journalist von der 
Polizei angegriffen, als er eine Verhaf¬ 
tung fotografierte: Der Festgenomme¬ 
ne leistete keinen Widerstand, trotzdem 
wurde er geschlagen und mit dem Ge¬ 
sicht nach unten zu Boden geworfen. 
Am Sonntag kam es auf mehreren Plät¬ 
zen Madrids zu spontanen Protesten 
gegen die Polizeibrutalität. Sprecher 
klagten die Polizei an, das Demonstra¬ 
tionsrecht und das Grundrecht auf freie 
Meinungsäußerung verletzt zu haben 
und forderten den Rücktritt der Ver¬ 
antwortlichen. Carmela Negrete/M.l. 


„Weg von Rom“ 

Lega Nord droht mit Abspaltung der reichen Industrieregion Venetien 


89 Prozent der knapp 2,7 Millionen 
(73 Prozent) Teilnehmer an einer Be¬ 
fragung über eine „unabhängige und 
souveräne Republik Venetien“ wollen 
„weg von Rom“. Das ist Ergebnis ei¬ 
ner am 21. März beendeten sechstägi¬ 
gen, von der sezessionistischen Lega 
Nord initiierten privaten Online-Um- 
frage, die jedoch von der Landesregie¬ 
rung von Ministerpräsident Luca Zaia 
(Lega Nord) zugelassen wurde. Begon¬ 
nen hatte das bereits früher angesetzte 
Votum rein zufällig am 16. März, dem¬ 
selben Tag, da auf der Krim das Unab¬ 
hängigkeitsreferendum stattfand. 

Als eigentlicher Drahtzieher gilt die 
rechtsextreme separatistische Lega 
Nord, die seit ihrer Gründung 1991 
eine Politik der Abspaltung der rei¬ 
chen Industrieregionen vom Zent¬ 
ralstaat betreibt. Sie ist im Veneto 
wie auch in der Lombardei, ebenso 
in mehreren Städten, so in Verona, 
stärkste Partei. Auch wenn die Ab¬ 
stimmung nur den Status einer priva¬ 
ten Initiative hatte, will die Lega, wie 
aus Regierungskreisen verlautete, das 
Ergebnis jetzt zum Anlass nehmen, um 
ein offizielles Referendum einzuleiten. 
Dazu wurden bei der Abstimmung be¬ 
reits zehn Delegierte gewählt, die das 
organisieren sollen. 

Ausländerfeinde für 
„Selbstbestimmung“ 

In einem Interview mit der Zeitung 
„II Quotidiano“ argumentierte Mi¬ 
nisterpräsident Zaia, die italienische 
Verfassung könne eine Abspaltung 
nicht verhindern. Gegenüber der 
Rundfunk- und Fernsehanstalt RAI 
bezog er sich auch auf das von Ka¬ 
talonien und Schottland ausgehende 


Vorbild der Unabhängigkeitsbewe¬ 
gung. 

Da wird es ausgesprochen heuchle¬ 
risch, wenn die für ihren offenen Ras¬ 
sismus und extreme Ausländerfeind¬ 
lichkeit bekannten Legisten, die als 
Mitglieder der früheren Berlusconi- 
Regierungen das schärfste Gesetz ge¬ 
gen Einwanderer in der EU durchsetz¬ 
ten, sich plötzlich auf das Selbstbestim¬ 
mungsrecht berufen. Die italienischen 
Medien, die sich fast alle an der anti¬ 
russischen Hetzkampagne beteiligen, 
äußerten sich mit keinem Wort zu dem 
neuerlichen Versuch dieser Abspal¬ 
tung von Rom. Das „Schweiz Maga¬ 
zin“ sah als Ursache, man fürchte, die 
„Büchse der Pandora“ zu öffnen. Denn 
als nächstes könnte Alto Adige (Süd¬ 
tirol), bis zum Ende des Ersten Welt¬ 
krieges österreichische Provinz, „heim 
nach Wien“ wollen. Russische Medien, 
darunter „Russia Today“ und „Stim¬ 
me Russlands“, haben das Ereignis als 
Trend gegen die antirussische Medien¬ 
welle dagegen aufgegriffen. 

Dabei sind die entgegengesetzten his¬ 
torischen Parallelen offensichtlich: 
Während die Krim als altes russisches 
Territorium nach einer Entscheidung 
ihrer mehrheitlich russischen Bevöl¬ 
kerung nach einem mit Faschisten in 
Kiew inszenierten Staatsstreich zu 
Russland zurückkehrt, soll Venetien, 
das ein Zentrum der italienischen Re¬ 
naissance war und dessen Bevölkerung 
in den Befreiungsbewegungen des Ri¬ 
sorgimento (1789-1870) an den Unab¬ 
hängigkeitskriegen gegen die Habsbur¬ 
ger Unterdrücker für die Herstellung 
des italienischen Nationalstaates teil¬ 
nahm, von seinem Nationalverband 
losgerissen werden. 


Die Lega Nord entstand 1991 aus den 
Ligen der Lombardei und des Veneto 
(beide einst Habsburger Besitz), Pie¬ 
monts, Liguriens, der Romagna und der 
Toskana unter dem Slogan „Weg von 
Rom“ und „Hin zu Deutschland“. Trieb¬ 
kräfte waren der Zusammenbruchs des 
Ostblocks, die von Deutschland favori¬ 
sierte Zerstückelung Jugoslawiens, die 
Spaltung der Tschechoslowakei und die 
nach der Einverleibung der DDR wie¬ 
der erwachende deutsche Großmacht¬ 
rolle. Die Lega propagierte die histori¬ 
sche Zugehörigkeit der Norditaliener 
zu Langobarden, Kelten und Franken. 
Durch dieses Konzept schimmerte die 
faschistische Blut-und-Boden-Ideolo- 
gie, an deren Stelle die etwas weniger 
diskreditierten ethnischen und kultu¬ 
rellen Differenzen traten. Die Lega be¬ 
treibt offenen Rassismus, auch gegen 
Süditaliener. Der Fußballclub von Ne¬ 
apel wurde in Mailand mit Spruchbän¬ 
dern empfangen: „Was Hitler mit den 
Juden gemacht hat, wäre auch das Rich¬ 
tige für Napoli“. Bossi drohte, gegen die 
„römischen Schurken“ seine Legisten 
„an die Gewehre zu rufen“ und äußer¬ 
te, es sei leider „leichter, Ratten zu ver¬ 
nichten als Zigeuner auszurotten“. 

Genscher stimulierte 
Spaltungsversuche 

Die Forderungen der Lega nach regio¬ 
naler Autonomie bis hin zu föderalen 
Strukturen entsprachen von Anfang an 
den Interessen der großen Unterneh¬ 
mer, sich am supranationalen „Alpen¬ 
großraum“ der EU zu beteiligen. Zu 
den Förderern gehörten Konzerne wie 
Fiat. Der damalige deutsche Außenmi¬ 
nister Genscher erklärte, der nördliche 
Teil Italiens werde entdecken, „dass er 


mehr gemeinsame Interessen mit Süd¬ 
deutschland als mit Süditalien hat“. Der 
„Corriere della Sera“ kommentierte, es 
gehe um die „Neuaufteilung des euro¬ 
päischen Raumes und die Eroberung 
neuer Einflusssphären“. 

Historisch bedingt konzentriert sich bis 
heute das Industrie- und Finanzkapital 
im Norden, während der Süden als Re¬ 
servoir von Agrarprodukten und billi¬ 
gen Arbeitskräften in bitterster Armut 
das Dasein eines Entwicklungslandes 
fristet, abhängig von den Almosen, die 
Rom ihm aus dem Norden zukommen 
lassen muss. Mit einflussreichen Kapi¬ 
talkreisen im Hintergrund wollen die 
reichen Nord-Regionen sich dem Spar¬ 
diktat der EU entziehen. Die Mehr¬ 
heit der Bevölkerung will sich ihren 
höheren Lebensstandard sichern und 
unterstützt das. Der Veneto, eine der 
reichsten Regionen Europas, will seine 
Steuern von derzeit 70 Mrd. Euro nicht 
mehr in die Staatskasse abführen. Die 
Lega hat bereits früher gedroht, Steu¬ 
ern zu boykottieren. Ihr ehemaliger 
Chef Umberto Bossi drohte als Vize¬ 
premier der letzten Regierung Berlus¬ 
conis (2008 bis 2011) mit der Einfüh¬ 
rung einer eigenen Währung als erstem 
Schritt zu einem Separatstaat Padanien. 
Die linke „Unita“ befürchtete „einen 
Dominoeffekt“ der Umfrageergebnis¬ 
se „auf andere Regionen“. Denn die 
Rettungsschirmpolitik der EU und 
die deutsche Vorherrschaft verstärken 
die Nord-Süd-Gegensätze. Das italie¬ 
nische Kapital sucht Anschluss an die 
deutsch-europäische Wirtschaftsgroß¬ 
macht in Berlin. Dabei will es das ei¬ 
gene Gewicht stärken und den Ballast 
des Südens loswerden. 

Gerhard Feldbauer 


In 140 französischen Städten haben 
am 18. März Gewerkschaftsdemonst¬ 
rationen, teilweise verbunden mit Ar¬ 
beitsniederlegungen, stattgefunden, 
an denen laut Angaben der CGT fast 
240 000 Lohnabhängige, Rentner und 
Arbeitslose teilgenommen haben. 
Aufgerufen hatten zu dem dezentra¬ 
lisierten gewerkschaftlichen Aktions¬ 
tag vier linke Gewerkschaftsbünde: 
CGT, Force Ouvriere, FSU und So- 
lidaires, Die Teilnehmerzahlen waren 
etwa doppelt so groß wie beim letzten 
Aktionstag vor anderthalb Monaten, 
am 6. Februar, obwohl der zweitgröß¬ 
te, prinzipiell auf Sozialpartnerschaft 
orientierte gewerkschaftliche Dach¬ 
verband CFDT sich dagegen ausge¬ 
sprochen hatte. 

Laut einer Mitteilung der CGT signa¬ 
lisierte dieser Aktionstag eine deutli¬ 
che Erweiterung der Beteiligung, die 
auch das Ergebnis vieler Diskussio¬ 
nen der Beschäftigten vor Ort in den 
Betrieben war. Er habe das wach¬ 
sende Verlangen nach mehr gewerk¬ 
schaftlicher Einheit zum Ausdruck 
gebracht. 

Inhaltlich richteten sich die Aktionen 
vor allem gegen den von der „sozialis¬ 
tischen“ Regierung Hollande/Ayrault 
mit dem Unternehmerverband ver¬ 
einbarten „Pakt der Verantwortung“ 
(„pacte de responsabilite“), der auch 
von der CFDT unterzeichnet worden 
ist. Er geht vom neoliberalen Dogma 
der „Senkung der Arbeitskosten“ 
(„Lohnnebenkosten“) für die Unter¬ 
nehmer aus, was angeblich die inter¬ 
nationale Wettbewerbsfähigkeit der 
französischen Wirtschaft verbessern 
wird. Dementsprechend ist in dem 
„Pakt“ eine Abgabenentlastung für 
die Unternehmer in Höhe von etwa 
30 Milliarden Euro für die nächsten 
drei Jahre durch Streichung der Un¬ 
ternehmerbeiträge für die Familien¬ 
unterstützungskasse und deren Über¬ 
nahme durch den Staat vorgesehen. 
Die Unternehmerverbände weigern 
sich aber bis heute hartnäckig, das 
Versprechen, als „Gegenleistung“ 
neue Arbeitsplätze zu schaffen, in 
entsprechende Tarifabkommen mit 
konkreten Zahlen für die einzelnen 
Branchen umzusetzen. Die CGT stellt 
dazu fest: „Die unternehmerische Be¬ 
sessenheit, die Logik der Befreiung 
von Unternehmerbeiträgen weiter zu 
verfolgen, führt dazu, das Land in die 
Krise zu stürzen und verringert jedes 
Mal mehr die Möglichkeit eines wirt¬ 
schaftlichen Aufschwungs, der für Ar¬ 
beitsplätze und produktive Investitio¬ 
nen förderlich ist. Nur das Eingreifen 
der Lohnabhängigen wird es ermög¬ 
lichen, diese Gegebenheit zu verän¬ 
dern.“ Deshalb sollen dem Aktions¬ 
tag weitere Aktivitäten folgen, sowohl 
durch die Entwicklung von betrieb¬ 
lichen Forderungen und Aktionen in 
den einzelnen Unternehmen wie auch 
am nächsten Aktionstag des 4. April, 
zu dem der Europäische Gewerk¬ 
schaftsbund EU-weit aufgerufen hat. 
Überdies haben führende Persön¬ 
lichkeiten der Linksparteien, dar¬ 
unter der PCF, der französischen 
Linkspartei, der „Neuen Antikapi¬ 
talistischen Linken“ zusammen mit 
Gewerkschaftern, zwei EU-Abge- 
ordneten der „Sozialistischen Partei“, 
linke Grüne sowie Persönlichkeiten 
des Kultur- und Vereinslebens zu ei¬ 
ner weiteren Demonstration für den 
12. April in Paris aufgerufen. Sie soll 
zu einem Gegenpol zur in den letzten 
Monaten wiederholt erfolgten Inan¬ 
spruchnahme von öffentlichen Plät¬ 
zen und Straßen durch rechte und 
rechtsextremistische Demonstratio¬ 
nen, zum Beispiel gegen das Recht 
auf Schwangerschaftsabbruch und 
gegen die gleichgeschlechtliche Ehe¬ 
schließungen, werden und sich unter 
der Losung „Es reicht - Wir haben die 
Nase voll - Genug ist genug“ eben¬ 
falls gegen die von der Regierung 
praktizierte Sparzwangspolitik und 
gegen das 30-Milliarden-Geschenk 
des „Pakts der Verantwortung“ an die 
Unternehmer richten. 

Pierre Poulain 
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Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

VoRWEg in die Pleite 


Viele Stadtspitzen im Ruhrgebiet zit¬ 
tern und schweigen. Es ist kein Ap¬ 
rilscherz, Mülheim a.d. Ruhr und 
Essen droht zum 1. April die Pleite, 
andere Städte gehen zum gleichen 
Datum große Schritte in Richtung 
Überschuldung. Warum? Sie alle be¬ 
sitzen RWE-Aktien. Der Kurs der 
RWE-Aktie ist im Gefolge einer mi¬ 
serablen Geschäftsstrategie, die auf 
Atomstrom und Braunkohleverfeu- 
erung setzte, massiv gesunken. In den 
Büchern der Städte stehen die Akti¬ 
en mit Kursen von über 70 Euro, der¬ 
zeit dümpelt der Kurs aber bei unter 
30 Euro. 

Nun droht den Städten, dass sie ihre 
Bücher per Abschreibung an die Re¬ 
alität anpassen müssen. In Essen be¬ 
deutet das: Im Besitz sind rund zehn 
Millionen RWE-Aktien, sie werden 
mit einem Kurs von 76 Euro ge¬ 
führt. Es droht eine Sonderabschrei¬ 
bung von 460 Millionen Euro. Dies 
würde das verbliebene Eigenkapital 
der Stadt Essen auffressen bei einer 
gleichzeitigen Schuldenlast von 3,2 
Milliarden Euro. 

Konsequenzen: Sicher ist der Spar¬ 
kommissar, und der wird den Kahl¬ 
schlag auf die Spitze treiben. Frei¬ 
willige Leistungen können gänzlich 
gestrichen werden, dazu gehören, 
Beratungsstellen, Museen, Biblio¬ 
theken, Jugendeinrichtungen Sport¬ 
plätze, Freibäder, Freizeitangebote. 
In anderen Bereichen drohen weite¬ 
re Kürzungen, wie z. B. beim Feuer¬ 
schutz, bei der Abwasserentsorgung, 
beim Unterhalt und Bau von Schulen. 


Die Banken werden es ausnutzen, 
um die Kreditzinsen zu steigern und 
die bürgerliche Politik wird eine neue 
Runde des Verkaufs von Tafelsilber 
einläuten. 



Auffällig ist, nach außen wird darüber 
kaum gesprochen, Kommunalwahlen 
stehen vor der Tür. Möglicherweise 
wird nach einem Kniff gesucht, die 
Katastrophe zu verschieben. Solche 
Tricksereien ändern nichts daran, 
dass die finanzielle Katastrophe vieler 
Kommunen Ergebnis einer gewollten 
Abwälzungspolitik ist. Und sie ändern 
nichts daran, dass es daraus nur einen 
Ausweg gibt, den Schuldenschnitt und 
die Verpflichtung für Bund und Land 
den Kommunen ausreichende Mittel 
zur Verfügung zu stellen. 

Sie ändern auch nichts daran, dass die 
Situation von RWE zeigt, dass das Pri¬ 
vateigentum an Produktionsmitteln 
die eigentliche Krisenursache ist. 


Wehret den Anfängen! 


Offenbar haben gewisse Kreise im 
Westen großes Interesse daran, ei¬ 
nen neuen Krieg vom Zaun zu bre¬ 
chen. Und das geht nach altbewähr¬ 
tem Muster, mit faustdicken Lügen 
und unbewiesenen Behauptun¬ 
gen, wie am 24. März 1999, als die 
NATO, das „Verteidigungsbündnis“, 
mit wohlwollender Billigung der EU 
den Angriffskrieg gegen Jugoslawien 
begann. 

Damals mussten noch schwerwie¬ 
gende Anschuldigungen aufgefahren 
werden, denn es war immerhin der 
erste Feldzug nach dem von Gorbat¬ 
schow einseitig erklärten Ende des 
Kalten Krieges. Der Vorwurf der 
„ethnischen Säuberung“ gehörte da 
zu den geringsten. Da wurden Gräu¬ 
elgeschichten verbreitet über bruta¬ 
le Serben, die kaltblütig Frauen und 
Kinder morden, und dann war da 
die Sache mit dem „Hufeisenplan“, 
die angeblich von Serben geplante 
Vertreibung der Albaner aus dem 
Kosovo. Dass sich das sehr bald als 
plumpe Lüge herausstellte, hinderte 
die wackeren Verteidiger der Men¬ 
schenrechte in NATO-Uniformen 
nicht daran, 78 Tage und Nächte lang 
35 000 Luftangriffe gegen jugosla¬ 
wische Städte und Dörfer zu fliegen 
und rund 20 000 Tonnen Bomben 
und Raketen abzufeuern. 

Das Leitbild dieses Krieges war das 
gleiche, mit dem deutsche und an¬ 
dere Truppen bereits im Ersten und 
im Zweiten Weltkrieg über das Land 
hergefallen waren: „Serbien muss 
sterbien“. Es ging keineswegs um den 
Schutz von Menschenleben, sondern 
in erster Linie um die Bestrafung ei¬ 
nes missliebigen Regimes in Belgrad, 
das nicht bereit war, sich dem Diktat 
des Westens unterzuordnen. 

Nicht anders war es in den folgenden 
Jahren, als unter ebenso fadenschei¬ 
nigen Vorwänden Afghanistan, der 
Irak, Cöte dTvoire und Libyen mit 
Krieg überzogen wurden. In keinem 
der in den vergangenen 15 Jahren 
überfallenen Ländern herrscht heu¬ 
te Frieden, in jedem dieser Länder 
wurden Chaos, wirtschaftlicher Ruin 
und menschliches Leid vervielfacht. 
Und keiner der Verantwortlichen 


für die Kriegszüge wurde jemals zur 
Verantwortung gezogen, kein US- 
Präsident, kein britischer Premier¬ 
minister, deutscher Bundeskanzler 
oder NATO-Generalsekretär. 

Viele Länder auf der Welt sind in 
den letzten 200 Jahren Opfer ei¬ 
ner US-amerikanischen Aggres¬ 
sion oder Intervention geworden. 
Waffenstarrende Stützpunkte des 
kriegserprobten US-Militärs sind 
wie Fieberflecken über den gesam¬ 
ten Planeten verteilt, und sie rücken 
immer näher an potentielle gegne¬ 
rische Staaten wie Russland oder 
China heran. Hört man den Stra¬ 
tegen des Westens zu, könnte man 
allerdings glauben, Russland ver¬ 
schiebe seine Grenzen in Richtung 
NATO ... Die Lügen der Kriegstrei¬ 
ber sind so unerträglich absurd. Und 
nun spricht der Friedensnobelpreis¬ 
träger Barack Obama ausgerechnet 
vor dem sogenannten Atom-Gipfel 
in Den Haag davon, dass Russland 
für seine Ukraine-Politik „büßen“ 
müsse. Wie soll das aussehen, nach¬ 
dem bereits in den letzten Wochen 
entlang der Grenzen Russlands im 
Südwesten, Westen und Nordwes¬ 
ten die Kriegsmaschinerie der USA 
und der NATO aufgerüstet wurde, 
von den friedensgefährdenden Ma¬ 
növern vor den Küsten Koreas ganz 
zu schweigen? Und nachdem mit viel 
Geld und politischer Unterstützung 
aus dem Westen in Kiew ein Regime 
installiert wurde, das allein aufgrund 
der aktiven Beteiligung faschisti¬ 
scher und extrem russenfeindlicher 
Kräfte unberechenbar ist? 

Die deutsche Kriegsministerin von 
der Leyen erklärte am Sonntag¬ 
abend im deutschen Staatsfernsehen 
nassforsch, Russland solle beweisen, 
dass es keine Destabilisierung der 
Ukraine betreibt und gefälligst an 
den Verhandlungstisch zurückkeh¬ 
ren - nachdem man zuvor Moskau 
aus dem Kreis der G8 ausgesperrt 
hatte. 

Es ist an der Zeit, sich an den Beginn 
des Jugoslawien-Krieges vor genau 
15 Jahren zu erinnern. 

Wehret den Anfängen! 

Uli Brockmeyer 
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Ostermärsche 2014 

66 Veranstaltungen (Stand 24. 3.) geplant 


Die folgende Zusammenstellung von 
Ostermarschaktivitäten ist nur ein klei¬ 
ner Ausschnitt der über 60 geplanten 
Aktionen. Den immer wieder aktuali¬ 
sierten Stand kann man im Internet un¬ 
ter http://www.ostermarsch.info nach- 
lesen. Kontakt kann man über oster- 
marsch@web.de aufnehmen. 

Samstag, 12.04.2014 Potsdam: 

13. Potsdamer Ostermarsch „Für 
eine Welt ohne Krieg und Militaris¬ 
mus“, Auftakt: 14 Uhr, Luisenplatz, 
Redner: Uwe Hiksch(Naturfreunde 
International, Die LINKE) und Tobias 
Pflüger (Attac, IMI, Die LINKE) Pe¬ 
ter Strutinsky (Friedensratschlag Kas¬ 
sel, -anfgefr.-), anschl. Demo durch die 
Innenstadt mit zwei Haltepunkten für 
Redner (unter anderem vor dem neu¬ 
en Landtag), Abschluß: ca 16 Uhr, Platz 
der Einheit am Mahnmal für den unbe¬ 
kannten Deserteur, VA: Friedenskoor¬ 
dination Potsdam, Soziale Bewegung 
Land Brandenburg 

Kontakt: Friedenskoordination Pots¬ 
dam, Hans-Georg Schmidt, Auf 
dem Kiewitt 11,14471 Potsdam,Tel.: 
0331/962084 

E-Mail: schmidthg@gmx(Punkt)de 
Internet: http://www.friedenskoordi- 
nation-potsdam.de 

Freitag, 18.04.2014 Gronau: 

Ostermarsch Gronau an der Uran¬ 
anreicherungsanlage (UAA) „Gegen 
Atomanlagen und Atomwaffen“,Auf¬ 
taktkundgebung: 12.30 Uhr, Haupttor 
UAA, Röntgenstr. 4, Rednerlnnen: 
Gine Willrich (Motorradfahrer/innen 
ohne Grenzen) Angelika Claussen 
(IPPNW), sowie von weiteren Redne¬ 
rlnnen der Friedens- und Anti-Atom¬ 
kraft-Bewegung, anschl. Demo zur 
Uranmüll-Lagerhalle, dort Abschluss¬ 
kundgebung: 14.15 Uhr, Marienkapel¬ 
le, VA: AKU Gronau und nordrhein¬ 
westfälischen Anti-Atomkraft-Initia¬ 
tiven 

Kontakt: Arbeitskreis Umwelt (AKU) 
Gronau, c/o Siedlerweg 7,48 599 Gro¬ 
nau,Tel.: 02 562/23125 
E-Mail: info@ostermarsch- 
gronau(Punkt)de 

Internet: http://www.ostermarsch- 
gronau.de 

Samstag, 1g.04.2014 Duis¬ 
burg/Dortmund: 

Ostermarsch Ruhr 2014 
„NATO- und EU-Kriege stoppen, 
Atomkraft/waffen abschaffen - Für 
eine zivile EU!“, 1. Tag: Auftakt in 
Duisburg, anschl. gemeinsame Fahrt 
nach Düsseldorf, Auftaktkundge¬ 
bung: 10.30-12 Uhr, Kuhstr. Ecke 
Kuhlenwall, Rederin: Sevim Dagdelen 
(MdB Die Linke), Musik: Orkestar Var- 
bista, anschl. Demo zum Averdunkplatz 
(13 Uhr), anschl. gemeinsame Fahrt mit 
den Zug nach Düsseldorf, VA: Oster¬ 
marsch Ruhr Komitee 


Kontakt: Ostermarsch Ruhr, Felix 
Oekentorp 

E-Mail: felix.o@ostermarsch-ruhr.de 
Internet: http://www.ostermarsch- 
ruhr.de 

Samstag, 1g.04.2014 
Düsseldorf: 

Ostermarsch Rheinland 2014 in Düs¬ 
seldorf „NATO- und EU-Kriege stop¬ 
pen, Atomkraft/waffen abschaffen - 
Für eine zivile EU!“, Auftaktkundge¬ 
bung: 14 Uhr, Friedrich-Ebert-Str. am 
DGB-Haus, anschl. Demo durch die In¬ 
nenstadt zum Abschluss als Kulturfes¬ 
tival, 15.30 Uhr, Marktplatz, Rednerin: 
Ulla Jelpke (MdB Die Linke), Mod.: 
Ariane Dettloff (DFG-VK), Musik: 
Antonis Polemitis, VA: Ostermarsch 
Rheinland 



RHEIN/RUHR 2014 

NATO- und EU-Kriege stoppen! 
Atomkraft/waffen abschaffen - Für eine zivile EUI 


Kontakt: Ostermarsch Rheinland c/o 
Düsseldorfer Friedensforum, Himmel¬ 
geister Str. 107,40 225 Düsseldorf 
E-Mail: FrieFoDdf@gmx(Punkt)de 
Internet: http://www.ostermarsch- 
rheinland.de 

Samstag, 19.04.2014 
Paderborn/Sennelager: 

Ostermarsch Senne/Ostwestfalen- 
Lippe 2014 

„NATO- und EU-Kriege stoppen! 
Für ein ziviles und soziales Europa! 
Schluss mit Kriegsübungen in der 
Senne!“, Auftaktkundgebung: 12 Uhr, 
Schützenhalle, Grußworte: Hart¬ 
mut Linne (Aktionskreis FREIE 
SENNE), Helmut Adolf (BI OF- 
FENe HEIDe, Magdeburg), anschl. 
Demo, Zwischenkundgebung:vor der 
Normandy Kaserne, Redner: Prof. Dr. 
Arno Klönne (Thema: Geschichte der 
Garnisonsstadt Sennelager), Reinhard 
Borgmeier (Vors. Ratsfraktion der 
Demokratischen Initiative Paderborn, 
Mitglied im Arbeitskreis Konversion 
der Stadt Paderborn) (Thema: Kon¬ 
version in Sennelager), anschl. Demo 
zur Abschlusskundgebung: Schützen¬ 
platz, Rednerlnnen: Wiltrud Rösch- 
Metzler(pax christi Bundesvorsitzen¬ 
de, Stuttgart), N.N. (Schule und Bun¬ 


deswehr), Mod.: Andrea MacGregor, 
Musik: Sabine Unger Band, Wolfgang 
MacGregor, VA: Aktionskreis FREIE 
SENNE,... 

Kontakt: Aktionskreis „Freie Senne“ 
c/o Hartmut Linne, Kardinal-Ber- 
tram-Weg 32,33102 Paderborn,Tel.: 
05251/24363 

E-Mail: hartmut.linne@gmx(Punkt) 
de 

Internet: http://www.in itiative-ge- 
gen-krieg-paderborn.de 

Montag, 21.04.2014 Lindau: 

Internationaler Bodensee-Friedens- 
weg 2014 (= „Ostermarsch“) „Den 
Krieg erinnern (1914) - heute für 
Frieden handeln“, Treffpunkt: 13 Uhr, 
Westecke des Hafens, Begrüßung: 
Barbara Stoller (Lindau), Stationen: 
1 Stunde Fussweg. Fahnen/Transpa¬ 
rente mitbringen!; 13.30 Uhr, Pulver¬ 
turm, Luitpoldkaserne: „Von der Ka¬ 
serne zum Bildungszentrum - Ein Weg 
zum Frieden?“ mit Dietmar Stoller 
(Lindau); 14 Uhr, Peterskirche: Eine 
Kriegsgedächtnisstätte mahnt zum 
Frieden; 14.45 Uhr, Altes Rathaus (mit 
Friedensstein von 1984): Valentin Hei- 
der - Ein Überragender Diplomat für 
Lindau nach dem 30jährigen Krieg“ 
mit Marigret Brass-Kästl (Stadthei¬ 
matpflegerin, Lindau); 15.15 Uhr, In¬ 
selhalle: Schlussveranstaltung, „Aktu¬ 
elle Europäische Friedensaufgaben“ 
mit Andreas Zumach (UNO-Korres- 
pondent, Genf, -angefr.-), Friedenlie¬ 
der und Musik: Toggenburger-Klang- 
Trio mit Peter Roth, Ferdi Räuber und 
Sonja Lieberherr-Schnyder, Ende: ge¬ 
gen 17.15 Uhr, VA: ai CH, Schweitzer 
Friedensrat, FI Konstanz, Keine Waf¬ 
fen vom Bodensee,... 

Kontakt: Internationaler Bodensee- 
Friedensweg, Arne Engeli (CH) 

E-Mail: a.engeli@sunrise(Punkt)ch 
Internet: http://www.waffenvombo- 
densee.com 


Montag, 21.04.2014 Bern (CH): 

Ostermarsch Bern 2014 „Sicherheit 
schaffen: Mit Bildung und Gesund¬ 
heit statt Waffen“ - Creer la securite 
par l’education et la sante, non par les 
armes -, Auftakt: 13 Uhr, im Eichholz 
an der Aare, anschl. Demo entlang 
der Aare zur, Abschlusskundgebung: 
ca. 14.30 Uhr, Münsterplattform, Red¬ 
nerin: Claudia Haydt (Informations¬ 
stelle Militarisierung, Tübingen), Mu¬ 
sik: Olgas Bagasch (Klezmer, Gipsy, 
Chansons),VA: Ostermarsch Bern 

Kontakt: Ostermarsch Bern c/o GSoA 
Bern, Neubrückstr. 17, CH-3001 Bern, 
Tel.: +41/31/3 018 209, Fax: 
+41/31/3028878 
E-Mail: info(at) 
ostermarschbern(Punkt)ch 
Internet: http://www.ostermarsch- 
bern.ch 





























Forscher finden 
Gravitationswellen 

... und bestätigen bisherige wissenschaftliche 
Vorstellungen von der Entstehung unseres Universums 


„Zuerst war nur das Chaos und die 
Nacht da und der finstere Erebos und 
der weite Tartaros, aber Erde, Luft 
und Himmel gab es noch nicht. In den 
grenzenlosen Klüften des Erebos aber 
gebiert zuerst die schwarzgeflügelte 
Nacht ein Windei.“ 

Vor etwa 2 500 Jahren beschrieb Aris- 
tophanes, griechischer Komödiendich¬ 
ter, mit diesen Worten damalige Vor¬ 
stellungen über die Entstehung der 
Welt. Eine Schöpfungsgeschichte. 

Dies ist nicht das älteste Zeugnis. Er¬ 
innert sei an die Schöpfungsmythen 
der Sumerer (zum Beispiel das Gilga- 
mesch-Epos). In allen Regionen der 
Welt und in allen Religionen gab es 
solche Geschichten. 

Aus heutiger Sicht könnte man all das 
belächeln, aber es waren frühe Versu¬ 
che, Antworten auf die Frage nach dem 
Ursprung der Welt und des Menschen 
zu finden. 

Vor allem in den letzten 100 Jahren 
wurden bei der Erforschung des Kos¬ 
mos große wissenschaftliche Fort¬ 
schritte erbracht: Irdische Beobach¬ 
tungsstationen und Weltraumsonden 
liefern seit Jahrzehnten Bilder und 


Messergebnisse aus dem nahen und 
dem fernen Weltraum. Signale errei¬ 
chen uns, die Milliarden von Jahren 
unterwegs waren. Theorien beschrei¬ 
ben die Entstehung von Planeten, von 
Planetensystemen, Galaxien, ja des be¬ 
kannten Universums. 

Als Ausgangspunkt der Entwicklung 
unseres Universums wird heute ein 
„Big Bang“, ein „Urknall“ vor etwa 
14 Milliarden Jahren angesehen. Was 
diesen auslöste oder was „vorher“ 
war, darüber gibt es keine gesicherten 
Kenntnisse. Im Rahmen der Urknall¬ 
theorie wird auch das frühe Universum 
beschrieben, die zeitliche und räumli¬ 
che Entwicklung des Universums nach 
dem „Urknall“, mit dem Raum und 
Zeit erst „zu existieren“ begannen. 
Gab es Anfangs auch unter Physikern 
und Astronomen noch viel Skepsis, ob 
eine solche Annahme stimmen kön¬ 
ne, belegten im Lauf der Zeit astrono¬ 
mische Beobachtungen wie die Ent¬ 
deckung der Hintergrundstrahlung 
(einem Relikt aus der Frühzeit der 
Existenz unseres Universums, die vor 
50 Jahren zufällig entdeckt wurde) die 
theoretischen Auffassungen. 


Forscher am Radioteleskop Bicep 
2 („Background Imaging of Cosmic 
Extragalactic Polarization“) in der 
Antarktisstation am Südpol fanden 
nun bei der Messung von Mikrowel- 



Allan H. Guth 


len aus der Frühzeit des Universums 
winzige Unregelmäßigkeiten. Die am 
Experiment beteiligten Wissenschaft¬ 
ler folgerten, das seien Signale soge¬ 
nannter Gravitationswellen, die aus 
der schnellen Bewegung von Masse 
entstehen, sich mit Lichtgeschwindig¬ 
keit ausbreiten und die Raumzeit ver¬ 
zerren. „Wir sehen ein direktes Abbild 
der Gravitationswellen, die das Licht 
in bestimmter Weise polarisieren“, so 
John Kovac, vom Harvard-Smithonian 
Center for Astrophysics in Cambridge 
(Massachusetts). 

Die Entdeckung von Gravitations¬ 
wellen aus der Zeit des Urknalls wäre 
nicht nur die letzte fehlende Bestäti¬ 
gung für Albert Einsteins Allgemeine 
Relativitätstheorie, der die Existenz 
solcher Wellen vorausgesagt hatte. Sie 
würde auch bisherige Annahmen über 
die Entwicklung des Universums nach 
dem „Big Bang“ erklären und die 1981 
von Alan H. Guth als Ergänzung der 
damaligen Urknalltheorie vorgeschla¬ 
gene Theorie einer kosmologischen 
Inflation (einer Phase beschleunigter 
Ausdehnung des frühen Universums) 
bestätigen. 

Die jetzige Entdeckung ist - wenn sie 
denn bestätigt wird - ein wichtiger 
Schritt zum theoretischen Verständnis 
des Ursprungs, der Existenzweise und 
Entwicklung des Universums. 

nh 



Als Flammarions Holzstich bekannt wurde ein Abbild, das der französiche 
Astronom Flammarion in seinem 1888 erschienenen Schriftband „LAtmosphere. 
Meteorologie populaire“ auf Seite 163 veröffentlichte. Die Darstellung zeigt 
einen Menschen, der am Horizont als dem Rande seiner Welt mit den Schultern 
in der Himmelssphäre steckt und dahinter Befindliches erblickt. Das Bild wurde 
im 20. Jahrhundert häufig für die authentische Darstellung eines mittelalterli¬ 
chen Weltbildes gehalten und oft reproduziert. 



Bilder ganz oben: Die Himmelsscheibe von Nebra (links), eine Bronzeplatte aus 
der Bronzezeit Mitteleuropas, die offenbar astronomische Phänomene und 
Symbole religiöser Themenkreise zeigt. Sie gilt als die weltweit älteste konkrete 
Himmelsdarstellung. Ihr Alter wird auf 3 700-4100 Jahre geschätzt. (Bild rechts) 
Die Station am Südpol mit dem Radioteleskop Bicep2. 

Bild oben: Der Physiker und Humanist Albert Einstein, Begründer der Speziellen 
und der Allgemeinen Relativitätstheorie, im Jahr 1921. Einstein sagte unter 
anderem die Existenz von Gravitationswellen voraus. 


„Anbeginn" der Zeit 


m of 

W TIME 



Foto: map.gsfc.nasa.g0v/media/020622/index.html/wikimedia.0rg/public domain - Beschriftung UZ 


Bild oben: Die Geschichte des Universums (schematisierte Darstellung der 
„Inflation“): Vor fast 14 Milliarden Jahren, nach dem „Urknall“, begann eine Pha¬ 
se extrem rascher Expansion des Universums. Es wird davon ausgegangen, dass 
sich das Universum in dieser Zeit um mindestens den Faktor 10 26 ausgedehnt 
hat. Anschließend setzte das Universum seine Expansion fort, wie im Rahmen 
des Standard-Urknall-Modells theoretisch beschrieben. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Schreie der Gequälten im Haus des „Volks-Boten“ 

Wie die Stettiner Nazis mit ihren politischen Gegnern umgingen 



Die Schillerstraße Nr. 12-6 in Stettin. Darstellung um 1900 (Repro: Hans-Gerd Warmann) 


E s begann am 30. Januar 1933. An jenem Tage 
wurden die ersten Zeilen eines der dunkels¬ 
ten Kapitel der Geschichte Stettins geschrie¬ 
ben. Nach der Machtübertragung herrschte in 
Pommern unter dem Regiment des Gauleiters 
Wilhelm Karpenstein und des SA-Führers Hans 
Peter von Heydebreck eine Schreckensherr¬ 
schaft. Besonders in der pommerschen Haupt¬ 
stadt hausten SA und SS am schlimmsten. Nach 
dem Reichstagsbrand am 27. Februar 1933 begann 
eine riesige Verhaftungswelle, die dazu diente, die 
Arbeiterbewegung zu zerschlagen, sowie ande¬ 
re progressive politische Kräfte zu unterdrücken. 
In Stettin erhielt die politische Polizei am Abend 
des 27. Februar den Befehl, mit Unterstützung der 
Hilfs- und Bereitschaftspolizei bei allen Funktio¬ 
nären der KPD Hausdurchsuchungen vorzuneh¬ 
men. Einen Tag später besetzten Angehörige der 
SA und SS sowie Polizeikommandos die Büros 
der Kommunistischen Partei Deutschlands, der 
SPD und der Gewerkschaften. Die SA war als 
Hilfspolizei herangezogen worden. Ihre wichtigs¬ 
te Aufgabe war, die politischen Gegner festzu¬ 
nehmen. Für viele von ihnen war die „Nacht der 
langen Messer“ gekommen, und sie übten bluti¬ 
ge Rache. 

Am 2. März 1933 setzten die Massenverhaftun¬ 
gen der pommerschen Arbeiterfunktionäre ein. 
In Stettin-Stadt wurden 3oo Antifaschisten fest¬ 
genommen und in „Schutzhaft“ überführt. Das 
Stettiner Polizeigefängnis war bald mit politi¬ 
schen Häftlingen überfüllt. Der Polizeipräsident 
machte am 3. April den Vorschlag, wegen Über¬ 
füllung des Polizeigewahrsams in Stettin die Haft¬ 
anstalt in Gollnow, eine ehemalige Festung, zu 
belegen. Die „Pommersche Zeitung“ berichtete 
am 13. April 1933, es seien in Gollnow 100 Zel¬ 
len freigemacht und am 11. April die ersten 40 
Gefangenen eingeliefert worden. 

Die schlimmsten Gewalttaten verübte die SA in 
dem von ihr im Geheimen eingerichteten soge¬ 
nannten „Schutzhaftlager“ in der Schillerstra¬ 
ße 10 in Stettin. Erich Wiesner berichtete darü¬ 
ber in seinem Buch „Man nannte mich Ernst“: 
„Das erste Hauptquartier dieser Blutgarde in 
Stettin waren die Kellerräume der SPD-Zeitung 


Volks-Bote. Der sozialdemokratrische Haus¬ 
verwalter sagte über diese Zeit Folgendes aus: 
,Anfang März besetzte eine Horde Nazis unser 
Haus. Es wurden aber eigentlich nur die Keller 
benutzt. Wenige Stunden nach der Besetzung 
schleppten SA-Leute bereits die ersten Gefan¬ 
genen heran, und dann hörten wir Tag und Nacht 
die Schreie der Geschlagenen und Gefolterten. 
Der schlimmste Schläger war SA- Häuptling Bü- 
sching ... 4 “ 

„In der Zeit der Weimarer Republik“, so Wiesner 
in seinem Bericht, sei „Büsching wegen Feme¬ 
mordes vor Gericht gestellt, für schuldig befun¬ 
den, aber nur zu einer milden Strafe verurteilt 
und bald wieder auf freien Fuß gesetzt worden. 
„Als fanatischer Parteigänger Hitlers“, so Wiesner 
weiter, „brachte er es bald zum Standartenfüh¬ 
rer, und seine Spezialität war es, aus politischen 
Häftlingen Geständnisse herauszupressen. So 
bereitete es diesem Unmenschen ein besonde¬ 
res Vergnügen, seinen großen Schäferhund auf 
wehrlose Gefangene zu hetzen. Zu seinen Opfern 
gehörte der Arbeiter Wilhelm Schulz. Wegen sei¬ 
ner verwachsenen Gestalt war er die Zielschei¬ 
be ständiger Misshandlungen. So wurde er un¬ 
ter dem wiehernden Gelächter der betrunkenen 
SA-Leute auf das Kommando Büschings hin auf 
dem Steinfußboden entlanggezogen, um, wie es 
hieß, seinen Buckel geradezuschleifen. Den Ar¬ 
beiter Franz Wecker schlug man im Keller des 
Volks-Boten derart, dass er einige Wochen nach 
der Haftentlassung, im Frühjahr 1934, an den Fol¬ 
gen der Misshandlungen starb. Den Arbeiter Ed¬ 
mund Tank misshandelte die SA durch Schläge 
auf den Unterleib so, dass er in die Irrenanstalt 
Ueckermünde überführt werden musste. Bald 
war auch er tot.“ 

Das Verlagsgebäude des Stettiner „Volks-Bo¬ 
ten“ war am 18. März 1933 von Nationalsozialis¬ 
ten besetzt worden. Sie drangen gewaltsam in das 
Gelände ein, zertrümmerten Bilder von Arbei¬ 
terführern und erbrachen die Schreibtische der 
führenden Funktionäre der SPD Pommerns. Auf 
dem Gebäude hissten sie zum Zeichen des Sieges 
die Hakenkreuzfahne. Verlagsdirektor Pargmann 
wurde in Schutzhaft genommen. Am folgenden 


Tag wurde er wieder entlassen, musste sich aber 
jeden Tag bei der Polizei melden. Den Nazis war 
eine modern eingerichtete Druckerei in die Hän¬ 
de gefallen. 

Schließlich waren sie gezwungen, den Standort 
der Folterhölle Schillerstraße 10 zu wechseln. Das 
Haus des „Volks-Boten“, das im Stadtzentrum lag, 
war wegen der Schreie der Gemarterten, die die 
Bewohner in der Nachbarschaft hören konnten, 
zu einem Skandal geworden. 

Wie aus einer Besprechungsnotiz vom 19. Juni 
1933 hervorgeht, verlangten der Regierungsvize¬ 
präsident, der Polizeipräsident und ein SA-Ober- 
führer, „in den Baracken des Sportplatzes an der 
Jahnstraße, wo in einem Hause der SA bereits 
Untebringungsräume hergestellt wurden, eine 
entsprechende Dienststelle zwecks Vernehmung 
von Schutzgefangenen einzurichten.“ 

Neben den politisch Verdächtigen wurden, wie 
Boguslaw Drewniak in einer Untersuchung fest¬ 
gestellt hat, Menschen unter den nichtigsten 
Vorwänden in die Schiller- und Jahnstraße ge¬ 
schleppt und dort nicht nur gemartert, sondern 
auch erpresst. So wurde zum Beispiel der Apo¬ 
theker Kurt Fonfe in der Baracke in der Jahn¬ 
straße über eine Kiste gelegt und so lange mit 
Peitschen geschlagen, bis er die unsinnigsten An¬ 
schuldigungen zugab. Das Protokoll über diesen 
Vorgang war so stark mit Blut verschmiert, dass es 



Gauleiter Wilhelm Karpenstein (r.) mit SA-Grup- 
penführer von Heydebreck (I.) 1934 in Stettin. 
(Repro: Hans-Gerd Warmann) 


noch einmal geschrieben werden musste. Außer¬ 
dem wurden von ihm 5 000 Mark für den „Fond 
zum Kampf gegen den Marxismus“ erpresst. Fonfe 
hat Deutschland aus Angst vor weiterer Verfol¬ 
gung gleich nach seiner Haftentlassung verlassen. 
Wilhelm Heimann und Max Salomon erging es 
ähnlich. Sie wurden so übel zusammengeschlagen, 
dass der eine fast blind wurde und der andere teil¬ 
weise gelähmt blieb. Auch diese beiden, alle drei 
Gequälten waren Juden, wurden zur Lösegeldzah¬ 
lung gezwungen. 


Auf Grund der Tatsache, dass die Bevölkerung 
in der Umgebung der Folterstätte in der Innen¬ 
stadt unruhig wurde und die ersten Nachrichten 
über die Gräueltaten in der ausländischen Pres¬ 
se auftauchten, sahen die Nazis sich gezwungen, 
ihre Schandtaten in einer ruhigen Ecke Stettins 
zu begehen 

Im Herbst 1933 wirkte Fritz-Karl Engel als Poli¬ 
zeipräsident in der Oderstadt. Er wusste von dem 
Berliner Gestapo-Gefängnis Columbia-Haus und 
den Konzentrationslagern Oranienburg, Sonnen¬ 
burg und anderen ähnlichen Lagern. Als Gesta¬ 
pochef Dr. Diels ihm den Auftrag erteilte, „nach 
Pommern müsste eine Columbia-Diele kommen“, 
spurte Engel. Die Stettiner Gestapo-Beamten 
SS-Sturmführer Dr. Joachim Hoffmann und SS- 
Scharführer Bruno Vater suchten ein geeignetes 
Haus. Sie fanden es in einem völlig verfallenen 
und verwahrlosten Verwaltungsgebäude der am 
30. September 1928 stillgelegten früheren Vulcan- 
Werft in Bredow. In dessen Kellern wurden ab 
Anfang Oktober 1933 etwa 25 bis 40 sogenannte 
„Schutzhäftlinge“ untergebracht. Lagerkomann- 
danten waren: SS-Truppführer Otto Meier, ab Fe¬ 
bruar 1934 SS-Truppführer Karl Salis, anschlie¬ 
ßend kurzzeitig SS-Truppführer Fritz Pleines. Sie 
waren Angestellte der politischen Polizei. Dr. 
Hoffmann hielt mit Zustimmung des Polizeiprä¬ 
sidenten Engel Häftlinge nach längerer Zeit im 
Lager zur sogenannten „Umerziehung“ weiterhin 
fest. Das geschah unter Anwendung vielfältiger 
Gewalt. Die SS-Schergen nannten ihr schreckli¬ 
ches Vorhaben „vulkanisieren“. So entwickelte 
sich die grausame Folterhölle „Schutzhaftlager“ 
Bredow. 

Hans-Gerd Warmann 
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Ein Grundirrtum von Marx? 


Salzburger Dialektik-Tagung wirft Frage nach dialektischem Materialismus auf 



D ie Beschäftigung mit der Dialektik sorgt 
durchaus für Überraschungen. Bisweilen 
auch für Verwirrung: „Hegel ist objektiver 
Idealist, Marx schuf den dialektischen Materialis¬ 
mus. Soweit verstand ich die Sache bisher. Nichts 
was hier gesagt wurde, passt dazu.“ Zu hören war 
das aus dem Publikum der dritten Tagung für dia¬ 


lektische Philosophie, die am vergangenen Sams¬ 
tag im österreichischen Salzburg stattfand. Vor 
den gut 40 Besucherinnen der Veranstaltung wur¬ 
de wesentlich die Frage entwickelt, wie Marx zu 
Hegel steht und in welcher Hinsicht Hegel Ein¬ 
gang in den Marxismus finden sollte. 

Hegel materialistisch lesen 

Lässt sich Hegel materialistisch lesen? „Ja“, sagt 
Georgios Kolias. Der Wiener Student entwickelte 
in Salzburg eine Lesart von Hegels Logik, die zu¬ 
mindest Ansatzpunkte für eine nicht-idealistische 
Deutung dessen Werks liefert. Maßgeblich sei da¬ 
bei die Objektivität in Hegels Lehre vom Begriff. 
„Hegel geht hier nicht davon aus, die Wahrheit zu 
haben“, meint Kolias. Besonders betont er, dass 
Hegel eben nicht behaupte, dass das Empirische 
aus dem Abstrakten geschöpft werden könne. 
Einen Schritt weiter ging Andreas Arndt. Der 
Professor der Berliner Humboldt-Universi¬ 
tät spricht von einem „Grundirrtum“ Marxens. 
Marx 4 Programm, Hegel vom idealistischen Kopf 
auf materialistische Füße zu stellen, sei fehlgelei¬ 
tet. „Die Jagd auf die materialistische Dialektik 
kann man abbrechen. Zuletzt landet man ohnehin 
bei Hegel“, formulierte Arndt seine These. Hegel 
sei keinesfalls Idealist. Tatsächlich nehme Hegel 


jederzeit ein wirklich bestehendes Subjekt an, 
wenn er von der „absoluten Idee“ spreche - ab¬ 
solut sei diese nur in ihrer Entwicklung im Geiste 
eines physisch bestehenden Menschen. Zudem 
sei Marx 4 Kritik an Hegel wenig fundiert. Dass 
Marx im „Kapital“ auf die Hegelschen Katego¬ 
rien zurückgreife, deute darauf hin, dass Hegels 
Lehre nicht durchweg idealistisch sei. „Man sollte 
damit aufhören, Etiketten an Hegel zu kleben“, 
so Arndt. 

Die Beschäftigung mit Hegel kommt nicht von 
ungefähr. Der deutsche Philosoph Georg Wil¬ 
helm Friedrich Hegel, der seine dialektische Phi¬ 
losophie Anfang des 19. Jahrhunderts entwickel¬ 
te, übte als philosophischer Lehrmeister großen 
Einfluss auf Marx aus. Betont wird Hegels Be¬ 
deutung für den Marxismus auch von Lenin. So 
heißt es in dessen „Drei Quellen und drei Be¬ 
standteile des Marxismus“: „[Marx] bereicherte 
[die Philosophie] durch die Errungenschaften der 
deutschen klassischen Philosophie und besonders 
des Hegelschen Systems, das seinerseits zum Ma¬ 
terialismus Feuerbachs geführt hatte.“ Im wesent¬ 
lichen übernahm Marx dabei Hegels dialektische 
Methode, Vorgänge aus ihren inneren Widersprü¬ 
chen zu erklären, und verband sie mit einem kon¬ 
sequenten Materialismus. 


Austausch mit der DKP 

Entsprechend umstritten die Thesen, die in Salz¬ 
burg diskutiert wurden. Gerade der Vortrag des 
Hegel-Forschers Arndt rief Unglauben hervor. 
Das ist wenig verwunderlich: Anwesend war ein 
Personenkreis, der sich weitgehend der marxisti¬ 
schen Linken zuordnen lässt. Neben Mitgliedern 
der österreichischen „Partei der Arbeit“ (PdA), 
die auch in der organisierenden Salzburger Ge¬ 
sellschaft für dialektische Philosophie tätig sind, 
war auch ein DKP-Genosse aus der Nähe von 
München präsent. 

Im Vorfeld der Tagung gab es bereits einen Aus¬ 
tausch zwischen einer DKP-Ortsgruppe und den 
Salzburger Dialektikerlnnen. In Grafingen hielt 
Hannes Fellner, Vorstand der Salzburger Gesell¬ 
schaft und in der Leitung der Wiener PdA, einen 
Vortrag über die Dialektik. Darüber hinaus wird 
auch das Salzburger Verbandsmagazin „Aufhe¬ 
bung“ nach Deutschland versandt. 

JohannesSupe 
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Verdrängt, dann vergessen - Paul Heyse 

Zum 100. Todestag des Literatur-Nobelpreisträgers 


P aul Heyse, wer war das? Es ist still 
geworden um den Schriftsteller, 
der zu den erfolgreichsten und 
produktivsten in Deutschland zählt - 
etwa 170 Novellen, 80 Dramen, acht 
Romane - die besonders vernachläs¬ 
sigt wurden -, Lyrik, Übersetzungen 
usw. -, der als Glückskind der Litera¬ 
tur gilt, der 1854 von König Maximili¬ 
an II. von Bayern nach München geholt 
wurde, ihm aber auch widersprach und 
sich 1868 vom Hof löste, der berech¬ 
tigt als Epigone der Klassik gilt, aber 
auch bedeutende Werke schuf und ein 
respektabler Nachfolger der Klassiker 
ist. Mancher erinnert sich, dass Heyse 
1910 der erste deutsche Nobelpreisträ¬ 
ger für Literatur war, 1912 bekam ihn 
Gerhart Hauptmann. Gegensätzlicher 
konnten die Träger nicht sein. Der No¬ 
belpreis 1902 an den Historiker Theo¬ 
dor Mommsen wurde für dessen „Rö¬ 
mische Geschichte“ vergeben, der 1908 
an den Philosophen Rudolf Eucken. 
Heyse erhielt ihn für eine „von Idealis¬ 
mus durchleuchtete Kunst? 

Dieser Idealismus ist vielschichtig. Li¬ 
teraturinteressierte kennen Heyses 
„Falkentheorie“ die zur Kenntnis von 
Novellenstrukturen gehört. Sie geht zu¬ 
rück auf Boccaccios „Decameron“: In 
einer der Novellen opfert ein Lieben¬ 
der seiner Angebeteten seinen Jagdfal¬ 
ken als Mahlzeit, weil er nichts ande¬ 
res mehr besitzt. Sie erhört ihn danach. 
Heyse forderte für jede Novelle einen 
„Lalken“, das „Spezifische, das diese 
Geschichte von tausend anderen un¬ 
terscheidet“. 

An Heyse zu erinnern in einer sozialis¬ 
tischen Zeitung, warum? Grund wäre 
sein literarisches Werk, nicht in seiner 
Gesamtheit, aber in Teilen des Novel¬ 
len- und Romanschaffens wie „Kinder 
der Welt“. Erinnernswert ist auch, wie 
sich der politische Umgang mit Litera¬ 
tur verfolgen lässt. 

Heyses Idealismus richtete sich auf 
Lormvollendung, hatte aber auch kos¬ 
mopolitische Züge, die aus dem klas¬ 
sischen Erbe stammen und sich in sei¬ 
ner Weltoffenheit und Italienbeziehung 
ausdrücken. Sein europäisches Denken 
machte ihn nach 1890 für die Bourgeoi¬ 
sie verdächtig:. Lür nationalistisches Pa¬ 
thos hatte er, der andere Länder wie das 
eigene achtete, kein Verständnis. Als 
das wilhelminische Kaiserreich immer 
militanter wurde, geriet Heyse mit sei¬ 
ner überholten bürgerlichen Redlich¬ 
keit ins Abseits, zumal sein Idealismus 
zunehmend soziale Züge bekommen 
hatte. Während des Sozialistengeset¬ 
zes unterstützte er die bayrischen So¬ 



zialdemokraten, 1887 machte er sich 
für ein Heine-Denkmal stark. 1892 war 
er gegen Antisemitismus und Zensur - 
es war die Zeit des „Weber“-Verbotes; 
1900 trat er gegen die Lex Heinze auf, 
ein Gesetz, mit dem der Staat der Kunst 
bei Verstoß gegen das „Scham- und 
Sittlichkeitsgefühl“ Maulkorb und Zü¬ 
gel anlegen wollte. Den ihm 1910 verlie¬ 
henen Adel verwendete er aus sozialer 
Überzeugung nie. Seine Kritik an bay¬ 
erischer und preußischer Kulturpolitik 
wurde in den neunziger Jahren immer 
schärfer. Dass Trauen in seinen Dich¬ 
tungen selbstständig handelten, eine 
unkonventionelle Liebe lebten, an der 
sie oft scheiterten, und eine Lreiheit 
verteidigten, die ihnen gesellschaftlich 
verwehrt wurde, ist aktuell. 

Die bürgerliche Literaturkritik verbrei¬ 
tete um 1900, Heyse lege nichts Neues 
vor, wiederhole sich - was teils der Lall 
war - und habe nicht nur seinen Höhe¬ 
punkt überschritten, sondern auch das 
Ende seiner Wirksamkeit erreicht. Das 
Urteil - auch Tucholsky trug es ohne 
Kenntnis Heysescher Werke weiter - 
nahm andere Urteile wie das von Ge¬ 
org Brandes nicht wahr und wirkt 
ungeprüft bis heute nach; kleinlich- 
kleinteilige Stiluntersuchungen 
seiner Texte treten an die Stelle 
kenntnisreicher Aufarbeitung. 

Es gibt keine die Persönlichkeit 
betrachtende, wertende und his¬ 
torisch ordnende aktuelle Biogra¬ 
fie; Briefe warten auf Sichtung. 

Der Kulturpolitiker Heyse ist bis heute 
unbekannt. Dass Heyse von den jungen 
Naturalisten, vor allem aus München, 
abgelehnt wurde, muss differenziert 
werden; die Kritik setzte spät ein - um 
1880 jubelte man ihm zu - und ging auf 
Heyses beherrschende Rolle im lite¬ 
rarischen Prozess zurück. Seine Dar¬ 
stellungen großer Gefühle fand Zu¬ 
stimmung; nur wenige verurteilten ihn, 
manche sahen ihn an der Seite Theodor 
Storms, Gottfried Kellers und Theodor 
Lontanes. Heyse selbst polemisierte 
gegen Naturalistisches in seinem Ro¬ 
man „Merlin“ (1892), versuchte aber 
auch, ihre Programmatik zu verarbei¬ 
ten. Die naturalistische Kritik an Heyse 
war ähnlich der an Goethe und Schil¬ 
ler geübten, es wurde nicht die litera¬ 
rische Bedeutung der Dichter in Trage 
gestellt, sondern die von der Kunstkri¬ 
tik einseitig propagierte Vorbildlichkeit 
und Starre der verkündeten Werte, die 
nicht mehr mit der aktuellen Realität 
übereinstimmten. 

Dass er aus dem bürgerlichen Literatur- 
Kanon verdrängt wurde, hatte jedoch 


noch einen anderen Grund: Heyse war 
mit einer jüdischen Herkunft belastet. 
Er wurde 1830 als Sohn eines Univer¬ 
sitätsprofessors und einer Mutter aus 
einer bedeutenden jüdischen Lamilie 
geboren; sie war mit den Mendelssohn- 
Bartholdys verwandt. Jüdische Salons 
waren Heyses Bildungsstätte; er stand 
in seiner Autobiografie „Jugender¬ 
innerungen und Be¬ 
kenntnisse“ (1900) 
nachdrücklich 
zu dieser geis¬ 
tig-literari¬ 
schen Bil¬ 
dung. Das 
machte 
ihn im 
antisemi¬ 
tisch ori¬ 
entierten 
Deutschen 
Reich ver¬ 
dächtig und lud 
zum Ver- 


Foto: UZ-Archiv 

Paul Heyse, 15. März 1830-2. April 1914 

drängen ein. Der naturalistisch auftre¬ 
tende Karl Bleibtreu hatte ihn „als lite¬ 
rarischen Streber“ mit „rabbinerhafter 
Spitzfindigkeit“ bezeichnet. Einen Hö¬ 
hepunkt erreichte die Aburteilung im 
Dritten Reich. Man bediente sich sei¬ 
nes historischen Schauspiels „Kolberg“ 
(1868), in dem es um den Kampf gegen 
napoleonische Lremdherrschaft ging, 
das im Kaiserreich von 1871 allerdings 
nationalistisch genutzt wurde, und ent¬ 
wickelte daraus 1944 den üblen Durch¬ 
halte- und Propagandafilm „Kolberg“, 
wobei auf Heyses Vorlage verschämt 
verwiesen wurde. Gleichzeitig kam 
zu der Verdrängung des Autors Hey¬ 
se die Verurteilung eines Dichters, der 
jüdischer Herkunft war: „... ein klei¬ 
ner Bürger mit den Gelüsten und dem 
Stadtviertelrundblick eines solchen, der 
die Lormgabe eines hochgezüchteten 


Philologen hatte“ (Nadler, 1938). Das 
klang nach Getto und Abnormität. 
Der marxistische Kritiker Lranz 
Mehring hatte dagegen frühzeitig Hey¬ 
ses zerrissene Persönlichkeit Umris¬ 
sen. Lür Mehring stand Heyse „in ers¬ 
ter Reihe der lebenden Dichter“, sein 
Trauerspiel „Ehrenschulden“ (1896) 
sei „vortrefflich gearbeitet“, Heyse ver¬ 
füge über „eine glänzende Torrn“ und 
sei „reich an geistreichen ... Ge¬ 
danken“, „klug“ und „ehrlich“ 
im Gegensatz zu anderen „Po¬ 
eten der Bourgeoisie“. Seine 
Grenze bestehe darin, dass er 
die „Vorstellungen der herr¬ 
schenden Klassen“ nicht zu 
„durchbrechen“ versuche, 
sondern er sich immer tiefer 
in ursprüngliche Werte ver¬ 
tiefe, die dann „in starrster 
Reinheit“ erschienen. 

1966 erschien in der DDR 
eine Auswahl der Novel¬ 
len Paul Heyses un¬ 
ter dem As¬ 
pekt, Tex¬ 
te „von 
Stan- 
des- 
vor- 
urtei- 
len 
und 
so¬ 
zialer 
Unge¬ 
rechtig¬ 
keit“ zu ver¬ 
einigen. Er traf 
sich in Erzählweise 
und Konflikt, mit den 
befreundeten Storm 
und Keller. In der Novelle „Jorinde“ 
spielend zu Anfang des 19. Jahrhun¬ 
derts, nimmt eine geheimnisvolle schö¬ 
ne Trau Rache für ihre proletarische 
Mutter, die zum Verzicht auf ihre Lie¬ 
be gezwungen wurde, um die Ehre ei¬ 
ner brüchigen bürgerlichen Lamilie zu 
erhalten. Das Leiden der Mutter rächt 
Jorinde an der wohlhabenden Lamilie 
und verzichtet dafür auf eigenes Glück. 
In der Novelle „Die Eselin“, handelnd 
nach dem Krieg von 1870/71 und bei¬ 
läufig jeglichen Heroismus in Trage 
stellend, werden sozial Benachteiligte 
zu Opfern selbstgefälliger Herrschaft - 
„Die Gegend ist wenig bevölkert, die 
Leute sehr arm.“ 

Der Erzähler stellt die sittliche Welt¬ 
ordnung in Trage; Lösungen weiß er 
nicht, seine Opfer gehen unter, Un¬ 
tergang wird zur Erlösung. Betrachtet 


man Heyses Novellen und Romane ge¬ 
nau, entwirft er einerseits Idealbilder 
bürgerlicher Verhältnisse, die mit der 
Wirklichkeit in Widerspruch geraten 
sind und den Dichter ratlos zurücklas¬ 
sen, aber immer wieder greift er zurück 
in die Renaissance und erinnert an die 
einstigen Ansprüche, andererseits war 
er den modernen Naturwissenschaften 
gegenüber aufgeschlossen, die im Natu¬ 
ralismus wirkten. Henrik Ibsen, der mit 
Heyse befreundet war, sah Parallelen 
zwischen der Determination des Men¬ 
schen, die er thematisierte und die ihn 
zum bedeutenden kritischen Dramati¬ 
ker der Welt werden ließen, und Hey¬ 
ses Roman „Kinder der Welt“ (1873), 
in denen sozialdemokratisches Denken 
nachzulesen war. Ibsen hatte die Be¬ 
kanntschaft mit Heyse in München, wo 
er wohnte, 1875 gesucht, verkehrte im 
„Krokodil“, der literarischen Tafelrun¬ 
de Münchens, und wurde von Heyse als 
„wunderbarer Mann“ gepriesen. Ibsens 
„Nora (Ein Puppenheim)“ wurde von 
Heyse als „Meisterstück“ gewürdigt, 
dem die Deutschen nichts Ähnliches 
an die Seite zu setzen hätten. Den Ver¬ 
kehr zwischen beiden behinderte Ib¬ 
sens schärfer werdende Gesellschafts¬ 
kritik, der „Spitalpoesie“ Ibsens - das 
zielte auf Ibsens „Gespenster“ - sah 
sich Heyse mit seinem auf Ausgleich 
bedachtem Konfliktbewusstsein hilflos 
ausgesetzt. Auch Turgenjew und Dos¬ 
tojewski wirkten auf Heyse. 

Heyse war ein produktiver Schriftstel¬ 
ler; vieles davon ist vergessen, vieles 
ist zu Unrecht vergessen wie z.B. das 
Epigramm: „Bist du schon gut, weil du 
gläubig bist?//Der Teufel ist sicher kein 
Atheist.“ 

Vor einhundert Jahren, am 2. April 
1914, starb Paul Heyse. Er erlebte den 
Ersten Weltkrieg nicht mehr; dass die 
von ihm vertretene Idealität zu Ende 
ging, sein Bild der gebildeten Bürger¬ 
lichkeit im imperialen Machtstreben 
der kapitalistischen Führungsmächte 
wie eine Seifenblase platzte und zur 
Farce wurde, hatte er gespürt. Sein 
Werk wurde ein kulturhistorisches 
Dokument, das an die Ideale des Bür¬ 
gertums erinnerte, die im 19. Jahrhun¬ 
dert verraten und verleugnet wurden. 
Deshalb griff Heyse so oft auf die Re¬ 
naissance zurück und erinnerte an die 
deutsche Klassik. Aber die Bourgeoi¬ 
sie wollte nicht erinnert werden. Sich 
seiner zu erinnern bedeutet, Metho¬ 
den der historischen Verdrängung in 
der bürgerlichen Geschichtsschreibung 
kennenzulernen und nach gerechten 
Urteilen zu suchen. Rüdiger Bernhardt 


„Was du nicht hast, das gib nicht verloren“ 

Widerstand - Repression - Verfolgung: das bewegte Leben der Cora Eppstein 


Zum Internationalen Frauentag 2014 
veranstaltete die DKP Saarland einen 
Programmabend zu der Sängerin Cora 
Eppstein. Zusammengestellt hat das 
Programm Amei Scheib, Musikwissen¬ 
schaftlerin und Musikerin, im Lied- und 
Textvortrag begleitet von Marina Kav- 
taradze (Klavier) und Raphael Petri 
(KlangKunst). 

Petra Jahn, DKP Saarbrücken, wies in 
ihrer Begrüßung darauf hin, dass „auch 
heute im Jahr 2014 nicht von Gleichbe¬ 
rechtigung und Chancengleichheit die 
Rede sein kann. Auch wenn sich man¬ 
ches in den letzten 100 Jahren für Frau¬ 
en verändert habe, nach wie vor gibt es 
keinen gleichen Lohn für gleiche Arbeit, 
nach wie vor sind besonders Frauen von 
prekären Arbeitsverhältnissen betrof¬ 
fen, es sind vor allem Frauen, die Dop¬ 
pel- und Dreifachbelastung durch Job, 
Kinderbetreuung und Haushalt ausge¬ 
setzt sind. 

Der 8. März darf kein einzelner Tag sein, 
an dem sich bewusst denkende Men¬ 
schen für die Rechte der Frauen ein- 
setzen. Dies muss an jedem Tag im Jahr 
eine Rolle spielen. Aber: Der 8. März als 
Internationaler Frauentag ist ein beson¬ 
derer Tag, an dem diese Fragen beson¬ 
ders im Mittelpunkt stehen sollen und 
müssen.“ 


Amei Scheib in der Rolle der Cora Eppstein als Agitatorin der Einheitsfront, im 
Hintergrund ein Porträt Coras, im Vordergrund links ein Faksimile der Arbeiter¬ 
zeitung (KP) mit dem Text des Einheitsfrontabkommens 



Sie gab eine kurze Einführung zum 
Programm, in dem das Leben und Wir¬ 
ken von Cora Eppstein im Mittelpunkt 
stand. 

Das Gedenken an den saarländischen 
Widerstand gegen Faschismus und 
Krieg habe nicht nur eine historische 
Bedeutung. Europaweit befinden sich 
Faschisten und Nationalisten im Auf¬ 
wind - ob in Schneeberg, Forbach 
(Lothringen, Frankreich) oder Kiew. 
Rechtsentwicklung richtet sich immer 
in besonderem Maße gegen die Rechte 
und Interessen von Frauen. 

„Was du nicht hast, das gib nicht verlo¬ 
ren“ ist eine aktuelle Aufforderung, die 
auch für die Rechte, das Engagement 
und die Kämpfe der Frauen nicht nur 
am Internationalen Frauentag steht. 
Amei Scheib stellte das Leben von 
Cora Eppstein dar in einer szenischen 
Darstellung einzelner Lebensabschnit¬ 
te. 

Berichte aus deren Leben, Lieder und 
historische Dokumente werden kom¬ 
biniert mit fiktionalen Texten und 
Raumklängen. Aus der Mischung von 
Dokumentarischem und Fiktionalem 
entsteht das lebendige Bild eines be¬ 
wegten Künstlerinnenlebens aus der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. 
Nur minimal werden Requisiten einge¬ 
setzt. Umso beeindruckender die Dar¬ 
stellung der Cora durch Amei Scheib. 
Das Repertoire der Sängerinnen Cora/ 
Amei umfasste Lieder von Brahms, 


Mahler u.a., jüdische Lieder und Lie¬ 
der der Arbeiterbewegung ihrer Zeit. 
Cora Eppstein - jüdische Abstammung, 
deutsche kulturelle Tradition und poli¬ 
tisches Engagement als Kommunistin - 
das sind die Wurzeln der künstlerischen 
Identität dieser Sängerin. Aufgewach¬ 
sen ist sie in Saarbrücken und hatte dort 
ihr erstes Engagement als Sängerin am 
Theater. In Berlin lernte sie den Kom¬ 
ponisten Eberhard Schmidt kennen und 
fortan blieben sie zusammen. Beide 
Mitglieder der KPD, gingen sie 1933 ins 
Saargebiet, engagierten sich dort in der 
antifaschistischen Einheitsfront. Nach 
der Abstimmungsniederlage und dem 
Sieg der Deutschen Front emigrierten 
sie nach Frankreich. Eberhard Schmidt 
meldete sich zu den Internationalen 
Brigaden, Cora musste Zurückbleiben. 
Ende August 1939, unmittelbar vor der 
deutschen Aggression gegen Polen starb 
Cora Eppstein-Schmidt in Paris an Tu¬ 
berkulose. 

Ihr bewegtes Leben, (Berlin, Saarbrü¬ 
cken, Paris), Auftritte und Konzerte, so¬ 
wie ihre Begegnungen mit Weggefähr¬ 
tinnen (Louise Schiffgens, Max Braun, 
Lilly Hermann) und weiteren Zeitge¬ 
nossen (Erich Weinert, Hanns Eisler, 
Bertolt Brecht, Paul Arma) im Abstim¬ 
mungskampf an der Saar 1933-1935 ist 
Anlass für dieses Porträt. 

Eine künstlerisch und politisch interes¬ 
sante Veranstaltung mit nicht nur histo¬ 
rischen Bezügen. R.W.D./P.J. 
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Aspekte der globalen Entwicklung 

Aus dem Referat von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, der 7. Parteivorstandstagung - Essen, 15. März 2014 


(...) Wir haben uns im Februar auf ei¬ 
ner Klausur des Sekretariats mit den 
politischen Entwicklungen, den Rah¬ 
menbedingungen, der Situation der 
Partei, den Perspektiven befasst. Ich 
möchte euch im Folgenden die Über¬ 
legungen vorstellen und aus ihnen her¬ 
aus auch einige Überlegungen zur Vor¬ 
bereitung des 21. Parteitags der DKP 
machen. 

Wir haben uns mit Aspekten der globa¬ 
len Entwicklung befasst. Dabei haben 
wir benannt: 

Für die USA, als militärisch nach wie 
vor vorherrschendes imperialistisches 
Zentrum sind folgende Faktoren zu er¬ 
kennen: 

★ Die militärische Übermacht gegen¬ 
über allen anderen Kräften ist noch für 
längere Zeit gegeben. 

★ Es gibt eine stärkere militärische 
Orientierung der USA auf Asien, vor 
allem auf die Eindämmung der VR 
China, dies ändert aber nichts an der 
zweiten Hauptlinie der Umkreisung 
von Russland. Aus dem Engagement 
im Nahen Osten kommt man nicht he¬ 
raus - viele Politiker der USA, egal, 
ob Republikaner oder Demokrat, egal 
welcher Kapitalfraktion sehen eine 
Überlastung der Potenzen. 

★ Hinsichtlich der Konkurrenz zur EU 
setzt die USA stark auf das Instrument 
der Freihandelszone. Hier gehen wohl 
sowohl US-amerikanische Monopole, 
als auch Monopole aus der EU davon 
aus, dass sie die Gewinner sein wer¬ 
den - neben den Arbeiterklassen wird 
es aber auch Verlierer auf der Seite der 
Kapitalisten geben. 

★ Die Ökonomie der USA ist stark 
militarisiert, d.h. der militärisch-in¬ 
dustrielle Komplex spielt für die Ge¬ 
samtökonomie eine größere Rolle als 
in anderen imperialistischen Zentren/ 
Staaten. 

★ Zum „Lösen“ der ökonomischen 
Krise wird auf das Laufen der Geld¬ 
druckmaschine gesetzt, dies kann in 
den USA besser funktionieren als in 
anderen/kleineren Ökonomien, da der 
Dollar immer noch weltweit die vor¬ 
herrschende Leitwährung ist und das 
Gelddrucken damit nicht so schnell zu 
inflationären Tendenzen führt. 

★ Die Tendenz zu einem aggressiven 
Kurs nach außen nimmt zu, neben dem 
Pazifik kann man das sehr gut in der 
Ukraine, in Syrien sehen. 

★ Ökonomisch stellt sicher für den 
US-Imperialismus die hohe Verschul¬ 
dung bei der VR China ein Problem 
dar, auch wenn man gleichzeitig sehen 
muss, dass auch die VR China damit 
in einer Art ökonomischer Gefangen¬ 
schaft sitzt. 

Dies ist nicht vollständig und trotzdem 
sind es einige Schlaglichter, die wir bei 
der Betrachtung der Rolle und Per¬ 
spektive des US-Imperialismus im 
Auge haben müssen. 

Japan, das wir in der Vergangenheit 
zu Recht als zweites imperialistisches 
Zentrum bezeichnet hatten, ist heu¬ 
te ein Stück weit abgehängt. Das hat¬ 
te die Ursache in einer früheren öko¬ 
nomischen Krise und wurde verstärkt 
durch die Naturkatastrophe, die Japan 
hart getroffen hat. 

Wir haben bei der Klausur die These 
geäußert, dass wir es derzeit nicht mehr 
mit den drei imperialistischen Zentren 
USA, EU und Japan zu tun haben, son¬ 
dern dass global die drei Zentren USA, 
EU und die VR China führend sind, 
während Japan und die BRICS-Staa- 
ten außer China, also vor allem Brasili¬ 
en, Indien und Russland im Aufstreben 
begriffen sind. 

Hier kommen wir natürlich an das 
Problem, dass es relativ einfach ist, die 
USA und die EU als führende imperi¬ 
alistische Mächte einzuschätzen, dass 
uns die Rollenbestimmung von Brasili¬ 
en, Indien und Russland, erst recht aber 
der VR China schwerfällt und wir hier 
auch Defizite haben. Bei der 4-Partei- 
enkonferenz, also unserem Treffen mit 
der KP Luxemburgs, der Partei der Ar¬ 
beit Belgiens und der Neuen KP der 
Niederlande waren wir uns hier einig, 


dass es Sinn macht, hinsichtlich der in¬ 
haltlichen Diskussion über Fragen der 
Entwicklung des Imperialismus, der 
Einschätzung der Schwellenländer etc. 
die Zusammenarbeit zu erhöhen. 
Wenn ich zurückkomme zum Verhält¬ 
nis USA-EU, dann wiederhole ich, 
dass offensichtlich das Monopolkapi¬ 
tal auf beiden Seiten des Atlantiks da¬ 
von ausgeht, dass es das Freihandels¬ 
abkommen zu seinen Gunsten nützen 
können wird. Es spricht viel dafür, dass, 
wenn es tatsächlich kommen sollte, es 
ökonomisch eher zu einem Gemetzel 
wird und die Folgen dann wieder auf 
die Arbeiterklasse abgewälzt werden. 
Das macht aber natürlich Monopolka¬ 
pital und Kapital mutiger. Sie wissen 
auch, dass das Risiko besteht im Kon¬ 
kurrenzkampf zu verlieren, sie wissen 
aber auch, dass dies in der Regel durch 
ihre nationalen Regierungen aufgefan¬ 
gen und auf die arbeitenden Menschen 
abgewälzt wird. 


Neben diesem Risiko für das Kapital 
an sich ist aber das ganze Abkommen 
darauf angelegt, es zu nutzen um der 
Arbeiterklasse auf beiden Seiten des 
Atlantiks an die Gurgel zu gehen. Wir 
müssen es verhindern, hier in der EU 
und in den USA, mit Aktionen hier in 
der EU und den USA und mit gemein¬ 
samen Aktionen in der EU und mit den 
Kolleginnen und Kollegen in den USA. 
★ 

Was die Entwicklungen in der EU an¬ 
geht, haben wir es zuerst mit einer Si¬ 
tuation zu tun, dass die BRD, Frank¬ 
reich und Großbritannien die füh¬ 
renden Ökonomien darstellen. Aber 
auch hier haben wir Unterschiede zu 
verzeichnen. Zwischen diesen Dreien 
gibt es Unterschiede und Großbritan¬ 
nien ist etwas abgehängt, zieht aber 
immer wieder Stärke aus dem Spielen 
der US-amerikanischen Karte und dem 
Börsenplatz London. In direkter Kon¬ 
kurrenz stehen der deutsche und der 
französische Imperialismus. Allerdings 
ist der deutsche derzeit ökonomisch 
überlegen. 

Weiter haben wir festzuhalten, dass 
es an der Peripherie der EU keinerlei 
echte Erholung gibt. Die hochgejubel- 
ten Erfolgsnachrichten vom Rückzug 
Irlands und Spaniens vom Rettungs¬ 
schirm sind wohl eher ökonomisch¬ 
taktischer Natur, denn tatsächliche Re¬ 
alität und vor allem mit der Lage der 
Masse der Menschen in diesen Ländern 
hat das gar nichts zu tun. 

Vor diesem Hintergrund konnte der 
deutsche Imperialismus bislang eine 
Sonderrolle fahren, denn bereits vor 
dem Ausbruch der Krise hatten die er¬ 
folgreichen Angriffe auf die Lage der 
Arbeiterklasse Deutschland im Ver¬ 
hältnis zu seiner Produktivität zu einem 


Niedriglohnland gemacht. Das ist der 
ökonomische Hintergrund für das, was 
Exportwalze genannt wird. Innerhalb 
der Euro-Zone und innerhalb der EU 
konnte sie, unterstützt durch die feh¬ 
lenden Zollschranken und die einheit¬ 
liche Währung, ungehindert zuschlagen 
und brachte den deutschen Imperialis¬ 
mus mit wesentlich weniger Problemen 
durch die bisherige Krise als die Kapi¬ 
talien anderer Länder. Dies wiederum 
ermöglichte das weitere Fahren eines 
Einbindungskurses, vor allem gegen¬ 
über dem Teil der Klasse, der in den 
größeren Betrieben in unbefristeten 
Arbeitsverhältnissen steht. Dieser ist 
aber wiederum sehr für das vorherr¬ 
schende Bewusstsein innerhalb der Ge¬ 
werkschaftsbewegung verantwortlich. 
Das ist der ökonomische Hintergrund 
für die immer noch sehr gut funktionie¬ 
rende Einbindung der Arbeiterklasse. 
Es ist ungewiss, wie lange sich diese 
Sonderrolle fortführen lässt. Die Peri¬ 


pherie der EU ist relativ ausgeblutet, 
andere Märkte mit entsprechendem 
Potential, wie z.B. die VR China, In¬ 
dien oder Lateinamerika sind immer 
von einer größeren Unsicherheit ge¬ 
prägt, auch weil sie in der Lage sind 
mit Zöllen und Ab- bzw. Aufwertungen 
der Währung gegenzusteuern. Wir ge¬ 
hen davon aus, dass die dominierenden 
Teile des deutschen Monopolkapitals 
derzeit bestrebt sind diesen Kurs so¬ 
lange wie möglich fortzuführen. Denn 
die recht erfolgreiche Einbindung der 
Arbeiterklasse bringt ja durchaus Vor¬ 
teile mit sich. 

Wir gehen aber auch davon aus, dass 
ein Ende der Sonderrolle sehr schnell 
eine wesentlich aggressivere Politik des 
Sozialabbaus nach sich zieht. Und auch 
dafür wird vorgebaut. 

Was relativ sicher ist, dass eine Ver¬ 
schärfung der ökonomischen Situati¬ 
on vermutlich diesmal nicht mit einer 
massiven Ausweitung der Kurzarbeit 
aufgefangen würde. Auch Konjunktur¬ 
pakete sind eher unwahrscheinlich. 
Eine Verschärfung der Situation kann 
durchaus auch dadurch eintreten, dass 
möglicherweise neue spekulative Bla¬ 
sen gebildet werden. Ein Hinweis da¬ 
rauf kann das massive Steigen der 
Aktienkurse des DAX im Verhältnis 
zu einem quasi Nullwachstum von 
0,4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
im Jahr 2013 sein. 

Im ökonomischen Wettkampf mit den 
USA setzen diese vor allem auf einen 
Kurs des lockeren Geldes, während 
Merkel in der EU eine knallharte Aus- 
teritätspolitik durchsetzt, oftmals unter 
Kritik all ihrer Partner. Vom transatlan¬ 
tischen Freihandelsabkommen erhof¬ 
fen sich die deutschen Monopole stark 
die Kompensation des Wegbruchs der 


Kaufkraft im Gefolge der Austeritäts- 
politik. Die US-Monopole erhoffen 
den Wegfall nichttarifärer Handels¬ 
hemmnisse. 

Natürlich zielt dieses geplante Abkom¬ 
men auch gegen die BRICS-Staaten 
und wohl vor allem gegen die VR Chi¬ 
na und Russland. Hier gibt es einerseits 
gemeinsame Interessen und gleichzei¬ 
tig auch Widersprüche. Das war und ist 
spürbar auch an den Entwicklungen in 
der Ukraine bzw. im aktuellen Konflikt 
mit Russland. (...) 

Die jetzige brisante Situation ist ent¬ 
standen, weil sowohl die USA, als auch 
die EU und hier massiv auch die Bun¬ 
desregierung den Putsch gegen Januk- 
ovitsch befördert und befeuert haben. 
Natürlich nutzten sie dazu die vorhan¬ 
dene Unzufriedenheit mit Korruption 
und Vetternwirtschaft aus. Aber Kor¬ 
ruption und Vetternwirtschaft waren 
und sind ihnen egal, wenn es ihnen 
nützt. Hier hatte sich nach dem Rück¬ 


zug der Ukraine vom geplanten Assozi¬ 
ierungsabkommen mit der EU eine Si¬ 
tuation entwickelt, in der sich die USA 
und die EU gegenseitig hochschaukel¬ 
ten im massiven Hochpäppeln einer 
Opposition. Dabei war es ihnen egal, 
dass sie damit Faschisten und Natio¬ 
nalisten hochpäppelten, ja sie machten 
sie sogar hoffähig. Dabei gab es Wider¬ 
sprüche. Klitschko war und ist der deut¬ 
sche, während Timoschenko zwischen 
den Fronten pendelt und die USA auf 
Jazenjuk setzten. Vor diesem Hinter¬ 
grund betrieben sie eine Radikalisie¬ 
rung mit allen Mitteln. Dies ging bis zu 
dem Tag als Janukovitsch unter Auf¬ 
sicht von Steinmeier das Abkommen 
mit der Opposition Unterzeichnete. 
Dann waren die Geister, die man geru¬ 
fen hatte aber nicht mehr loszubekom¬ 
men. Heute ist es offensichtlich so, dass 
das Gewaltmonopol zumindest in Kiew 
und den größeren Städten der Westuk¬ 
raine nicht mehr oder nur teilweise bei 
den staatlichen Organen liegt, sondern 
an bewaffnete Verbände der Nationa¬ 
listen und der Faschisten übergegangen 
ist. Dies soll jetzt mit der Bildung einer 
Nationalgarde noch legalisiert werden. 
Der Nationalismus in Kombination mit 
der Euphorie und den Illusionen hin¬ 
sichtlich der Verbesserung der Situa¬ 
tion durch ein Anhängen an EU und 
NATO hatte als Voraussetzung das 
Schüren des Hasses auf Russland die 
russischen bzw. russischsprachigen Tei¬ 
le der Bevölkerung und natürlich auf 
die gemeinsame Geschichte. Leninsta¬ 
tuen wurden gestürzt und der Kollabo¬ 
rateur mit den Nazifaschisten Bände¬ 
rn zum Idol. Im Ergebnis war dies ein 
Putsch mit massiver Unterstützung der 
EU, Deutschlands und der USA und 
herausgekommen sind Machthaber, 


die im Bündnis mit Nationalisten und 
Faschisten stehen bzw. eine Macht, die 
unter direktem Einfluss von Nationalis¬ 
ten und Faschisten steht. Diese Macht 
ist durch nichts legitimiert, außer durch 
ihre Gewalt. 

Damit drohte die NATO nicht nur 
Russland noch weiter einzukreisen, 
sondern es drohte am Zugang der russi¬ 
schen Flotte zum Schwarzen Meer und 
zum Mittelmeer ein Klima des Hasses 
auf Russland. Dass Russland reagieren 
musste, war klar und ganz offensicht¬ 
lich hat die Reaktion zumindest auch 
bei der Bundesregierung und Teilen 
des Kapitals dazu geführt, dass darüber 
nachgedacht wird, ob man nicht überzo¬ 
gen hat. Seit etwa zwei Wochen scheint 
die Politik des Hochschaukelns der Ag¬ 
gressivität zwischen den USA und der 
EU ein Stück unterbrochen. Zumindest 
der deutsche Imperialismus agiert et¬ 
was gedämpfter. Allerdings ist das im¬ 
mer sehr ambivalent und vor allem die 
Medien spielen hier auch oft eine Rolle, 
die man kriegstreiberisch nennen muss. 
Da gibt es viele offene Beispiele, aber 
auch die subtilen, wie z.B. in der Tages¬ 
schau am 11.3. um 21:45. In einem Be¬ 
richt über die angebliche bzw. erzeugte 
Angst der Polen als nächstes von Russ¬ 
land geschluckt zu werden, wird der 
Kulturpalst in Warschau eingeblendet, 
die wörtliche Aussage: „Den Warschau¬ 
er Kulturpalast hat Stalin ins Herz der 
Stadt gesetzt um seine Macht zu de¬ 
monstrieren.“ Alles klar. 

Wir machen uns dabei über die Rolle 
Russlands keine Illusionen. Es ist ein 
kapitalistischer Staat und die wahre 
Macht liegt auch dort vor allem in den 
Händen einiger Oligarchen. Aber of¬ 
fensichtlich spielt für deren Interessen, 
für die Identität und Unversehrtheit 
ihrer nationalen Heimatbasis auch die 
geschichtliche Identität des Aufstiegs 
zur Großmacht unter sozialistischen 
Vorzeichen und der Sieg über den Hit¬ 
lerfaschismus nach wie vor eine große 
Rolle und das ist derzeit durchaus sehr 
wichtig, auch um der faschistischen 
Gefahr in der Ukraine entgegenzuste¬ 
hen. Wir haben dies aus meiner Sicht 
in der UZ und auf news.dkp.de sehr 
gut begleitet, dabei hat uns auch Willi 
Gerns sehr geholfen. 

★ 

Wir warnen vor einer militärischen Es¬ 
kalation. Das würde für die Menschen 
in der Ukraine, für die Arbeiterklasse 
schlimmste Gefahren beinhalten und 
es würde die Gefahr einer Eskalation 
weit über die Ukraine hinaus möglich 
machen. Gefährlich ist auch, dass Kräf¬ 
te in den USA wohl nach dem Motto 
verfahren „die Ukraine ist weit weg“. 
Morgen wird auf der Krim ein Refe¬ 
rendum stattfinden, bei dem über ei¬ 
nen Anschluss der Krim an die rus¬ 
sische Föderation entschieden wird. 
Nun mokieren sich EU- und US-Re- 
gierungen über die von ihnen gesehe¬ 
ne Völkerrechtswidrigkeit oder den 
Bruch der Ukrainischen Verfassung. 
Das ist Heuchelei und sie fiel sogar 
Gerhard Schröder auf, der in einem 
seltenen Anfall von Ehrlichkeit daran 
erinnert, dass er am völkerrechtswid¬ 
rigen Krieg gegen Jugoslawien betei¬ 
ligt war. Was leider viel zu wenig er¬ 
innert wird, ist dass das, was sich jetzt 
die Regierung der Ukraine nennt, ja 
das Ergebnis des Bruchs der Ukrai¬ 
nischen Verfassung ist. Dass Russland 
sich weigert mit dieser Regierung zu 
verhandeln, dass Russland schon gar 
nicht eine Kontaktgruppe der EU 
akzeptiert, die ja maßgeblich Schuld 
an der Herbeiführung dieser Situati¬ 
on hat, ist nachvollziehbar. Ohne die 
Entwaffnung der Faschisten und Na¬ 
tionalisten, ohne einen Prozess der zu 
einer tatsächlich demokratisch legiti¬ 
mierten und verfassungsgemäßen Re¬ 
gierung führt, wird es wohl weder Ver¬ 
handlungschancen und erst recht keine 
Lösungen geben. Und wir sagen, dass 
einem Referendum mehr Legitimität 
zukommt als einer Regierung, die mit 
gestohlenen Abstimmungskarten und 
der Erpressung von Abgeordneten be¬ 
stimmt wurde. 



Nicht nur die Regierung der USA„spielt mit dem Feuer“: Rede des US-Senators John McCain, der Obamas Vorgehen -wie 
andere Republikaner auch -für viel zu zögerlich hielt, auf dem Maidan am 15. Dezember 20i3:„America Stands with You!“ 
(Amerika steht auf eurer Seite)[ 
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Waschfrau, Kommunistin, Ministerin 

Auch der Kampf um unsere Geschichte kann zum Thema kommunaler Politik werden 
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Was wir dringend organisieren müssen 
ist die Solidarität mit den Kommunis¬ 
ten und Antifaschisten in der Ukraine. 
Die Büros der Kommunisten sind von 
Faschisten und Nationalisten überfal¬ 
len und besetzt. Kommunisten und ihre 
Familien mussten vielfach in den Osten 
der Ukraine flüchten - sie verdienen 
unsere Solidarität. 

Was wir aber auch gemerkt haben ist, 
dass unsere Stimme nötig ist, weil sie 
eine der wenigen ist, die nicht in das 
Einheitsgeheul des deutschen Imperi¬ 
alismus einstimmt. Und dieses Einheits¬ 
geheul geht, sicherlich mit Abstufun¬ 
gen, bis zu Teilen der Linkspartei, bei 
der sich eigentlich nur der linke Flügel 
nicht besoffen machen ließ. Allerdings 
hat sich hier zum Glück auch noch et¬ 
was bewegt und die Positionen, die 
Sahra Wagenknecht, aber auch Gregor 
Gysi in den letzten beiden Tagen bezo¬ 
gen haben, haben sich doch wohltuend 
abgehoben. 

Wenn die Ukraine auch der durch sei¬ 
ne Nähe und die Gefahr derzeit kri¬ 
tischste Krisenherd am Rand der EU 
ist, so sollten wir die anderen nicht ver¬ 
gessen. In Mali und Zentralafrika ha¬ 
ben wir eine Intervention des franzö¬ 
sischen Imperialismus. Offensichtlich 
will der deutsche Imperialismus aber 
auch mitmischen. Wir haben nach wie 
vor den Krieg in Syrien. Wir haben 
das Pulverfass Libyen; hier drohte die 
Regierung diese Woche damit, einen 
Öltanker zu bombardieren und eine 
Umweltkatastrophe auszulösen. Wir 
haben die Fluchtsituation an den EU- 
Grenzen und wir haben die interne 
Fluchtsituation, die zur Anstachelung 
von Rassismus, zur Spaltung der Aus¬ 
gebeuteten genutzt wird. 

★ 

Wir sind uns sicher, dass wir ange¬ 
sichts dieser Situation gut beraten 
sind, wenn wir die strategische Linie 
unseres Parteiprogramms konkretisie¬ 
ren und Überlegungen anstellen, wie 
es uns gelingen kann, in unserem Land 
zur Entwicklung einer antimilitaristi¬ 
schen Bewegung beizutragen und wie 
es uns gelingen kann antimonopolisti¬ 
sche Kräfte zusammenzuführen. 

Das wird nicht gehen, wenn wir nicht 
bis zum 21. Parteitag weiterkommen in 
der Klärung unserer internen Streitfra¬ 
gen und es wird nicht gehen, wenn wir 
die Tendenzen zur organisationspoli¬ 
tischen Auseinanderentwicklung nicht 
stoppen. 

Wir haben im September über das ers¬ 
te Treffen einer Gruppe von Genossin¬ 
nen und Genossen informiert, die sich 
im Widerspruch zu den politischen und 
personellen Beschlüssen des Parteitags 
sehen. 

Wir haben damals unsere Besorgnis 
erklärt, dass zu einem solchen Treffen 
nicht-öffentlich und selektiv eingela¬ 
den und die Leitungen und die Partei 
erst im Nachhinein informiert wurde. 
Ende November/Anfang Dezember 
fand ein zweites solches Treffen statt. 
Wir haben auf der letzten PV-Tagung 
darüber informiert und die Partei da¬ 
von in Kenntnis gesetzt. 

Der PV hat dazu zwei Erklärungen 
verabschiedet: „Zur Lage der Partei“ 
und noch zusätzlich den „Appell an 
alle Mitglieder“. Man kann darüber 
diskutieren, ob nicht die Stellungnah¬ 
me „Zur Lage der Partei“, die vom Se¬ 
kretariat vorgelegt worden war, ausrei¬ 
chend gewesen wäre. 

Wir haben dort unsere Haltung zu den 
strategischen Überlegungen von Leo 
zu den Handlungsorientierungen und 
zum Verhältnis zur DKP dargestellt. 
Und es wurden mehrere Diskussions¬ 
angebote gemacht. Das Treffen, zu 
dem wir die Teilnehmer dieser Treffen 
eingeladen haben, findet am 6.4. statt. 
Termine aus den Bezirken liegen uns 
bislang aus Niedersachsen vor, die an¬ 
deren Bezirke haben wir noch einmal 
aufgefordert Terminvorschläge zu ma¬ 
chen. 

Gleichzeitig hat sich die Situation aber 
weiter verschärft. Der angekündigte 
Verein hat sich mit dem Namen „mar¬ 
xistische linke“ gegründet. Sowohl 
Name, als auch vorliegende program¬ 
matische Äußerungen und Satzung 
deuten durchaus in die Richtung eines 
Parteiersatzes. Mittlerweile werden 
wohl auch die ersten Regionalgrup¬ 


pen gegründet, zumindest für Frank- 
furt wird dies bekanntgegeben. 

Ich möchte die beteiligten Genossin¬ 
nen und Genossen zumindest daran 
erinnern, dass die hohe Dynamik der 
Entwicklung, die sie einschlagen, auf 
alle wirkt, auch auf sie selbst. Die Ge¬ 
fahr ist durchaus, dass man selbst auch 
kaum mehr zurückkann, wenn die Ent¬ 
wicklung so rasant verläuft. 

Wir werden die beschlossenen Diskus¬ 
sionsangebote jedenfalls umsetzen und 
der kommenden PV-Tagung Bericht 
erstatten. Wir sollten aber gleichzeitig 
heute eine Diskussion über die Vorbe¬ 
reitung des 21. Parteitags beginnen. 

★ 

Wir wollen der kommenden PV-Ta- 
gung vorschlagen, den Parteitag für 
den Herbst 2015 einzuberufen. Wir 
schlagen gleichzeitig vor, der Partei 
ein Dokument vorzulegen, in dem wir 
unsere Identität klar und eindeutig de¬ 
finieren und in dem wir unsere Strate¬ 
gie für die kommenden Jahre konkre¬ 
tisieren. 

Das Papier soll auch dafür dienen, 
beim 21. Parteitag Fragen, die wir heu¬ 
te in der Partei diskutieren zu einer 
vorläufigen Antwort zu führen. Wir 
meinen, dazu gehört, dass wir uns klar, 
eindeutig und unmissverständlich als 
Partei der Ideen von Marx, Engels 
und Lenin definieren und uns damit 
zur wissenschaftlichen Weltanschau¬ 
ung, dem Marxismus-Leninismus be¬ 
kennen. 

Es soll nicht einfach alte Formeln wie¬ 
derholen, sondern die Realität von 
heute mit den Grundsätzen und Me¬ 
thoden des historischen und dialekti¬ 
schen Materialismus erfassen. 

Es soll ausführlich und transparent im 
Vorfeld des Parteitages diskutiert wer¬ 
den, damit ein höchstmöglicher Kon¬ 
sens erreicht wird, der aber ein Kon¬ 
sens in der Sache und nicht im Aus¬ 
handeln über Kompromissformeln 
sein soll. 

Ausgehend davon wollen wir in dem 
Papier vorschlagen, dass als unsere 
strategische Hauptorientierung für die 
nächsten Jahre die Orientierung auf 
den Aufbau einer antimilitaristischen 
Bewegung und einer antimonopolisti¬ 
schen Bewegung in unserem Land de¬ 
finiert wird. 

Wir gehen dabei durchaus davon aus, 
dass es zu diesem Papier Gegenent¬ 
würfe geben wird. Die Diskussion 
kann und wird dann zeigen, was sich 
dabei zusammenführen lässt und der 
21. Parteitag wird dann zu entscheiden 
haben. Wir denken aber, es macht Sinn 
ihm Entscheidungen vorzuschlagen, 
die in einigen Bereichen eine Klärung 
und keine Vertagung darstellen. 

Wir schlagen vor, dass das Sekretari¬ 
at der kommenden PV-Tagung im Mai 
erste Überlegungen bzw. einen ersten 
Entwurf vorlegt, die PV-Tagung im 
September dann einen Entwurf be¬ 
schließt und der Partei zur Diskussi¬ 
on übergibt. Dann wäre noch über ein 
Jahr Zeit für die Diskussion in den 
Gliederungen. 

Natürlich wird der Parteitag darüber 
hinaus eine Handlungsorientierung 
beschließen müssen, wobei wir aus 
heutiger Sicht meinen, dass wir dafür 
mit den handlungsorientierenden Tei¬ 
len der „Antworten der DKP auf die 
Krise“ eine gute Grundlage haben, die 
wir ggf. überarbeiten und weiterentwi¬ 
ckeln können. 

Der Parteitag wird den Diskussions¬ 
prozess zum Status unserer Mitglied¬ 
schaft in der EL zu einem vorläufigen 
Ende bringen. 

Der Parteitag muss mindestens im 
Hauptdokument und der Handlungs¬ 
orientierung die Jugendorientierung 
der Partei verstärken, weiterentwi¬ 
ckeln und konkretisieren. 

Wir werden unsere Medienarbeit, die 
Arbeit mit der UZ durch Beschlüsse 
des Parteitags intensivieren. 
Rechtzeitig sollten wir mit der Schieds¬ 
kommission das Gespräch suchen, wie 
wir mit der Problematik der Delegier¬ 
tenwahlen umgehen. Zwei Parteitage 
haben jetzt gezeigt, dass die Partei sich 
mit der Lösung das Problem durch die 
Verlagerung der Delegierung zum Par¬ 
teitag auf die Ebene der Bezirksorga¬ 
nisationen schwertut. Hier muss noch¬ 
mal über andere Lösungsmöglichkei¬ 
ten nachgedacht werden. 


Im Jahr 2010 veröffentlichte die 
DKP Braunschweig eine Broschüre 
(„Waschfrau, Kommunistin, Ministe¬ 
rin“) über das Wirken Minna Faßhau¬ 
ers, der ersten Ministerin in Deutsch¬ 
land und brachte so diese Frau wieder 
ins öffentliche Bewusstsein. Die WN/ 
BdA griff das Thema auf fand die ein ¬ 
geebnete Grabstelle Minnas, kaufte sie 
und gab die Erstellung eines repräsen¬ 
tativen Gedenksteins in Auftrag. 
Bereits 2012 schlug das städtische Pro¬ 
jekt „Braunschweig zwischen Monar¬ 
chie und Moderne“, für das 1,2 Mio. 
in den städtischen Haushalt eingestellt 
worden waren, hohe Wellen. Im Mit¬ 
telpunkt sollte der 100. Hochzeitstag 
von Kaisertochter Viktoria Louise und 
Ernst August von Hannover stehen. 
Um einen Kontrapunkt zur absehbaren 
Geschichtsklitterung und Adelsverherr- 

A ls Minna Nicolai (10.10.1875- 
28.07.1949) aus Bleckenstedt, 
heute Egeln im Bördekreis, 
Anfang des letzten Jahrhunderts nach 
Braunschweig kam, war sie mit dem 
Maß an Bildung ausgestattet, das jun¬ 
gen Mädchen in einer Dorfschule zu¬ 
gestanden wurde. Sie wusch den Leu¬ 
ten die Wäsche, verdingte sich auch 
als Dienstmädchen. 1899 heiratete sie 
den Schmied Georg Faßhauer. Durch 
ihn lernte sie sozialistische Schriften 
kennen und setzte sich für die Belan¬ 
ge ihrer Klasse ein. Zunächst war ihr 
das nur illegal möglich, denn Frauen 
war es gemäß dem reaktionären Ver¬ 
einsgesetz von 1858 verboten, sich in 
politischen Vereinen zu organisieren. 
Bis dahin war ihnen zwar gestattet, sich 
karitativ für andere zu betätigen aber 
unter Strafe verboten, für die eigenen 
Belange politisch tätig zu werden. Das 
Gesetz fiel, und Minna Faßhauer wur¬ 
de 1908 von der Arbeiterschaft zur 
Nürnberger Frauenkonferenz dele¬ 
giert. Als weiteres Tätigkeitsfeld ergab 
sich für Minna Faßhauer die Gewerk¬ 
schaftsarbeit. 

1914 wurde sie Mitglied in der Kin¬ 
derschutzkommission und war mit¬ 
verantwortlich für die Durchführung 
von Kinderfreizeiten und Ausflügen 
in die umliegenden Wälder, bei denen 
sich die Kinder von den verheerenden 
Lebens- und Wohnbedingungen der 
Arbeiterklasse erholen konnten. Mit 
dem Ersten Weltkrieg begann Faßhau¬ 
ers Zusammenarbeit mit dem Natio¬ 
nalen Frauendienst im Bereich der Fa¬ 
milienfürsorge. 1916 wurde sie aus die¬ 
sem Gremium ausgeschlossen: „Der 
Standpunkt der Genossin Faßhauer 
gegen die Bewilligung der Kriegskre¬ 
dite sei eine Störung des Burgfriedens.“ 
In den Kriegsjahren nahmen die Un¬ 
ruhen in der Bevölkerung vor allem 
im „Kohlrübenwinter“ 1916/17 zu. 


lichung zu setzen, gründeten die BIBS 
(Bürgerinitiativen Braunschweig) und 
die BI AP (Bürgerinitiative für eine 
andere Politik) den Arbeitskreis „Jetzt 
schlägt’s 13“, den die DKP u. a. mit kon¬ 
stituierte. Innerhalb dieses AK’s publi¬ 
zierte unsere Genossin Heide Janicki, 
Hauptredakteurin unserer Broschüre, 
diverse Artikel zum Thema Minna Faß- 
hauer, als Projekt Geschichte von un¬ 
ten (http://www.jetzt-schlaegts-13. com/ 
index.php/minna-fasshauer). 

Die Partei „Die Linke“ brachte einen 
Antrag im Rat der Stadt ein, Minna 
Faßhauer gebührend zu ehren. Das 
führte zu öffentlichen Auseinander¬ 
setzungen bis hin zu einer zweistün¬ 
digen Debatte im Rat der Stadt. Tenor 
der Ablehnung der Ehrung durch SPD 
(die der Ehrung im Kultur aus schuss 
ursprünglich zugestimmt hatte) und 

Nach mehreren Streiks beschlossen 
etwa 5 000 streikende Arbeiter wäh¬ 
rend eines Generalstreiks politische 
Forderungen, die eine Verhandlungs¬ 
kommission - der auch Minna Faßhau¬ 
er angehörte - dem Staatsministerium 
überbrachte: Einsetzung eines Ernäh¬ 
rungsausschusses, Reform des Land¬ 
tagswahlrechts, Einführung des Acht¬ 
stundentages sowie sofortige Friedens¬ 
verhandlungen auf der Grundlage des 
Selbstbestimmungsrechtes der Völker 
ohne Annexion und Kriegsentschä¬ 
digung, und die Zusage, dass kein am 
Streik Beteiligter gemäß regelt, zum 
Militär eingezogen oder strafrechtlich 
verfolgt werde. 

Am 8. November 1918 verjagte der 
Arbeiter- und Soldatenrat den Her¬ 
zog und rief die Sozialistische Repu¬ 
blik Braunschweig aus. Minna Faß¬ 
hauer wurde als Volkskommissarin 
für Volksbildung und Volkswohlfahrt 
gewählt und war damit in Deutschland 
die erste Frau in einem Ministeramt. 
Sie wurde in den Landtag delegiert, 
dem sie bis März 1919 angehörte. Als 
klar war, dass sich ihre politischen Zie¬ 
le, mehr Demokratie für die Menschen 
ihrer Klasse durch die Räterepublik zu 
erreichen, nicht verwirklichen würden, 
legte sie ihr Amt nieder. 

Im März 1920 konnte der von rechts¬ 
extremen Monarchisten und rangho¬ 
hen Militärs inszenierte Militärputsch 
(Kapp-Lüttwitz-Putsch) durch das ein¬ 
heitliche Handeln aller Parteien und 
Gewerkschaften der Arbeiterschaft 
mit einem bis heute einmaligen Ge¬ 
neralstreik niedergeschlagen und die 
junge Republik gerettet werden. 

Die Braunschweiger SS-Führer Je¬ 
ckein (Chef der Landespolizei), Klag- 
ges (Ministerpräsident) sowie Alpers 
(Landesinnenminister) wollten Minna 
Faßhauer als führende Persönlichkeit 
der Arbeiterschaft verfolgt sehen, die 


CD U: Eine Terroristin und Antidemo¬ 
kratin, weil gegen den Parlamentaris¬ 
mus, eigne sich nicht für eine Ehrung. 
Selbst der Gedenkstein mit der fertigen 
Büste wurde abgelehnt. Die VVN/BdA 
beschreitet den Rechtsweg. Zwischen¬ 
zeitlich gab es immer kleine Aktionen, 
Zeitungsartikel um „Minna“ im Ge¬ 
spräch zu halten. 

Am diesjährigen internationalen Frau¬ 
entag erschien die Zeitung der Partei 
„Die Linke“ „Braunschweig konkret“ 
mit zwei Artikeln zu Minna, einer da¬ 
von von unserer Genossin Heide. Un¬ 
sere Bündnispartner von den Bürger¬ 
initiativen warben an ihrem Infostand 
mit einem Plakat. 

Der vorerst letzte Stand der Auseinan¬ 
dersetzung ist die erfreuliche Tatsache, 
dass Minna Faßhauer einen Stolper¬ 
stein bekommt. Ulrike Schmitz/Heide Janicki 



Deutschlands erste Ministerin Minna 
Faßhauer (Bild: Bettina Kumpe) 


noch dazu der Räteregierung angehört 
hatte. Die Anklage lautete auf Vorbe¬ 
reitung zum Hochverrat. Die Kämpfe¬ 
rin gegen Faschismus und Krieg wur¬ 
de zu einer Gefängnisstrafe verurteilt 
und vom Oktober 1935 bis Januar 1936 
im KZ Moringen inhaftiert. Mit einem 
schweren Magenleiden und einem Ge¬ 
wichtsverlust von 50 Pfund wurde sie 
entlassen. 

Nach dem Ende des Zweiten Welt¬ 
kriegs trat Minna Faßhauer der KPD 
bei. Im Alter von 74 Jahren erlitt sie 
während einer Frauenversammlung in 
Hannover einen Gehirnschlag. Sie hat¬ 
te die Frauen und Mütter aufgefordert, 
dabei mitzuhelfen, dass zukünftige 
Kriege verhindert würden. Internatio¬ 
nale Verständigung unter den Völkern 
zur Erhaltung eines dauerhaften Frie¬ 
dens für die Menschheit waren ihre 
letzten Worte. Sie starb wie sie gelebt 
hat - mitten in der politischen Arbeit. 

Heide Janicki 
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Wir trauern um unseren Genossen 

Karl Taefler 

30.10.1932-31.03.2014 

Der in Gelsenkirchen und darüber hinaus anerkannte und 
politisch engagierte Realschullehrer und vierfache Vater Karl 
Taefler hat Spuren hinterlassen, Er, der Mitbegründer des 
Ostermarsches in Gelsenkirctien und vom Berufsverbot be¬ 
drohte, wehrte sich dagegen u. a. mit folgender Erklärung: 

Jn meiner Heimatstadt kennen mich viele Menschen, 
und zwar nicht ats Gegner unserer Demokratie , sondern afs 
ihren streitbaren und kritischen Verfechter ; der sich 
nicht scheut Verpflichtungen auf sich zu nehmen und 
Wahrheiten auszusprechenf 

Nach seiner Berufstätigkeit wurde er literarisch aktiv. 

Er war Gründungsmitglied der Gruppe Gelsenkirchener 
Autoren. 1987 erschien sein erstes Buch, weitere 
Veroffentlichongen folgten. 

Solange er gesundheitlich konnte, fehlte er bei keiner politi¬ 
schen Aktion und nahm am Leben seiner Parteigruppe teil. 

Wir trauern um einen aktiven, aufrechten Friedenskämpfer, 
einen hilfsbereiten Genossen. Wir wünschen seiner 
Frau Margret und seiner Familie viel Kraft. 

Glückauf, lieber Karl 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP Gelsenkvrdien 

£5. Die Trauerfetif findet im fämiiienkreh statt 




Eine Woche oder länger, 
ein paar Tage oder Stunden Urlaub - aber: 

Kein ABENTEUERURLAUB- 
kein BERGWANDERN oder SKIFAHREN, sondern 

Urlaubsspende 

als konkrete Hilfe im Kommunalwahlkampf 
in Bottrop. Die Kommunalwahl ist am 25. Mai. 

Wichtig: Die Hilfe bei unserem MARKTFEST am 10. Mai! 

Bitte melden: Per Telefon 02041/688 157, 
per Mail: dkp-bottrop@t-online.de 
oder Brief: DKP Bottrop, Germaniastraße 54,46236 Bottrop 


BOTTROP- 



Es gibt keine UZ- 
Extra zum 1. Mai! 

...aber dafür bekommen 
die Gruppen und Kreisen der 
DKP die reguläre UZ zum 
1. Mai (Ausgabe 25. April.) 

kostenlos* 

Da sie schon in der Vorwoche 
zur Verfügung steht, kann sie 
auch gut zur Mobilisierung 
zum 1. Mai genutzt werden. 
Bestellungen bis spätestens 
20. April an: vertrieb® 
unsere-zeit.de , Tel.: 0201 
177889-23/24 oder Gustl 
Ballin 0911 8 019991 

* Wir bitten, uns nach Möglich¬ 
keit die Versandkosten zu 
erstatten (ein Paket hat 140 
Exemplare und kostet 8.-€) 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Entschleunigung: 


Ruht &. Natur satt im MOricz- 
Haiiantlpark. 2 FeW&j« 2-3 Ptra.. 

m JüAUJöburx-Gntfmri- 
Havd & TTwcl sccm, Boot & Rad, 

Info: www.tn1n0Ega.de 
Tel.: Q331/&7Q79« (AJ5) 


UZ-Extra zur EU-Wahl 
schaffen wir die 100 000? 

Schon jetzt wurden 

über 93 000 UZ-Extras 
zur EU-Wahl ausgeliefert! 

Weitere Bestellungen 
sind noch möglich. 

Stückzahl Preis 

70 10.-€ 

140 15.-€ 

200 20 .- € 

300 25.- € 

400 30.- € 

500 35,- € 

Bestellungen an: 
vertrieb@unsere-zeit.de 
oder Gustl Ballin, Tel.: 

0911 8019991 


Ferienwohnung 
in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm, 08144 7200 
anna.boegel@googlemail.com 


Toskana, nah am Meer 

nun 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
vipLp gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 



Unsere Zukunft statt eure Profite! 

Jugendpolitische Beratung von DKP und SDAJ 
Samstag, den 5. April 2014,11.00 - 17.00Uhr 

Bürgerzentrum Alte Feuerwache, Melchiorstraße 3, 50670 Köln. 
Teilnahmebeitrag: 5,- € Spende 

Mit Eingangsreferaten zur Situation der Arbeiterklasse (Schwer¬ 
punkt Arbeiterjugend) und zur aktuellen AJP-Kampagne der SDAJ 

Arbeitsgruppen zu 

- Jugendarbeitslosigkeit/Ausbildungsgesetz 

- Prekarisierung und Leiharbeit 

- Aktuelle Auseinandersetzungen und Tarifkämpfe 

- Gewerkschaftliche Jugendarbeit 

Neben den Diskussionen zur Aufgabe von Kommunistinnen und 
Kommunisten in den Betrieben ist ein weiterer Schwerpunkt der 
aktive Erfahrungsaustausch von SDAJ und DKP und die Entwicklung 
nächster gemeinsamer Schritte. 

Eine gemeinsame Veranstaltung von SDAJ und DKP 

DKP SDAJ 


DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 


lädt ein: 

Informations- und Diskussionsveranstaltung zum Thema 

„Gefahrengebiet Deutschland“ 

Eine Veranstaltung im Rahmen des Bündnisses „Versammlungsfreiheit“, 
welches Widerstand gegen das geplante Versammlungsgesetz 
in Schleswig-Holstein organisiert. 

Referent ist 

Genosse Dieter Keller, Fellbach/Stuttgart. 

Er war Aktivist der Antinotstandsbewegung und ist aktiv gegen Stuttgart 21 

Veranstaltungsort: Restaurant Legienhof, Clubraum, 
Legienstraße 22,24103 Kiel 
Am Mittwoch, den 2. April 2014, um 19.30 Uhr 


DKP Niedersachsen 


Zur Parteidebatte 

Am Mittwoch, den 2. April 2014, findet eine Veranstaltung der DKP 
Niedersachsen zur Parteidiskussion statt. Beginn ist um 19.30 Uhr in 
der „Brunsviga“, Karlstraße 35, in Braunschweig. Einleitende Worte 
werden der Vorsitzende der DKP, Patrik Köbele, sowie der Vorsitzende 
der DKP Niedersachsen, Werner Hensel, halten. Anmeldungen bitte an 

bv@dkp-niedersachsen.de 


UZ-Aktion bei den Ostermärschen 



Freiverkaufs- und Probelesen-Exemplare der UZ-Ausgabe vom 18.4. 
Bitte rechtzeitig bestellen! 

UZ-Aktions-Preise: 


Stückzahl 

Preis 

Stückzahl 

Preis 

bis 14 

10.-€ 

141 -170 

35.-€ 

15 

-28 

15.-€ 

171 -200 

40.-€ 

29 

-70 

20.-€ 

201 - 250 

50.-€ 

71 - 

110 

25.-€ 

251 - 300 

60.-€ 

111 - 

140 

30.-€ 

je weitere 100 Exemplare 10.- € 


Bestellungen bitte mit Versandadresse und Rechnungsempfänger an: 
vertrieb@unsere-zeit.de, Tel.: 0201 177889-23/24 
oder Gustl Ballin, Tel.: 0911 8 019991 


0 eime§ 


‘Superior 


l fw 


i«i» 


Inhaber 

Hans* Georg Mull er 
HauplstrjR-e 1 
57392 Schmallenberg- 
Grarschin 
HochääLGrland 

Tel.: D2972-97E0-G 
Fiu.: 02972-978097 
Resiaurant: 

Dienstag Runetag 

Hausprüspefcl 
enFerdem * 


In unmittelbarer Make des Kiesters. Grafschalt hegl unser 
Gasthöf. Wie rtr Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
pereönlkli Für das Wohl der Gäste. 

Komlortabie Zlmmflr und Räumlfchkielten. autes Es^n, 
gepflegte Getränke. Alte Zimmer haben Bad. Dusche. WC, 
Telefon. Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hoteibereich befinden sieb Lift, Sauna* Solarium, Nicht- 
räuchern mnier und Kamin, Kinderspielraum, Sälalbüllef, 
Früüslücksbülfef. Auch Senioren-Portionen. 
Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- C p.P. 

HP 15,50 C|I.P. * VP.H.~Cfl.P. 

Kostönte Bus-urd Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / llebensaisar preise. 

Bei 2i lagen Auienttialt im Jahr 10% Treuerabitt 


Anzeigen bitte immer an 

info@unsere-zeit.de senden! 



Zwischen Vision und 

Realpolitik Lateinamerika heute 

Politische Umgestaltung und Lateinameri¬ 
kanischer Integrationsprozess Sergio De Zubria 
Samper*Die Entwicklung von Mercosur Edu- 
ardo G. Serra^ Herausforderungen und Per¬ 
spektiven der lateinamerikanisch-karibi¬ 
schen Integration Ricardo AlemäoAbreu^ Die KP 
im Kabinett von Michelle Bachelet Guillermo 
Teillier*Aspekte neuer Medienpolitik in La¬ 
teinamerika DieterBoris ★Die linken Regierun¬ 
gen Lateinamerikas: von inneren und äu¬ 
ßeren Gegnern bedroht Andre Scheer^ Lehren 
aus Lateinamerika Rafael Correa 

Weitere Beiträge: 

Rüstungskonversion statt Geiselhaft der Be¬ 
schäftigten Anne Rieger*Vor der Desillusionierung 
- Zu Aufgaben und Perspektiven der Großen 
Koalition Klaus Wagener^Große Koalition, Gewerk¬ 
schaften und politische Linke Jörg Goldberg, Andre 
Leisewitz, Jürgen Reusch^Nach der Wahl ist vor der 
Wahl Ellen Brombacher, Thomas Hecker, Friedrich Rabe ★Die 
höhere Stufe des chinesischen Reform- und Öff¬ 
nungskurses Helmut Peters^Arbeiterklasse, Nation 
und kommunistischer Kampf Georges Gastaud ★Der 
Kampf der PC Portugals - der fundamentale Bei¬ 
trag Alvaro Cunhals Francisco Mekr*1914 und die 
Mauer Ludwig Elm und weitere Positionen, Diskus¬ 
sionen sowie zahlreiche Rezensionen 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 

l 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.:0201-24 86 482 


Einladung 

Nach dem zweiten Treffen von Mitgliedern der DKP und anderen Mar¬ 
xistinnen, die sich im Widerspruch zu den Beschlüssen des 20. Partei¬ 
tags der DKP sehen, lädt das Sekretariat des Parteivorstandes gemäß 
des Beschlusses der 6. PV-Tagung (www.dkp-online.de/pv) die Mit¬ 
glieder der DKP, die daran teilgenommen haben, zu einer Aussprache 
ein. Diese findet statt am 

Sonntag, 6. April 2014,11.15 bis 15 Uhr, 

Sitz des Parteivorstandes, Hoffnungstraße 18, Essen 

Das Anliegen ist es, laut Beschluss die vorhandenen Widersprüche 
produktiv zu machen. Neben der notwendigen Debatte um die auf 
den Treffen und in der Antwort des Parteivorstandes aufgeworfenen 
Fragen (Strategische Orientierung der DKP, Rolle und Aufgaben der 
Kommunistischen Partei, Organisationsprinzipien der DKP) ist die 
wichtigste Zielstellung, zu einer gemeinsamen Umsetzung der Be¬ 
schlüsse zur Parteistärkung zu kommen. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Die Broschüre zur XIX. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 


Mit Beiträgen u. a. von: 

JÖRG KRONAUER 

(Sozialwissenschaftler und freier Journalist), 

ANDERS KAERGAARD 

(dänischer Whistleblower und Geheimdienstaussteiger), 

DENIS GOLDBERG 

(südafrikanischer Bürgerrechtler, Weggefährte Nelson Mandelas), 

MICHEL CHOSSUDOVSKY 

(kanadischer Professor der Wirtschaftswissenschaften), 

ZIVADIN JOVANOVIC 

(ehern. Außenminister der Bundesrepublik Jugoslawien), 

MARIA DO SOCORRO GOMES COELHO 

(Präsidentin des Weltfriedensrates, Brasilien) 

Außerdem: Dokumentation der 
Podiumsgespräche (»Vierte Gewalt 
und Heimatfront: Wie Medien Kriege 
möglich machen«, »Widerstand gegen 
Faschismus, Krieg und Sozialabbau zu¬ 
sammenführen«) sowie Grußbotschaf¬ 
ten, Interviews mit den Mitwirkenden 
des Konzerts »Lieder gegen den Krieg« 
und ergänzende Artikel. 


Erhältlich auch unter www.jungewelt-shop.de 



Die DKP-Gerresheim 
dankt den Genossinnen 
aus Krefeld, Hagen und 
auch aus Dormagen für 
die solidarische Hilfe 
im Kommunalwahlkampf! 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Hier könnte Eure private 
Kleinanzeige stehen 



Beispiel 

43 mm breit x 58 mm hoch 
Sonderpreis 
40,- € + MWSt 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


mail@gas1hDl-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 
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Schon 1914 war die Ukraine 
Ziel 

Betr.: Entwicklung in der Ukraine 
und auf der Krim 

Seit dem Beginn der Ukraine-Krise 
hat es sich wieder einmal herausge¬ 
stellt, wie gut es ist, die UZ abonniert 
zu haben. Besonders, wenn ich an die 
Berichterstattung in ARD und ZDF 
denke. 

Aus diesem Anlass habe ich in mei¬ 
nem Geschichtsatlas die Karte über 
die Kriegsziele der imperialistischen 
Mächte von 1914 noch einmal betrach¬ 
tet. Auffällig ist dabei, dass der deut¬ 
sche Imperialismus damals schon die 
Ukraine zur indirekten Unterwerfung 
vorgesehen hatte. Von 1941 will ich erst 
gar nicht reden. 

Leicht nachzuvollziehen ist natürlich, 
dass sich die Krim wegen des faschisti¬ 
schen Putsches in Kiew von der Ukrai¬ 
ne abgespalten hat. Die Ergebnisse der 
Volksabstimmung sprechen für sich. 
Die Reaktionen westlicher Politiker 
werfen für mich eine neue Frage auf: 
Wenn Angela Merkel die Wahlergeb¬ 
nisse auf der Krim nicht akzeptiert, so 
frage ich mich, warum ich dann einen 
Wahlsieg der CDU noch akzeptieren 
soll. Das soll Frau Merkel mir mal er¬ 
klären. 

Anton Höllbacher ; Berlin 

Szenario der 
Kriegsvorbereitung 

Betr.: Deutsche Außenpolitik 

(...) Die (...) noch zu hörenden Stim¬ 
men der Vernunft (...), werden längst 
von kriegstreiberischen, hysterischen 
Hassern und Hetzern übertönt. Es 
stört sie allesamt nicht, wenn Krieg 
räumlich und gedanklich den Völkern 
Europas näher rückt. Leere Beteue¬ 
rungen, verlogene Sprüche und der 
zu Kriegen immer gehörende Lügen- 


Am 20. März traf sich die „große“ 
Pressefestkommission auf dem Gelän¬ 
de des Revierparks Wischlingen und 
konnte sich auch schon von dem guten 
und trockenen Wetter in Dortmund 
im Pressefestjahr 2014 überzeugen. 
Vor dem Sitzungsbeginn fand eine 
Ortsbegehung statt, um die Standor¬ 
te der Bezirke und anderer Stände etc. 
zu prüfen. 

Ulrich Abczynski führte sachkundig 
über das Gelände und erklärte die 
Standortfragen. Das ist notwendig, 
weil das Pressefest nun räumlich et¬ 
was verkleinert werden soll. Und das 
führt naturgemäß zu „Umzügen“ von 
teils auch liebgewonnenen Standor¬ 
ten. Aber da wird um einvernehmli¬ 
che Lösungen gerungen. 


sumpf (...), Selbstüberschätzung und 
der pure Wahn machen sich erschre¬ 
ckend breit. Fast lehrbuchreif läuft ein 
Szenario (...). „Ukraine-Krise beschert 
der NATO neuen Lebenszweck“, titel¬ 
te ein Internetportal und es folgte die 
Feststellung, die Mehrheit der Deut¬ 
schen habe Verständnis für „russische 
Annexion“. 

Die Regierenden interessiert solches 
nicht, linke Kritik an deutscher Politik 
wird von „Volksvertretern“ im Bun¬ 
destag lautstark und dümmlich-em¬ 
pört weggebuht. (...) Mit nahezu un¬ 
glaublichem Zynismus und wachsender 
Kriegseuphorie steht dieses Deutsch¬ 
land zu seinen imperialen Interessen 
(-)■ 

Verantwortung übernehmen wird das 
genannt und das begann mit „der Ver¬ 
teidigung am Hindukusch“. (...) Wer 
mit wem steht heute und jetzt dagegen 
sichtbar und deutlich auf? 

Roland Winkler ; Aue 

Man braucht keinen Gott um 
menschlich zu sein 

Betr.: „Sozialinitiative der Kirchen“ 
von Herbert Mies, 

UZ vom 14.3.2014, S. 2 

Ich denke, Herbert Mies hat eine wert¬ 
volle und immer noch nötige Diskus¬ 
sion aufgebrochen, die es, wie es uns 
gebührt, immer auch dialektisch anzu¬ 
gehen ist. 

Gregor Gysi hat mit seiner Feststellung 
„Eine gottlose Gesellschaft wäre eine 
wertlose Gesellschaft“ - wäre sie denn 
wahr und damit konkret - sich selbst 
politisch und seine Partei (Parteilich¬ 
keit) ein Stück wertloser gemacht; zu¬ 
mindest für all diejenigen, die keinen 
Gott benötigen, um menschlich zu sein, 
Mensch zu bleiben oder ein soziales 
Wesen zu werden (kein verlassenes). 
Um Schmerz, Leid, Verlust oder Glück 


Auch die Lage der Hauptbühne wird 
sich etwas verändern: Sie wird zwar 
nach wie vor hinten auf dem Sportplatz 
zu finden sein, die Casa Cuba und an¬ 
dere Zelte werden jedoch in Richtung 
des Weges vorgezogen. Die Bühne 
wird dann - vom Weg aus gesehen - 
nach hinten rechts verlegt. So rücken 
die attraktiven Beiträge - darunter 
auch die Kogge der „Nordlichter“ - 
auf dem Sportplatz zusammen, und es 
entsteht auch nicht der Endruck einer 
großen Leere, wenn auf der Hauptbüh¬ 
ne mal kein Programm ist. Zudem ist 
der neue Bühnenstandort auch auf ei¬ 
ner befestigten Fläche, so dass selbst 
bei einem völlig unwahrscheinlichen 
Regenschauer unsere Gäste sicheren 
Boden unter den Füßen haben. WSK 


und Mitgefühl (...) zu erfahren und zu 
erkennen, bedarf es keines Gottes oder 
einer Göttin. 

(...) Ich für mich benötige keinen 
Gott und bin - zumindest in seiner 
herkömmlichen, klassischen Definiti¬ 
on - ihn gerne los; um zwischen Gu¬ 
tem und Schlechtem, sozial und unso¬ 
zial, arm und reich, Recht und Unrecht 
unterscheiden zu können, benötige ich 
kein höheres Wesen. Vielmehr, hätte 
ich mich seiner nicht entledigt, hätte 
ich sicherlich heute zur marxistischen, 
materialistischen Weltanschauung kei¬ 
nerlei Veranlassung. Wenn andere es zu 
ihrem Glück benötigen, will ich gerne 
die erlangte Freude und Schönheit mit 
ihnen teilen, solange es keinen Schaden 
anrichtet oder Unglück beschert. 
Diese Zeilen - und sicher auch die un¬ 
seres geschätzten Genossen Herbert 
Mies - sind leider immer noch nötig, 
in einer Gesellschaft, in der „Gottlose“ 
als nicht wertvolle Mitglieder der Ge¬ 
sellschaft diskreditiert werden. 

Hierzu und zu dem oft auch noch heute 
bei Christen anzutreffenden Antikom¬ 
munismus fallen mir die Ideen und die 
Lebensweise der Conscientarii aus dem 
17. Jahrhundert des Matthias Knutzen 
(Atheist und revolutionärer Demokrat; 
geb. 1646 in Oldesworth, Eiderstedt) 
mit seiner atheistisch-materialistischen, 
gegen die Klassenherrschaft gerichte¬ 
ten, antifeudalen Ansichten, ein. Sei¬ 
ne Schlussfolgerungen waren Resul¬ 
tat gesellschaftlicher Erfahrungen und 
er stellte der religiös-idealistischen 
Scheinwelt dann auch folgerichtig eine 
materialistische Weltanschauung ent¬ 
gegen. Er hielt es für nötig, dass die Ge¬ 
sellschaft allein nach den Grundprin¬ 
zipien der Vernunft und des sozialen, 
d.h. kollektiven Gewissen geleitet wird: 
niemanden zu kränken, ehrbar zu leben 
und jedem das Seine geben. 


Ich denke, auch sein Wirken führt zu 
dem wertvollen Resümee: Verändert 
die Welt - sie hat es nötig! 

Uwe Knutzen, Nordfriesland 

Irritierender Fehler 

Betr.: Arbeitgeber ohne Angebot, 

UZ vom 21.3.2014, S. 2 

Der im Betreff genannte Artikel ent¬ 
hält sowohl an mehreren Stellen im 
Text wie auch in der Überschrift (si¬ 
cher versehentlich) einen irritieren¬ 
den Fehler. Hierzu schrieb bereits vor 
über 130 Jahren ein gewisser Friedrich 
Engels folgende Gegendarstellung: „Es 
konnte mir nicht in den Sinn kommen, 
in das ,Kapital 4 den landläufigen Jar¬ 
gon einzuführen, in welchem deutsche 
Ökonomen sich auszudrücken pflegen, 
jenes Kauderwelsch, worin z.B. derje¬ 
nige, der sich für bare Zahlung von an¬ 
dern ihre Arbeit geben lässt, der Ar¬ 
beitgeber heißt, und Arbeitnehmer 
derjenige, dessen Arbeit ihm für Lohn 
abgenommen wird. Auch im Franzö¬ 
sischen wird travail im gewöhnlichen 
Leben im Sinn von Beschäftigung 4 ge¬ 
braucht. Mit Recht aber würden die 
Franzosen den Ökonomen für verrückt 
halten, der den Kapitalisten donneur 
de travail, und den Arbeiter receveur 
de travail nennen wollte“ London, 
7. November 1883 - Aus dem Vorwort 
zur 3. Auflage des „Kapitals“ ( MEW, 
Bd. 23, S. 34) 

Wolfgang Metzger ; Berlin 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


Schwerin: Offener Lesekreis „Kommu¬ 
nistisches Manifest“. Buntes Q, Lübecker 
Straße 180,19.30 Uhr. 


SA ★ 29. MÄRZ 


Leverkusen: „Einführung Marxistische 
Philosophie (Teil 1)“. Beginn des Wochen¬ 
endseminars der Karl-Liebknecht-Schule. 
Referentin: Nina Hager. Weitere Informa¬ 
tionen und Anmeldung unter www.karl- 
liebknecht-schule.org. 

Berlin: Tagung der Geschichtskommis¬ 
sion des Parteivorstandes der DKP. In¬ 
teressierte werden gebeten, sich per E- 
Mail anzumelden unter szalkie@gmx.de. 
ND-Gebäude (Raum 341) Franz-Mehring- 
Platz 1,11.00 Uhr. 

Krefeld: Infostand der DKP-Linker Nie¬ 
derrhein zur Vorbereitung des Oster¬ 
marsches. Krefeld-Uerdingen, Markt, 
10.30 Uhr. 


SO ★ 30. MÄRZ 


Dinslaken: Kranzniederlegung am Grab¬ 
mal der Märzgefallenen, Kommunalfried¬ 
hof Dinslaken (an der B8), 12.00 Uhr. 


Dl ★ 1. APR 


Göttingen: „Euroland ist abgebrannt“, 
Vortrag und Diskussion mit dem Wirt¬ 
schaftsjournalisten Lucas Zeise im Rah¬ 
men des EU-Wahlkampfs der DKP. Ver¬ 
anstalter: DKP Kreisverband Göttingen. 
Rotes Zentrum, Lange Geismarstraße 3, 
19.00 Uhr. 


Ml ★ 2. APR 


Braunschweig: Veranstaltung der DKP 
Niedersachsen zur Parteidiskussion mit 
Patrik Köbele (Vorsitzender der DKP) und 
Werner Hensel (Vorsitzender der DKP Nie¬ 
dersachsen). Anmeldungen bitte an bv@ 
dkp-niedersachsen.de. „Brunsviga“, 
Karlstraße 35,19.30 Uhr. 


SA ★ 5. APR 


Rostock: Landesmitgliederversammlung 
der DKP Mecklenburg-Vorpommern. Cafe 
Maya, Wismarsche Straße 21,10.00 Uhr. 


SO ★ 6. APR 


Hamburg: Führung durch die erweiterte 
Dauerausstellung in den letzten erhalte¬ 
nen ehemaligen Zwangsarbeiterbara¬ 
cken Hamburgs, Lager Kowahl+Bruns. 
Veranstalter: Willi-Bredel-Gesellschaft- 
Geschichtswerkstatt e.V. Wilhelm-Raa- 
be-Weg 23, nahe S-Bahn Flughafen, 
14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


DO ★IO.APR 


Krefeld: Mitgliederversammlung DKP 
LiNi zur Vorbereitung des UZ-Pressefes- 
tes, 1. Mai und den Aktivitäten zum 8. Mai. 
Brauhaus Wienges, Neusser Str. 55, 
19.30 Uhr. 


„Gefeiert wird aufm Platz“ 

Ortsbegehung der Pressefestkommission im Revierpark Wischlingen 



Vor der Eislauf¬ 
halle erklärte 
Uli Abczynski 
den neuen 
Aufbauplan des 
Pressefestes. 



Jetzt abonnieren und Prämie sichern! L 

< H> 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,- €/ Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 15. bis 21. März 


Dienstag 

Die Diskriminierung von Frauen hat vie¬ 
le Gesichter. 

Eines der hässlichsten ist der Verdienst¬ 
abstand. Trotz einer Milliarde Absichtser¬ 
klärungen (gefühlt) ändert sich in diesem 
Land nichts. Dass wir eine Bundeskanzle¬ 
rin und eine Kriegsministerin haben, ver¬ 
deckt - im besten Fall - nur, dass es ein 
massiver sozialer Nachteil ist, als deutsche 
Frau auf die Welt zu kommen. 

Der Verdienstabstand hat eine absolu¬ 
te und eine relative Komponente. Frau¬ 
en sind schlechter qualifiziert, im Nied¬ 
riglohnsektor beschäftigt; sie haben eine 
kürzere Lebensarbeitszeit und gelangen 
kaum in Führungspositionen. In Zahlen: 
Frauen verdienen absolut 22 Prozent we¬ 
niger als Männer. 

Wenn Qualifikation und alle anderen 
Faktoren ähnlich sind, beträgt der Ab¬ 
stand immer noch sieben Prozent. Das 
nenne ich die relative Diskriminierung. 
Dieser Bereich ließe sich per Gesetz mit 
einem Schlag regeln - sobald der Grund¬ 
satz gleicher Lohn für gleiche Arbeit ver¬ 
bindlich eingeführt wäre, könnte jede 
Frau die Diskriminierung wegklagen. 
Das dass nicht möglich ist, liegt nur daran, 
dass wir weder in einem echten Rechts¬ 
staat noch in einer sozialen Demokratie 
leben. Der Souverän ist eben nicht das 
Parlament, sondern diejenigen, denen die 
Gleichstellung der Frau höhere Lohnkos¬ 
ten verursacht. 

Donnerstag 

Die Deutsche Bank hatte schon bessere 
Bilanzen vorzuweisen als 2013. Trotzdem 
sind die Vorstandsgehälter im vergange¬ 


nen Jahr kräftig gestiegen. So steht 1 s in den 
Wirtschaftsteilen der Zeitungen -jahrein, 
jahraus. In dem einen Wort „Trotzdem u 
steckt die ganze (gewollte) Verkennung 
der Verhältnisse. 

Tatsächlich ist es so: Gerade in der Krise 
erhalten die Manager satte Gehälter. Sie 
müssen Mitarbeiter entlassen, mehr denn 
je lügen, tricksen, täuschen, unter Risiko 
betrügen, Gesetze brechen und/oder um¬ 
gehen usw. usf. Immer unter der Drohung 
aufzufliegen. Die damit verbundene psy¬ 
chische Belastung auch des abgebrüh¬ 
testen Existenzvernichters hat halt ihren 
Preis. 

Freitag 

Nicht nur die Affäre um Uli Hoeneß lenkt 
den Blick auf die unheilige Allianz von 
Sponsoren und Profi-Fußball. 

Der Verantwortlichen des VW-Konzerns 
versuchen zur Zeit mit einem außerge¬ 
richtlichen Millionen-Vergleich, die Tatsa¬ 
che vergessen zu machen, dass sie Zulie¬ 
ferbetriebe zugunsten des VFL Wolfsburg 
erpresst haben. Die Staatsanwaltschaft 
Stuttgart geht z. B. davon aus, dass der 
Konzern dem Unternehmen T-Systems 
einen hochdotierten Auftrag bei VW erst 
erteilte, nachdem die Telekom-Tochter ei¬ 
nen Sponsoring-Vertrag bei den Wölfen 
verlängert hatte. 

Dem Sport geht es zunehmend wie Midas, 
dem König der Sage. Alles was der anfass¬ 
te, wurde zu Gold. Aber Weißwürste aus 
Metall kann man bekanntlich nicht essen. 
Der Deutschen liebster Sport (und nicht 
nur der) droht am langen Arm der Kor¬ 
ruption zu verhungern. 

Adi Reiher 


Widerstand tut not... 



... im nordfranzösischen Henin-Beaumont. Dort errang bei den Kommunalwahlen am vergangenen Wochen¬ 
ende Steeve Briois, der Kandidat des Front National, auf Anhieb den Posten des Bürgermeisters. Die franzö¬ 
sischen Rechtspopulisten werden allgemein als die großen Gewinner der Wahl gehandelt. Da kann auch ein 
mediales Hochschreiben dahinterstecken. Nur ein Drittel der Franzosen konnte die FN überhaupt wählen, da 
diese nicht flächendeckend Kandidaten stellte. 

Bei einer flächendeckenden Kandidatur hätten sie - hochgerechnet -14 Prozent erhalten. Sozialisten und 
Konservative erhielten zusammen reale 85 Prozent. Jetzt müssen sich die demokratischen Kräfte bei den 
Stichwahlen nur einig sein. Doch daran scheint es zu hapern. 

Schnell und richtig reagierte die actionantifasciste62. Sofort wurden Spuckzettel angebracht - auch direkt vor 
dem Rathaus in Henin-Beaumont. 


Die Logik der Reichen 

Hoeneß und kein Ende 



U nd immer wieder Hoeneß. Lang¬ 
sam scheint es sich zu lohnen, 
eine Chronik anzulegen! Im 
Online-Magazin Carta begann Wolf¬ 
gang Michal eine Medienbilanz zu 
ziehen: „Die deutschen Leitmedien 
sind unsicher, wie sie den Fall Hoeneß 
weiter bearbeiten sollen. Während die 
Süddeutsche Zeitung für einen Schluss¬ 
strich plädiert, mäandert der Spiegel 
unschlüssig herum und der stern raunt 
weiter. Andere Blätter sorgen für mo¬ 
ralische Begleitmusik, indem sie das 
Thema ,weiterdrehen 4 (und damit ins 
Ungefähre entschwinden lassen) oder 
- wie die Bildzeitung - ihrem ,Knacki 4 
auf Schritt und Tritt ins Gefängnis fol¬ 
gen und am liebsten noch Zelle und 
Blechnapf mit ihm teilen möchten. 44 
Der Spiegel bekommt weniger gute 
Noten „Neun (!) Spiegel- Autoren 
mäandern durch das Thema, ohne ei¬ 
nen roten Faden zu finden. Am An¬ 
fang und am Ende des Textes wird das 
Funktionieren des modernen Rechts¬ 
staats gefeiert, aber im Mittelteil ist 
- oh Wunder - von einem möglichen 
,Justizskandal 4 die Rede. Ja, was denn 
nun? Der Spiegel-Text passt hinten 
und vorne und in der Mitte nicht zu¬ 
sammen. 44 

Der stern bekam auch keine Superno¬ 
ten: „,Der geheime Informant 4 , stern- 
Reporter Johannes Röhrig interviewt 
jenen Whistleblower, der die Bericht¬ 
erstattung zum Fall Hoeneß ausgelöst 
hat. Das Interview selbst ist eher wegen 
seiner konspirativen Umstände interes¬ 
sant, inhaltlich bietet es kaum Neues. 
Wir erfahren, dass sich der Whistleblo¬ 
wer über Hoeneß 4 Doppelmoral in 
Sachen Steuern und Banken geärgert 
hat, dass es sich bei dem Whistleblower 
möglicherweise auch um eine Whist- 
leblowerin handeln könnte und dass 
man sich weder in Deutschland noch 
in der Schweiz getroffen habe. 44 
Wir verzichteten auf weitere Enthül¬ 
lungen - schon weil sie längst keine 
Enthüllungen mehr sind - und kehr¬ 
ten zu einem Bundestagsredner zurück, 
der vor einem knappen Jahr bereits die 
Wahrheit gesagt hatte, aber damals von 
kaum jemandem gedruckt wurde. Wa¬ 
rum? Weil er Gysi heißt und ein Lin¬ 


ker ist. Hoeneß hatte 
ihn einen „Clown 44 ge¬ 
nannt, aber das erbos¬ 
te den nicht sonder¬ 
lich. Werfen wir einen 
Blick in seine Rede, 
auch wenn sie nun 
schon ein Jahr alt ist, 
aber nichts an Brisanz 
verloren hat: „Der Fall 
Hoeneß hat viele scho¬ 
ckiert und enttäuscht, 
selbst die Bundeskanz¬ 
lerin. Aber man muss 
auch feststellen: Die 
Regierungen haben 
das selbst politisch 
verschuldet; denn fast 
alle, gleich ob Union, 

SPD, FDP oder Grü¬ 
ne, haben mit ihrer 
Politik bei Reichen 
und Vermögenden 
ein Gesellschafts- und 
Staatsverständnis her¬ 
beigeführt, in dem der 
Staat als lästiges Übel 
erscheint und die sozial Benachteilig¬ 
ten als Sozialschmarotzer verunglimpft 
wurden und werden. (Widerspruch bei 
der CDU/CSU und der FDP. Klaus- 
Peter Flosbach (CDU/CSU): Unglaub¬ 
lich!) 

Keine der Bundesregierungen seit 
2002, weder Rot-Grün noch Schwarz- 
Rot oder Schwarz-Gelb, hat irgendet¬ 
was Wirksames gegen diese und ande¬ 
re Formen der 
Steuerflucht und 
der Steuerhinter¬ 
ziehung getan. 

(Beifall bei der 
LINKEN). Holger Krestel (FDP): So 
ein Blödsinn!) 

Es ist interessant, eine Logik zu durch¬ 
forsten. Bundesminister Friedrich hat 
mit Blick auf die Armen aus Bulgari¬ 
en und Rumänien gesagt: Wir müssen 
denen die Einreise verweigern. Be¬ 
gründet hat er das damit, dass die Ar¬ 
men nicht das Land wechseln dürften, 
um ihre Armut etwas erträglicher zu 
gestalten. Ich teile seine Logik über¬ 
haupt nicht, aber ich frage Sie: Wenn 
man schon eine solche Logik hat, war¬ 


um ist dann noch niemand auf die Idee 
gekommen, den Reichen zu sagen: ,Ihr 
könnt euch nicht das Land aussuchen, 
in dem ihr am wenigsten Steuern be¬ 
zahlt 4 , und auch den Unternehmen zu 
sagen: ,Ihr könnt euch das nicht aussu¬ 
chen 4 ? Wieso gilt diese Logik nur für 
die Armen? (Beifall bei der LINKEN) 
SPD und Grüne haben das Kasino für 
Spekulationen geöffnet. Dadurch ka¬ 


men so dicke Gewinne zustande, dass 
der Anreiz zur Steuerhinterziehung ge¬ 
wachsen ist. (Holger Krestel (FDP): Sie 
brauchen neue Texte!) 

Die Steuersenkungsgesetze wurden 
von Ihnen verabschiedet. Sie wissen 
das: Spitzensteuersatz gesenkt, Kör¬ 
perschaftsteuersatz gesenkt und vie¬ 
les andere mehr. Das hat natürlich 
den Reichtum befördert. Andererseits 
haben Sie Armut verfestigt und sogar 
gesteigert, nämlich durch Hartz IV, 
durch prekäre Beschäftigungsverhält¬ 


nisse, durch reale Lohn¬ 
senkung, Rentensenkung 
und anderes mehr. Wir 
haben in Deutschland 
jetzt ein privates Geld¬ 
vermögen von 10 Billio¬ 
nen Euro. 10 Prozent der 
Haushalte besitzen 61 
Prozent davon. Das sind 
über 6 Billionen Euro. 
50 Prozent der Haushal¬ 
te besitzen von dem ge¬ 
samten Geldvermögen 1 
Prozent. Vor über zehn 
Jahren besaßen diese 50 
Prozent noch 4 Prozent. 
Auch das war schon we¬ 
nig. Heute besitzen sie 
aber nur noch 1 Prozent. 
Wie wollen Sie das alles 
rechtfertigen? (Beifall 
bei der LINKEN) 

SPD und Grüne haben 
dann das Gesetz über die 
strafbefreiende Erklä¬ 
rung gemacht. Dahinter 
steckt der Gedanke, den 
Steuerhinterzieherinnen und Steuer- 
hinterziehern noch mehr Straffreiheit 
zu gewähren. Damals haben Sie gesagt, 
dass dadurch wahnsinnig viel Geld he¬ 
reinkommt: 5 Milliarden Euro. Na gut, 
es wurden nur 1,4 Milliarden Euro. Das 
hat sich also wesentlich weniger ge¬ 
lohnt. Das ganze Herangehen in den 
vergangenen Jahren hat die Steuerhin¬ 
terziehung begünstigt. Damit muss jetzt 
Schluss sein. Der 
Zeitgeist beginnt 
sich zu ändern. 
(Beifall bei der 
LINKEN) 

Die Große Koalition hat zudem die 
Abgeltungsteuer eingeführt. Das muss 
man sich einmal überlegen: Da legt ei¬ 
ner sein ganzes Geld an und bekommt 
hohe, höchste Zinsen. Außerdem be¬ 
ginnt die Steuerpflicht erst ab einem 
bestimmten Betrag. Und dann sagen 
Sie: Für dieses leistungslos erworbene 
Geld, dafür hat er nichts getan; er hat 
das einfach irgendwohin getan, jetzt 
muss er 25 Prozent Steuern zahlen. 
Wenn er für dasselbe Geld gearbeitet 
hätte, müsste er dafür 42, gegebenen¬ 


falls 45 Prozent Steuern zahlen. Wie er¬ 
klären Sie den Leuten, dass derjenige, 
der arbeitet, viel zahlen muss und dass 
derjenige, der sein Geld bloß anlegt 
und dicke Zinsen macht, wenig zahlen 
muss? 44 

Was Gysi an jenem Tag nicht erwähnt 
hatte, war: In Hoeneß 4 Wurstfabrik 
waren Betriebsräte nicht erlaubt ... 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Das Verschwinden der Gletscher 

Die Veränderungen in den Schwei¬ 
zer Alpen sind massiv. Immer wie¬ 
der rutschen auch ganze Bergflan¬ 
ken zu Tal, weil der Permafrost, der 
die Felsen normalerweise auch im 
Sommer fest zusammenhält, vieler¬ 
orts schmilzt. Der Klimawandel ist 
längst in den Hochalpen angekom¬ 
men. 

Sa., 29.3., 19.30-20.15 Uhr, arte 

Hitlers Polizei (2/2) 

Die deutsche Polizei war eine we¬ 
sentliche Stütze des NS-Systems. 
Schon bald nach der Machtübernah¬ 
me 1933 konnten sich die National¬ 
sozialisten auf die Polizei verlassen. 
Sie sorgte nachhaltig für die Stabi¬ 
lisierung der NS-Herrschaft - auch 
indem sie sich am Terror gegen die 
politischen und weltanschaulichen 
Gegner beteiligte. 

Di., l. 4., 22.05-22.50 Uhr, mdr 

Wenn die Meere sauer werden 

Die Filmemacherin Sally Ingleton 
reiste um die Welt, um die Auswir¬ 
kungen der Übersäuerung der Oze¬ 
ane zu untersuchen. Da der Kohlen¬ 
stoffausstoß zunimmt und die Welt¬ 
meere eine stetig wachsende Menge 
Kohlendioxid aufnehmen, könnten 
nach Ansicht der Wissenschaftler 
Tausende Arten bedroht sein. Die 
chemische Zusammensetzung des 
Meerwassers ändert sich. Im immer 
saurer werdenden Wasser schaffen 
es viele Meerestierarten nicht, ihre 
überlebenswichtigen Skelette und 
Gehäuse zu bilden. 

Frei., 4.4., 21.45-22.40 Uhr, arte 


Der Spiegel feiert das Funktionieren des modernen Rechtsstaats, spricht 
aber auch - oh Wunder - von einem möglichen „Justizskandal u . 















